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Hinweise zur Zitation 

Die Zitiernorm der Arbeit entspricht in ihren Grundzügen dem deutschen Standard 

und somit letztlich dem amerikanischen Vorbild. Das bedeutet: Die Identifikation 

von Quellen erfolgt normalerweise im Haupttext und nicht in den Fußnoten. Die 

Fußnoten dienen ausschließlich der Ergänzung des Haupttextes und nur in diesem 

Zusammenhang auch der Identifikation von Quellen.  

 

Im Zuge der amerikanischen Zitierweise werden Nachname des Autors, das Er-

scheinungsjahr und falls erforderlich die entsprechende Seitenzahl an der entspre-

chenden Stelle im Originaltext in runde Klammern gesetzt und unmittelbar im An-

schluss an das jeweilige Zitat in die entsprechende Textzeile eingefügt. Die voll-

ständigen Literaturangaben des Originaltextes finden sich im Literaturverzeichnis.  

 

Im Falle indirekter Zitate ist den Zitatangaben im Text ein „vgl.“ vorgestellt. Be-

zieht sich die Zitation auf einen Satz oder einen Teilsatz innerhalb der vorliegenden 

Arbeit, ist dies dadurch gekennzeichnet, dass die Angabe innerhalb des indirekt 

zitierten Satzes noch vor dem Satzzeichen steht. Bezieht sich die Zitation jedoch 

auf mehrere Sätze, so befindet sich die Information am Ende des jeweiligen Sinn-

abschnittes.  

 

Werden mehrere Quellen gleichzeitig zitiert, erfolgt die Angabe der Informationen 

in Reihenfolge des Erscheinungsdatums, wobei Quellen älteren Datums zuletzt 

genannt werden. Innerhalb eines Erscheinungsjahres wird alphabetisch sortiert.   
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1. Einleitung, Aufbau und Methode 

1.1. Einleitung 

Im Jahr 2007 haben die großen Volksparteien CDU, CSU und SPD ihre Grundsatz-

programme neu beschlossen. Für die SPD geschah dies auf dem Hamburger Partei-

tag vom 26.10.-28.10.2007. Die Politikveränderungen, welche im Programm der 

SPD festzustellen sind, werden von vielen Seiten als Paradigmenwechsel gedeutet 

(vgl. Butterwegge 2008; Paquet 2007: 263). Die Programmarbeit begann 1999 und 

wurde 2007 in Hamburg – rund drei Jahre nach dem Ende der Rot-grünen Regie-

rung – abgeschlossen. Gerhard Schröder hatte als Bundeskanzler mit seinem 2003 

eingebrachten Gesetzespaket Agenda 2010 eine tiefgreifende Reform des deutschen 

Wohlfahrtstaates eingeleitet. In den Bereichen der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 

rückte er dabei von traditionell sozialdemokratischen Zielen und Instrumenten ab1 

und stieß damit auf erhebliche Vorbehalte in seiner Partei, deren Vorsitzender er 

von 1999 bis 2004 war. Die materiellen Politikveränderungen der SPD in der Re-

gierungszeit Schröders erfuhren durch die Verabschiedung des Hamburger Pro-

gramms 2007 eine Konsolidierung. Ist Schröders Leistung die Transformation der 

SPD von einer den klassischen Zielen und Instrumenten der „goldenen Zeit“ tradi-

tioneller Sozialdemokratie in den 1970er Jahren anhängenden Partei hin zu einer 

modernisierten Sozialdemokratie des Dritten Weges2?  

 
„Lasst mich ein Wort zur Agenda 2010 sagen. Niemand muss sich ängstigen, ich gebrauche 
kein alttestamentarisches Bild. [Das Protokoll vermerkt Heiterkeit] Klar ist und das Programm 
weist es aus: Wir haben Ziele. Ein großes ist es, allen Menschen ein selbstbestimmtes Leben in 
Würde zu ermöglichen. [...] Demografie und Globalisierung verlangten und verlangen nach 
neuen Instrumenten. Die Agenda 2010 ist also ein Instrument, sie ist nicht das Ziel. Also ist sie 
veränderbar. Dass Bessere, liebe Freunde, ist des Guten Feind – aber eben das Bessere, nicht 
nur das Populärere.“ (Vgl. Rede Gerhard Schröders auf dem Hamburger ordentlichen Parteitag 
der SPD, 26.10.2007)  
 

Dieses zugespitzte Statement des Bundeskanzlers a.D. verweist dabei auf eine of-

fenkundige Skurrilität des Hamburger Parteitags. Rund zwei Jahre nach dem Ende 

der Kanzlerschaft Schröders nahm die SPD endgültig Abschied von ihrem Berliner 

Programm aus dem Jahr 1989, welches einen als gleiche Freiheit verstandenen 

Begriff von Gerechtigkeit anhand von fünf Merkmalen definierte3. Dieses Pro-

                                                 
1 Auch in anderen Politikbereichen verließ Gerhard Schröder traditionell sozialdemokratische Linien, 
so beispielsweise in der Wirtschaftspolitik, in der er gerade in der ersten Legislaturperiode 1998-
2002 auf Haushaltskonsolidierung statt nachfrageorientiertem Keynesianismus setzte. 
2 Gemeint ist der vom britischen Soziologen vorgedachte und New Labour in Großbritannien Mitte 
der neunziger Jahre adaptierte Dritte Weg (vgl. Giddens 2002, Merkel 2000: 99ff).  
3 Erstens definiert sie gleiche Freiheit als Gleichheit vor dem Gesetz und der gleichen Chance zur 
politischen als auch sozialen Teilhabe. Zweitens definiert sie als Voraussetzung der Gerechtigkeit 
grundsätzlich gleiche Lebenschancen. Drittens definiert sie daraus ableitend die Notwendigkeit einer 
umfassenden sozialen Sicherung. Dies bedeutet viertens mehr Gleichheit in der Verteilung von Ein-
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gramm enthielt keine Ansätze, die kompatibel mit der Politik Schröders waren (vgl. 

Meyer 2007: 83ff; 2004: 181ff). Das neue Hamburger Programm vollzog den pro-

grammatischen Wandel des SPD-Programms vom nachsorgenden zum vorsorgen-

den Sozialstaat. Dieses neue Leitbild bettet die Forderungen nach mehr Eigenver-

antwortung, Selbstvorsorge und Privatinitiative in die sozialdemokratische Pro-

grammatik ein4. Zugleich beschloss der Parteitag jedoch „mit überwältigender 

Mehrheit“ (SPD-Vorstand 2007a: 161) die Verlängerung der Bezugsdauer des ALG 

I – dies war nichts anderes, als eine Restauration der Ausprägung eines Wohlfahrt-

staatsmodells, von dem Schröder 2003 abrückte5.  

 

Dieses widersprüchliche Verhalten soll zur zentralen Fragestellung dieser Arbeit 

Anlass geben: War Schröder für die SPD ein Transforming Leader? Schwerpunkt-

mäßig werden in dieser Arbeit zur Untersuchung der Fragestellung die Politikberei-

che Arbeitsmarkt und Soziales ausgewählt. Entsprechend des Ansatzes von Mayntz 

und Scharpf (1995) erfasst die vorliegende Arbeit Schröder als individuellen und 

die SPD als kollektiven Akteur. Es steht fest, dass Veränderungen in der Program-

matik der Partei festzustellen sind. Wie wirkte das Handeln Schröders dabei auf die 

SPD ein? Es geht dabei nicht um eine Inhaltsanalyse sozialdemokratischer Pro-

grammatik vor und nach dem Hamburger Parteitag sondern um eine Analyse der 

Leadership des Parteivorsitzenden Schröder vor dem Hintergrund der Modernisie-

rung der SPD. Als Modernisierer in der Sozialdemokratie werden in der vorliegen-

den Arbeit diejenigen bezeichnet, die innerhalb der SPD an den Diskurs des Dritten 

Weges, der seit Mitte der 1990er Jahre unter dem Einfluss von Anthony Giddens 

die Transformation von traditioneller Sozialdemokratie hin zur modernen sozialen 

                                                                                                                                  
kommen, Vermögen und Einfluss – also die klassische Forderung nach Umverteilung – und fünftens 
ebenfalls mehr Gleichheit im Zugang zu Bildung, Ausbildung und Kultur (vgl. SPD-Vorstand 1989). 
Da das Berliner Programm kurz vor der Implosion der Sowjetunion verabschiedet worden war, fan-
den wesentliche Trends wie Globalisierung und Individualisierung, aber auch demographischer 
Wandel in ihm keine Berücksichtigung.  
4 Die SPD bekennt sich in ihrem Hamburger Programm – beschlossen auf dem Bundesparteitag der 
SPD vom 26.10. -28.10.2007 in Hamburg – zum Leitbild des vorsorgenden Sozialstaates, der allge-
meine Lebensrisiken – Arbeitslosigkeit, Invalidität, Altersarmut – präventiv löst (vgl. SPD-Vorstand 
2007). Es heißt: „Wir entwickeln den vorsorgenden Sozialstaat, der Armut bekämpft, den Menschen 
gleiche Chancen auf ein selbstbestimmtes Leben eröffnet, gerechte Teilhabe gewährleistet und die 
großen Lebensrisiken verlässlich absichert“ (SPD-Vorstand 2007b: 5). Im Kern des Konzeptes steht 
die Befähigung zum selbstbestimmten Leben: „Vorsorgende Sozialpolitik fördert existenzsichernde 
Erwerbsarbeit, hilft bei der Erziehung, setzt auf Gesundheitsprävention. Sie gestaltet den demogra-
phischen Wandel und fördert eine höhere Erwerbsquote von Frauen und Älteren. Sie verhindert Aus-
grenzung und erleichtert berufliche Integration. Sie entlässt niemanden aus der Verantwortung für 
das eigene Leben“ (SPD-Vorstand 2007b: 56). Im Gegensatz zur klassischen Nachsorge soll durch 
Vorsorge Armut oder Arbeitslosigkeit gar nicht erst entstehen.   
5 Paquet sieht in der Einführung vorsorgender Elemente in den sozialpolitischen Vorstellungen der 
SPD den Abschied vom Bismarckschen Sozialversicherungssystem (vgl. Paquet 2007: 267).  
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Demokratie beschreibt, anknüpfen. Eine Modernisierung der Sozialdemokratie in 

diesem Verständnis ist in einigen Ländern Europas, in denen sozialdemokratische 

Parteien seit dem an der Macht waren, auch aus einer veränderten Regierungspraxis 

erwachsen. „Anlass und Ausgangspunkt des Diskurses […] war die Feststellung 

des Faktums der ökonomischen Globalisierung mit ihren Folgen für Wirtschaft, 

Sozialstaat und die Handlungsspielräume der Politik“ (Meyer 2008: 113). Hieraus 

entwickelte sich eine Synthese des Liberalismus der 1970er und 1980er Jahre mit 

den klassischen Konzepten und Zielen der Sozialdemokratie. Dies beinhaltet bei-

spielsweise den Wechsel vom nachsorgenden zum vorsorgenden Sozialstaat, der 

pro-aktiv versucht, Armut und Exklusion präventiv zu verhindern. Der Wandel 

sozialdemokratischer Programmatik in diesem Sinne wird in der vorliegenden Ar-

beit als sozialdemokratischer Modernisierungsprozess aufgefasst.  

 

Ein zentrales Anliegen der Arbeit ist, zunächst den Begriff des Transforming Lea-

dership aufzuschlüsseln und herauszukristallisieren, wie Transforming Leadership 

vorangetrieben werden kann. Aufgrund der Stigmatisierung des Begriffs der Füh-

rung durch die nationalsozialistische Gewaltherrschaft 1933-1945 wird in der vor-

liegenden Arbeit der englische Begriff Leadership und Leader verwendet. Das Beg-

riffspaar Transforming Leadership und Transactional Leadership nach Burns 

(1979, 2003) wird direkt aus dem Englischen übernommen, da es keine direkte 

Übersetzung der Begrifflichkeiten ins Deutsche gibt. Das gleiche gilt für die von 

Burns (1979, 2003) geprägten Begriffe Party Leadership, Opinion Leadership und 

Group Leadership sowie den von Helms (2000: 422) geprägten Begriff der Spatial 

Leadership (vgl. Kapitel 2.2). Unter Spatial Leadership wird eine ausgeprägte Dis-

tanz des Politikers zu seiner eigenen Partei verstanden. Leadership wird in der vor-

liegenden Arbeit grundsätzlich als interaktionistischer Prozess zwischen dem Lea-

der und seiner Gefolgschaft aufgefasst. Transactional Leadership bedeutet die Ge-

nerierung von Gefolgschaft durch einen Leader mittels rationalen Tauschs ohne 

einen Wertebezug. Transforming Leadership wird verstanden als die nachhaltige 

Veränderung des Wertegefüges eines Kollektivakteurs durch das Einwirken eines 

individuellen Akteurs innerhalb eines durch strukturelle Rahmenbedingungen vor-

gegebenen Handlungskorridors – also die Generierung von Gefolgschaft jenseits 

des rationalen Tauschs oder der Repression (vgl. Burns 1979, 2003). Unter den 

Triebfedern der Transforming Leadership werden in dieser Arbeit alle beobachtba-

ren und messbaren Ereignisse, Instrumente und Verfahren eines Leaders, der 

Transforming Leadership betreibt, verstanden. 
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Aktuell ist eine Leadership-Analyse, weil die Herausforderungen, denen sich Füh-

rungspersonal in Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft konfrontiert sieht, ge-

wachsen sind. Der gesellschaftliche, politische und ökonomische Wandel, der zur 

Zeit das gesellschaftliche Institutionensystem der Bundesrepublik Deutschland – 

noch geprägt durch das 19. Jahrhundert, aber vor allem ausgeformt in der Nach-

kriegszeit – durcheinanderbringt, wirft weitreichende Fragen auf. Dies färbt ab auf 

die Meso-Ebene der klassischen Großorganisationen, den Gewerkschaften, Kirchen 

und Volksparteien. Unter diesen Bedingungen des Wandels gewinnt die Führungs-

kompetenz Einzelner als Entscheider und Gestalter politischen, gesellschaftlichen 

und ökonomischen Wandels und damit als handelnder Akteur in Wirtschaft, Politik 

und Zivilgesellschaft an Bedeutung. Dass das Thema Leadership in jüngster Zeit in 

Deutschland und Europa von der allgemeinen Öffentlichkeit, von der Politikwis-

senschaft und Praktikern stärker wahrgenommen wird, deutet zugleich auf die Re-

levanz des Themas hin. Doch die deutsche Politikwissenschaft hat anders als ande-

re Disziplinen Leadership noch nicht integriert bzw. systematisch aufgenommen. 

Das Forschungsfeld steckt in den Kinderschuhen. Eine Kumulation von Wissen zu 

Leadership findet nicht statt. Auch weil die Entwicklung von Querschnittswissen 

gefragt ist, wird der Parteivorsitz Schröder anknüpfend an Transforming Leaders-

hip unter die Lupe genommen.  

 

1.2 Untersuchungsziele und inhaltlicher Aufbau 

Ausgehend davon, dass in verschiedenen Politikbereichen angesichts derzeitiger 

sozialdemokratischer Programmatik von einem Paradigmenwechsel gesprochen 

wird, ist das primäre Untersuchungsziel der Arbeit das Wirken Schröders für einen 

solchen Wandel. Konkretisiert lautet die zentrale Fragestellung: Gelingt es dem 

SPD-Vorsitzenden Schröder während seines Parteivorsitzes innerhalb des Kollek-

tivakteurs SPD einen nachhaltigen Wertewandel zu initiieren und/oder zu beglei-

ten? Forschungsleitend für die Beantwortung der zentralen Fragestellung sind drei 

Unterfragen und Grundannahmen (vgl. Kapitel 3), welche empirisch untersucht 

werden (vgl. Kapitel 4). Die folgenden Forschungsfragen strukturiert den Teil der 

Analyse und leitet sukzessive an ein Gesamtbild Schröders und seiner Leadership 

in der SPD heran. 

 

• Worin bestand die zentrale Motivation Schröders? Wie ist Schröders Ver-

hältnis zur Macht? Im Vordergrund der Untersuchung steht hier die Her-
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ausbildung der Persönlichkeit Schröders und sein Aufstieg in der SPD (vgl. 

Kapitel 4.1).  

• Wie bedingt sich der Wille zur Machtakkumulation und Machterhaltung mit 

den inhaltlichen Vorstellungen Schröder in seiner Party Leaderhip? Dieser 

zentrale Teil der Analyse untersucht die Parteiführung Schröders 1999-

2007. Wie konstruierte er Inhalte? Entwickelte er normative Perspektiven? 

Wie arrangierte er sich mit der SPD? Wie setzte er sich letztendlich durch? 

Diese Fragen stehen hier im Mittelpunkt (vgl. Kapitel 4.2).  

• Welche Triebfedern der Transforming Leadership wurden in diesem Rah-

men genutzt? Es wird im Zuge der Herausstellung des Konzeptes Trans-

forming Leadership zunächst der Frage nachgegangen, womit eigentlich 

Transforming Leadership vorangetrieben wird (vgl. Kapitel 2.3-2.4). Die 

Phase der Schröderschen Parteiführung 1999-2004 soll hier auf diese zuvor 

definierten Triebfedern hin untersucht werden. Dabei wird auf zuvor ge-

schaffene Analyseebenen – Persönlichkeit, Inhalt, Stil – abgehoben (vgl. 

Kapitel 4.3).  

 

Vor diesem empirischen Herzstück der Arbeit erfolgt die Einordnung in den Rah-

men politikwissenschaftlicher Forschung. Hier wird die Forschung zum Thema 

Leadership in der Politikwissenschaft dargestellt und ein Abriss ihrer Entwicklung 

geliefert (vgl. Kapitel 2.1). Es erfolgt die Einbettung der Analyse der Beobachtung 

des Handelns von individuellen und kollektiven Akteuren in das Konzept des ak-

teurszentrierten Institutionalismus nach Mayntz und Scharpf (vgl. Mayntz/Scharpf 

1995; Grafik 1). Das Konzept Transforming Leadership nach Burns wird anschlie-

ßend besonders herausgestellt und von anderen Formen politischer Führung abge-

grenzt (vgl. Kapitel 2.2). Abgeschlossen wird die Einordnung durch eine interdiszi-

plinäre Zusammenstellung der Faktoren, die Transforming Leadership vorantrei-

ben. Die Frage lautet hier: Womit wird Transforming Leadership betrieben und 

initiiert? Anschließend werden die angesprochenen drei Analyseebenen herausge-

stellt: Persönlichkeit, Inhalt und Stil. Diese geben der Auseinandersetzung mit den 

Triebfedern der Transforming Leadership einen Rahmen. 

 

Auch wenn Transforming Leadership an Veränderungen in der sozialdemokrati-

schen Programmatik und materieller Politikveränderung im Zuge der Agenda 2010 

festgemacht wird: Es geht in der Analyse nicht um die Untersuchung der SPD-

Programmatik. Vielmehr geht es um die Frage, wie solche Veränderungen anknüp-
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fend an das Konzept der Transforming Leadership durchgesetzt wurden. Auch des-

halb ist die Darstellung wesentlicher Politikveränderungen in der SPD im Untersu-

chungszeitraum und deren Fortwirken bis heute auf knappe Darlegungen be-

schränkt6. Die Auseinandersetzung mit dem Fall – der Zeitraum des Parteivorsitzes 

Schröders 1999-2004 – erfolgt im Zuge der empirischen Analyse. 

 

In der Konklusion wird zu den drei Unterfragen und den in diesem Zusammenhang 

entwickelten Annahmen auf der Grundlage der Analyse Stellung bezogen. Es er-

folgt eine abschließende Bewertung Schröders als Transforming Leader und seinem 

Umgang mit den Triebfedern der Transforming Leadership. Die Sammlung empiri-

scher Daten anhand des Fallbeispiels ist Bestandteil der vorliegenden Arbeit. Dar-

über hinaus findet eine Anwendung und Überprüfung des Konzeptes Transforming 

Leadership statt: Mehr Erkenntnis und Wissen zum Thema Leadership kann ange-

sichts heterogener und instabiler Kollektivakteure, komplexer vernetzter Probleme 

und dynamischeren Wählerverhaltens bei der Bewältigung aktueller politischer 

Probleme helfen. Eine knappe Reflexion der Vorgehensweise und der Ergebnisse 

der Arbeit vor dem Hintergrund der politikwissenschaftlichen Forschung zu Lea-

dership und den aktuellen gesellschaftlichen, politischen und ökonomischen Wand-

lungsprozessen steht am Schluss der Arbeit.  

 

1.3 Methode 

Die Untersuchung reiht sich ein in empirische interaktionistische Arbeiten der For-

schung auf der Grundlage des Leadership-Modells von Burns. Es handelt sich um 

eine Fallstudie auf der Basis der Inhaltsanalyse und der Literaturauswertung. Zu 

diesem Zweck wurde eine Reihe von Dokumenten einer Inhaltsanalyse unterzogen. 

Die Inhaltsanalyse, ein empirisches Datenerhebungsverfahren, dient der Erfassung 

                                                 
6 Eine umfangreiche Auseinandersetzung mit sozialdemokratischer Programmatik und der Moderni-
sierung der Sozialdemokratie würde den Rahmen der Arbeit sprengen. Es soll untersucht werden, 
inwiefern Gerhard Schröder als einwirkende Variable durch Transforming Leadership auf die abhän-
gige Variable SPD Einfluss ausübt. Der akteurszentrierte Institutionalismus ist hierbei aber nur ein 
Anlehnungspunkt. Denn der akteurszentrierte Institutionalismus misst individuellen Akteuren unter 
Berücksichtigung ihrer kognitiven und normativen Schemata dieselbe Bedeutung zu wie den ermög-
lichenden, beschränkenden und prägenden Rahmenbedingungen. Letztere werden im Verlauf der 
Arbeit nicht erschöpfend behandelt. Dies würde auf eine umfangreiche Auseinandersetzung  mit der 
SPD, welche im Wandel der sie bestimmenden Rahmenbedingungen im Spannungsfeld zwischen 
Traditionalismus und Modernisierung ihre Verortung sucht, hinauslaufen. Die sich wandelnde Um-
welt ist dabei die unabhängige Variable der vorliegenden Untersuchung. Auf eine detaillierte Be-
trachtung dieser Umweltprozesse, welche unter den Oberpunkten Globalisierung und Europäisierung, 
Wandel der Arbeitswelt und Krise des Normalarbeitverhältnisses, Krise des Sozialkorporatismus, 
Krise des Keynesianismus, Krise der Großorganisationen und Aufbrechung proletarischer Milieus 
zusammengefasst werden kann, wird in dieser Arbeit bewusst verzichtet, da dies den Rahmen der 
Untersuchung sprengen würde. 
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von Kommunikationsinhalten (vgl. Atteslander 2006: 181). Für eine Inhaltsanalyse 

auf der Grundlage von Texten ist eine Fülle von Material vorhanden. Im Folgenden 

wird eine Übersicht über die ausgewerteten Dokumente geliefert: 

 

• Es wurden 36 Reden, die Schröder in der Zeit seines Parteivorsitzes gehal-

ten hat, ausgewertet. Vornehmlich wurde hier auf Reden vor Parteigremien 

abgehoben, doch wurden auch wesentliche Regierungserklärungen wie die 

zur Agenda 2010 und Reden vor Großorganisationen wie beispielsweise der 

IG Metall im Bundestagswahlkampf 2002 der Analyse unterzogen. Die Un-

tersuchung der Transforming Leadership muss über die Analyse von 

Grundsatzpositionsreden hinausgehen7. Deshalb können beispielsweise 

auch Regierungserklärungen oder wegweisende Reden vor gesellschaftli-

chen Gruppen als programmatische Äußerungen aufgegriffen werden (vgl. 

Oberreuter/Kranenpohl 2000: 13). Wenn möglich wurden die Protokolle der 

gehaltenen Reden untersucht. Die Bundesparteitage im Untersuchungszeit-

raum sind detailliert protokolliert. Neben dem Redetext werden auch Reak-

tionen des Auditoriums notiert, zum Beispiel Beifall, lang anhaltender Bei-

fall oder vereinzelter Beifall. Auch ist es von Vorteil, Protokolle auszuwer-

ten, da Redner – bei Schröder trifft dies zu – vorgefertigte und an die Presse 

gereichte Redemanuskripte des öfteren verlassen und frei sprechen. An-

sonsten wurden die im Archiv des SPD-Parteivorstandes in Berlin gelager-

ten und vorab mit Verweis auf Sperrfrist der Presse gereichten Redetexte 

der Analyse unterzogen. Zur Darstellung der Spannungsgeladenheit und 

damit der Relevanz der Beziehung zwischen Schröder und der SPD für die 

Untersuchung dieser Arbeit in der Einleitung wurde eine Rede außerhalb 

des Untersuchungsraums – die Rede Schröders vor dem SPD-Parteitag in 

2007, welcher zumindest mit dem Hamburger Programm Schröders Re-

formpolitik konsolidierte – ausgewertet. Es wurden darüber hinaus zwei 

Reden ausgewertet, die nicht von Schröder gehalten wurden, aber in einem 

unmittelbaren Zusammenhang zur Durchsetzung der Agenda 2010 in der 

SPD stehen: Die Reden von Hans-Jochen Vogel und Erhard Eppler auf dem 

sogenannten Agendeparteitag am 01.06.2003. 

                                                 
7 Denn „selbst das bedeutungsschwangere und mit Wendemetaphern besetzte programmatische Da-
tum Godesberg 1959 bildete eher den Abschluss und die programmatische Zusammenfassung einer 
sozialdemokratischen Entwicklung als den Startpunkt für ein neues Zeitalter“ (Fischer 2005: 28). 
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• Mit Blick auf die SPD wurden die Jahrbücher, herausgegeben vom SPD-

Vorstand, ausgewertet. In diesen sind die Berichte des Parteivorstandes und 

aller auf Bundesebene relevanten Arbeitsgemeinschaften, Kommissionen, 

Projektgruppen, Beiräten, Foren und Gesprächskreise der SPD zusammen-

gestellt. Hinzu kommen Berichte der Landesverbände. Neben den Jahrbü-

chern wurden weitere vom Parteivorstand herausgegebene Dokumente ge-

sichtet: Hierzu gehörten Protokolle, Beschlussbücher und programmatische 

Dokumente. 

• Biografisches und autobiografisches Material wurde ausgewertet. Schröder 

selbst äußerte sich zweimal autobiografisch. 1993 erschien seine erste Au-

tobiografie „Reifeprüfung“ (Schröder 1993). Auch die in 2006 erschienen 

Memoiren Schröders (vgl. Schröder 2006) wurden ausgewertet. Das Leben 

Schröders, seine Karriere, seine politischen Stationen, sein Privatleben, sein 

gesellschaftspolitisches Umfeld und die Ausgestaltung seines politischen 

Handelns werden in diesen Publikationen beschrieben. Da die Menge an 

Biografien groß ist, wurden die Biografien ausgewählt, die mit Blick auf die 

Forschungsfragen relevant erscheinen. Dies sind die Bücher von Gatter 

(1986), Köpf (1998), Posche (1998), Graw (1998), Herres und Waller 

(1999), Krause-Burger (2000), Anda und Kleine (1996; 2002), Hogrefe 

(2002) und Urschel (2002). Es sei angemerkt, dass Biografien oft durch den 

subjektiven Standpunkt des Biografen gezeichnet sind (vgl. Rosenberger 

2005: 42). Deshalb ist für den Wert der Biografien für die vorliegenden Ar-

beit mitentscheidend, „wie viel Spielraum [...] für die Deutungsmöglichkei-

ten“ (Grebing 1989: 243) übrig bleibt.  

• Der Auswertung deutscher Printmedien kam ein hoher Stellenwert zu. So 

wurden im Dezember 2008 im Zuge einer Recherche im Pressearchiv des 

SPD-Parteivorstandes in Berlin 96 Presseartikel ausgewertet. Vor allem 

wurden solche im Zeitraum der Parteiführung Schröders 1999-2004 in den 

Fokus genommen. Presseartikel außerhalb des Untersuchungszeitraums 

fanden nur dann Eingang in die Analyse, wenn sie sich mit der Person 

Schröder, seinem Aufstieg oder einer rückschauenden Bewertung seiner 

Parteiführung befassen.  

 

Ziel der Inhaltsanalyse war, beobachtbare und messbare Ereignisse herauszukristal-

lisieren, die das Vorliegen der in den Annahmen genannten Sachverhaltes anzeigen. 

Dieser Prozess soll entsprechend der Grundsätze der intersubjektiven Nachvoll-
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ziehbarkeit, der Reliabilität und der Validität im Analysekapitel deutlich gemacht 

werden. Die Untersuchung der Texte erfolgte zunächst analytisch-deskriptiv. Im 

nächsten Schritt wurden Textzusammenhänge herausgestellt, um auf soziale Sach-

verhalte zu schließen. Dabei wurden die Bedingungen, unter denen Texte entstan-

den sind, berücksichtigt – dies zielt im Falle der Reden und autobiografischen Äu-

ßerungen auf den Sender Schröder ab. Hier wird die „diagnostische Funktion“ (At-

teslander 2006: 183) der Inhaltsanalyse aufgegriffen, um auf Situationen und Hin-

tergründe zu schließen, in und vor denen Schröder bestimmte Inhalte produzierte. 

Die Auswertung der Printmedien erfolgte vor allem vor dem Hintergrund der 

kommunikationstheoretischen Funktion der Inhaltsanalyse (vgl. Atteslander 2006: 

183). Wie wirkte Schröder und seine Art und Weise, seine Inhalte zu produzieren 

und auszudrücken, auf den Kollektivakteur SPD? Es geht um die „Erhebung sozia-

ler Wirklichkeit, bei der von Merkmalen eines manifesten Textes auf Merkmale 

eines nicht manifesten Kontextes geschlossen wird. [...] Soziale Wirklichkeit soll 

dabei zunächst als pauschaler Begriff für soziale Strukturen aller Art (soziales Han-

deln von Kommunikanten, aber auch aggregierte Formen, etwa Wert- und Norm-

vorstellungen, organisiertes bzw. institutionalisiertes Handeln etc.) benutzt werden“ 

(Merten 1996: 59). 

 

Existierende wissenschaftliche Publikationen und Aufsätze zu Schröder werden 

komplementär herangezogen. Diese beziehen sich meist jedoch auf die Ausgestal-

tung der politischen Führung als Bundeskanzler (Kaspari 2008; Korte 2007; Glaab 

2007; Wuest/Roth 2006; Niclauß 2004; Murswieck 2003; Helms 2001). Eine knap-

pe Fallstudie betrachtet sein Wirken als Kanzler vor allem unter dem Gesichtspunkt 

politischer Strategie (Raschke/Tils 2007). Fischer beleuchtet – jedoch nicht unter 

dem Blickwinkel des Konzepts Transforming Leadership, sondern des Konzepts 

Management – Schröders Verhältnis zur SPD (Fischer 2005). Des Weiteren wurden 

aus dem Spektrum der Kommunikationswissenschaft Analysen Schröders vorge-

nommen, die ihn und seinen Umgang mit Medien und Öffentlichkeit, der sich deut-

lich von dem des Vorgängers Helmut Kohl im Bundeskanzleramt abhebt, ins Zent-

rum rücken (Hoinle 2005; Meng 2002). Als Leadership-Analyse, welche für die 

vorliegende Arbeit inspirativ war, jedoch nicht Schröder sondern den ehemaligen 

Bundeskanzler und SPD-Parteivorsitzenden Willy Brandt unter die Lupe nimmt, 

soll an dieser Stelle noch das Werk Sigrid Rosenbergers genannt werden (Rosen-

berger 2005). 
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2. Bestimmung der Arbeit in der politikwissenschaftlichen Forschung 

2.1 Leadership: Ein Thema der Politikwissenschaft  

Im Folgenden soll die Einbettung der Fragestellung in die Ansätze der politikwis-

senschaftlichen Forschung erfolgen8. Lasswell war einer der Ersten, der Biografie 

und Persönlichkeit im Zuge der Durchsetzung des Behavioralismus in der Politik-

wissenschaft9 einen Stellenwert einräumte und demnach psychologische Aspekte 

nicht vernachlässigt werden dürfen, um individuelle Bedingungen politischen Han-

delns zu erkennen (vgl. Lasswell 1930: 75; Lasswell 1948: 19). Lasswell analysier-

te Strukturen, Gruppenzugehörigkeiten und Klassenbewusstsein, um das individuel-

le Denken, welches im politischen Verhalten zutage tritt, zu erklären (vgl. Ler-

ner/Lasswell 1951). Für die vorliegende Arbeit ist ein zudem entscheidender Punkt 

des Behavioralismus, dass er erstmals Vernunft als auch Emotion zwischen den 

abstrakten politischen Prozess und das Individualverhalten stellt (vgl. Eulau 1967: 

35f). Fortwährend war es möglich, reine Institutionenanalyse zu überwinden und 

Politik als Prozess mit Wechselwirkungen zwischen verschiedenen Akteuren zu 

betrachten10 (vgl. Fuhse 2006: 292). 

 

Normative Ansätze der Forschung zu Leadership stehen zwar nicht im Mittelpunkt 

der vorliegenden Untersuchung, trotzdem seien sie erwähnt, da diese bis zur plato-

nischen Philosophie zurückführen und dadurch ein wesentliches Fundament der 

Auseinandersetzung mit Leadership darstellen. Polis betont die bürgerliche Stadt 

als eine selbstverantwortlich regierte Einheit. Polites – der Bürger – ist „einer, der 

wechselweise bald regiert, bald gehorcht“ (Sternberg 1980: 119). Das Gottkönig-

tum sakraler Herrschaft in den agrarisch-monarchischen Epochen der letzten Jahr-

tausende war eine erste Form dauerhaft gebundener Macht (vgl. van der Leeuw 

1956: 114). Diese Macht galt als absolut, doch hieß es schon zu jenen Zeiten, dass 

ein König seinen Namen nur verdient, wenn er Gaben verteilt, in Gerechtigkeit 

                                                 
8 Die Politikwissenschaft hat keine im Vorhinein definierte und historisch unverändert bereitstehende 
Werkzeugkiste (Thiery 2006: 245) – deshalb muss jede Arbeit sich festlegen für die jeweilige Denk-
richtung politikwissenschaftlicher Ansätze, in die sie eingebettet werden soll. 
9 Der Behavioralismus ist für die Erforschung einer Leadership insofern von Bedeutung, dass im 
Zuge seiner Durchsetzung als politikwissenschaftlichem Ansatz in den 1940ern in den USA zum 
ersten Mal die Beachtung von Persönlichkeit, Biografie und psychologischen Mustern eine empiri-
sche Konsolidierung erfuhr. Politikwissenschaftliche Forschung entwickelte den Anspruch, individu-
elles Verhalten zu beobachten und zu messen (vgl. Hartmann 2003: 49). 
10 Aus dem Behavioralismus entwickelten sich neben dem für die vorliegende Arbeit relevantem 
Aspekt der Bedeutung von Biografie und Individuum bis heute prägende und angewandte Modelle 
und Werke der Politikwissenschaft, die zum Teil den Rang von Klassikern einnehmen. Genannt sei 
Easton (1957) und schließlich auch Dahl (1956), Lipset (1960) und Schattschneider (1960). All diese 
Werke sehen Politik als Prozess mit Wechselwirkungen zwischen verschiedensten Akteuren. 
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herrscht und „vor seinen Untertanen einen schönen Wandel führt“ (van der Leeuw 

1956: 115). Den von Thomas von Aquin hervorgebrachten mittelalterlichen Fürs-

tenspiegeln, die Idealität und Realität politischer Führung kontrastieren, wird poli-

tisch-pädagogische Motivation unterstellt (vgl. Mühleisen/Stammen 1997: 12).  

 

Niccolo Machiavelli erkannte wesentliche Punkte der heutigen Leadership-

Forschung schon 1513, da er in seinen wichtigsten Werken „Principe“ und „Discor-

si“ die notwendige charakterliche Eignung einer Führungsperson anspricht. Er sieht 

konkretes politisches Handeln im Zusammenspiel mit äußeren Einflüssen, die das 

Handeln des Leaders bestimmen (vgl. Machiavelli 1986; 2002). Bekannt ist Machi-

avelli aber eher dafür, dass er erstmals systematisch Handlungsanweisungen politi-

scher Führung als Machtausübung herausarbeitete. Zwar ist eine unmittelbare nor-

mativ-moralische Intention von politischem Handeln in seinem Werk nicht erkenn-

bar, doch bleibt seine Analyse Teil der normativen Ansätze, weil er die Überwin-

dung politischer Krisen als höchste Norm politischen Handelns definiert (vgl. Ma-

chiavelli 1986; 2003). In der Neuzeit entstanden wiederum durch die Suche nach 

Entwürfen für die Voraussetzungen guten Regierens die Ansätze der Gewaltentei-

lungslehre, welche Herrscher institutionell und nicht durch moralische Appelle 

einschränken sollten (vgl. Montesquieu 1994; Locke 1812).  

 

Nicht zuletzt aufgrund des präsidentiellen Staatsaufbaus entstanden in den USA 

zahlreiche normative Arbeiten, welche die Leistungen der Präsidenten bewerteten 

und bei einigen Vorbildfunktion heraushoben (vgl. Rockmann 1984). Verschiedene 

normative Werke geben Empfehlungen zu politischem Handeln (vgl. Fabbrini 

1995; Taylor 1996; Woodhouse 1997). In Deutschland lag der Schwerpunkt der 

Forschung in der Behandlung des politischen Stils (vgl. Morkel 1966; Hennis 

1968). Ellwein (1970) konstatierte die Bedeutung politischer Führung für Erneue-

rung und Fortentwicklung. Auch jüngere Arbeiten sind normativ geprägt: So wird 

die Vorbildfunktion des politischen Führungspersonals betont, dessen Aufgabe es 

ist, Konsens und Akzeptanz für politische Entscheidungen zu schaffen und so Ori-

entierungspunkte zu schaffen (vgl. Ellwein/Hesse 1992: 390).  

 

Die vorliegende Arbeit ist empirisch. Die vorangehende Übersicht soll sensibilisie-

ren, da das Risiko besteht, normative Grundsätze – zum Beispiel betreffend eines 

politischen Stils oder demokratischer Responsivität – stillschweigend voraus zu 

setzen. Es soll gelingen, dies zu reflektieren. Gerade die deutsche Politikwissen-
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schaft tut sich mit der Erforschung politischer Führung schwer (Helms 2000: 411; 

Glaab 2007: 305) – es wird auf eine Stigmatisierung des Begriffes durch den Nati-

onalsozialismus hingewiesen (Walter 1997: 1289). Umstritten ist die Leadership-

Forschung aufgrund eines oft angeführten Theoriedefizits und einer Ermangelung 

an typologischen Klärungen des Begriffs Leadership in zahlreichen Leadership-

Analysen. Leadership-Forschung drohe allzu oft, „statt Analyse bloße Erzählung“ 

(Pelinka 1997: 369) zu bieten. Empirische Arbeiten zu Leadership werden nach 

Helms (vgl. Helms 2005: 34; 2000: 415) in die Kategorien personenzentrierter, 

strukturzentrierter und interaktionistischer Ansätze unterteilt. Diese drei Ansätze 

werden im Folgenden knapp skizziert.  

 

Personenzentrierte Ansätze und strukturzentrierte Ansätze bilden Gegenpole. Erste-

rer Ansatz erklärt in seiner Extremen – dem „great-man“-Paradigma – die Fähig-

keiten einzelner Individuen als wesentlich für den Fortgang der Geschichte (vgl. 

Carlyle 1840). Dieses Paradigma gilt heute als zu kurz gegriffen, doch zielen Ar-

beiten zu den totalitären Herrschern Hitler oder Stalin nach wie vor in diese Rich-

tung (vgl. Bullock 1997). In der USA fokussiert personenzentrierte Leadership 

Forschung vor allem auf den Präsidenten (vgl. Greenstein 2000) – Barber (1977) 

leistete mit seiner Studie zu Richard Nixon eine der ersten Arbeiten, welche Psyche 

und Biografie verbinden und zur Erklärung heranziehen. Teile der personenzent-

rierten Forschung widmen sich der Herausarbeitung persönlicher Eigenschaften, 

welche Leader erfüllen müssen, um gesellschaftliche und politische Prozesse zu 

steuern: Die Liste reicht von Mut und Entschlossenheit bis zu Fachexpertise und 

Verhandlungskünsten. Im Kern stößt jedoch fast jede Arbeit auf das Charisma und 

den entsprechenden Verweis auf Max Weber (vgl. Neuberger 2002: 143; Conger 

1993). Neben der traditionalen, also der auf Autorität althergebrachter Tradition 

basierenden Herrschaft, und der rationalen, also der rein verbürokratisierten Herr-

schaft, ist charismatische Herrschaft laut Weber diejenige, in welcher der Leader 

aufgrund außergewöhnlicher, cäsaristischer Züge Autorität genießt (vgl. Weber 

1980: 850). Eine stärkere Reflektion des Weberschen Charismas und dem, was sich 

in der Forschung darüber hinaus entwickelt hat, wird im Folgenden vor allem an-

hand der Beschäftigung mit Transforming Leadership nach Burns (1979; 2003) 

erfolgen (vgl. Kapitel 2.3). 

 

Zahlreiche personenzentrierte Arbeiten versuchen zudem, Typologien von Leadern 

zu erstellen. Die US-amerikanischen Studien sind im westeuropäischen Kontext 
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wenig nutzbar (vgl. Helms 2005: 36), da diese auf die US-amerikanische Präsiden-

tenrolle fixiert sind. In Westeuropa existieren „reconcilers“ gegenüber den „mobili-

sers“ (vgl. Kavanagh 1990: 63), „co-ordinators“, „arbitrators“, „protagonists“ und 

„strategists“ (vgl. James 1999: 114). Es wird weiter unterschieden speziell mit dem 

Blick auf Parteichefs: „Leaders with notabilary origins, leaders with buerocratic-

party origins or leaders charismatic leader emerging outside of traditional recruit-

ment channnels“ (Panebianco 1988: 23). All diese unterschiedlichen Typen verei-

nen sich in der Wirklichkeit wiederum zur spezifischen Technik eines spezifischen 

Leaders (vgl. Hennis 1964), der zudem die Anwendung gleicher Verhaltensweisen 

über einen längeren Zeitraum kaum konsistent beibehält (vgl. Rose 2000).  

 

Burns vertrat bereits in den 1970ern einen Leadership-Ansatz, der rein personen-

zentrierte Ansätze überwindet (vgl. Burns 1978: 425). Die rein auf Personen und 

Psychoanalyse bezogene Analyse von Leadership wird – da sie polit-ökonomische 

und gesellschaftliche Faktoren ausklammert – als reduktionistisch kritisiert (vgl. 

Kellermann 1984: 74; Pelinka 1997: 369f). Erikson überzeugt vor diesem Hinter-

grund, in dem er in seinen Arbeiten zu Mahatma Ghandi (vgl. Erikson 1969) und 

Martin Luther King (vgl. Erikson 1958) deutlicht macht, dass Leader nicht per Ge-

burt als solche bestimmt sind. Vital seien die gesellschaftlichen Umstände und die 

potentielle Gefolgschaft. Gesellschaftliche Umstände führen folglich zum Hervor-

treten besonderer Leader, denn unter bestimmten Umständen verspüren Menschen 

spezifische Hoffnungen und Wünsche, welche ihre Gefolgschaft aktivieren. Hier-

aus folgert Pelinka, dass der Ansatz Leadership in gefestigten, stabilen und libera-

len Demokratien nicht zu nutzen ist (vgl. Pelinka 1997: 370). Die mögliche Politik-

gestaltung durch den Leader sei unter diesen Gegebenheiten zu eingeschränkt. 

Kaspari stimmt dieser Bewertung des Ansatzes der Forschung zu Leadership zwar 

partiell zu, doch betrachtet sie den Ansatz vor dem Hintergrund aktueller gesell-

schaftlicher Umbrüche wie Globalisierung und Ökonomisierung, sozialer und öko-

logischer Krisen oder dem demographischen Wandel. Vor allem die Verlagerung 

traditioneller nationalstaatlicher Kompetenzen auf supranationale Ebene kann somit 

die Frage aufwerfen, ob ein Ausblenden von Political Leadership nicht auch auf 

Kosten der Stabilität liberaler Demokratien gehen kann (vgl. Kaspari 2008: 36). 

Zumindest steht das Führungspersonal in den gesellschaftlichen Großorganisatio-

nen in Zeiten des gesellschaftlichen Wandels vor besonderen Herausforderungen. 
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Die strukturalistische Richtung bringt es ungeachtet dessen in ihrer Extreme zu der 

Aussage, dass letztendlich jeder Leader austauschbar ist – höchstens ein Symbol 

seiner Zeit, doch ohne Einfluss und Möglichkeit, zu gestalten (vgl. Blondel 1987: 

47). Wechsel an der Spitze von Regierungen oder Organisationen haben folglich 

höchstens marginale Auswirkungen (vgl. Schmidt 1991: 184f). Diese Perspektive 

der Neo-Marxisten und Systemtheoretiker ist geprägt durch die Begriffe Sach-

zwang, Selbststeuerung und Entzauberung des Regierens (vgl. Willke 1991: 47f; 

Nullmeier/Rüb 1993: 340). Diese Auffassungen waren lange Mehrheitsmeinung in 

der deutschen Politikwissenschaft (vgl. Helms 2005: 37). Vor allem die verglei-

chende Politikwissenschaft betont die starke institutionelle Einengung der Mög-

lichkeiten einzelner Führungspersönlichkeiten im politischen Prozess. In ihrer klas-

sischen Gegenüberstellung Parlamentarismus versus Präsidentialismus – mit star-

kem Einfluss auf die Exekutivforschung – steht die Institution ganz vorne (vgl. 

Lijphart 1992). Noch heute ist Strukturzentriertheit vor allem in der neoinstitutiona-

listischen vergleichenden Politikwissenschaft verankert, aber auch hier heißt es 

letztendlich meist: „Institutions shape much but, in the end determine little“ 

(Rockmann 1997: 55). 

 

Die Gegenüberstellung der gegensätzlichen und relativ rigiden Ansätze verdeut-

licht, dass die Bedeutung von Akteuren einerseits und strukturellen Faktoren ande-

rerseits nicht eindeutig zu bestimmen ist, was als „Agent-Structure-Problem“ be-

zeichnet wird. Die empirische Forschung versucht diesem Problem durch das Zu-

sammenführen beider Perspektiven in einem interaktionistischen Modell gerecht zu 

werden (vgl. Elgie 1995). Das bedeutet, dass die Handlungsmöglichkeiten des poli-

tisches Führungspersonal stets durch das Umfeld, in dem es handelt, eingeschränkt 

werden. Es wird aber festgestellt, dass die Führungspersönlichkeiten nicht gänzlich 

durch ihr Umfeld bestimmt werden. Sie können sich aus dem Umfeld emanzipie-

ren, strukturelle Rahmenbedingungen teils überwinden und selbst Einfluss auf das 

Umfeld ausüben (vgl. Greenstein 1992, Sinclair 1993, Woshinsky 1995). Hierzu ist 

es ausschlaggebend, ob situationsabhängig wirksam werdende „windows of oppor-

tunity“ (Helms 2000: 421) erkannt werden. Die Umwelt ist sozusagen das Rohma-

terial und der Rahmen der Politik – das Spielbrett, auf dem Führungspersönlichkei-

ten spielen und spielen müssen (vgl. Blondel 1987: 30). Deshalb prägt der Leader 

die Umwelt und wird zugleich durch die Umwelt geprägt (vgl. Elgie 1995: 23). 
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Helms nennt als Extrakt der prominentesten Ländervergleiche11 das historische 

Erbe, die politisch-kulturellen Grundwerte, parlamentarische und parteipolitische 

Mehrheitsverhältnisse, finanzielle Spielräume, die politische Großwetterlage und 

zuletzt die strukturelle Ausstattung der Führungsperson als die wesentlichen struk-

turellen Faktoren, die, im Gegensatz zu personenzentrierten Ansätzen, in interakti-

onistisch angelegten Untersuchungen als das Handeln der Leader prägenden Fakto-

ren beachtet werden müssen (vgl. Helms 2005: 39ff). Rosenberger sieht nicht zu-

letzt deshalb die Herausforderung der politikwissenschaftlichen Theorie darin, Lea-

dership stets zwischen Subjekt und System zu verorten (vgl. Rosenberger 2006: 5). 

Leadership bleibt dabei – und hier sei ein Vertreter der vergleichenden Politikwis-

senschaft zitiert – die einzige mögliche Ressource „to overcome whatever oppositi-

on and other contextual obstacles stay in way“ (Edinger 1990: 517). Als Leader gilt 

folglich derjenige, der es schafft, sich auch gegen strukturelle Widerstände durch-

zusetzen und dem gesellschaftspolitische Veränderung und Reform zugeschrieben 

wird. Diese Fähigkeit politischer Führung wird Transforming Leadership (vgl. 

Burns 1978: 243-248; 2003) genannt und in einem Atemzug mit charismatischer, 

inspirierender, visionärer (vgl. Sashkin 1989) und heroischer Führung genannt und 

im Nachfolgenden noch näher erläutert und aufgeschlüsselt. 

 

Da ein interaktionistischer Zugang gewählt wird, ist individuellem Führungsstil 

Bedeutung zuzumessen und Leadership als ein handlungstheoretisches Konzept 

aufzufassen. Das heißt knapp: Einzelnen Akteuren kann es gelingen, politische 

Ereignisse und Prozesse nachhaltig zu beeinflussen. Dabei sehen sie sich strukturel-

len Rahmenbedingungen und vor allem kollektiven Akteuren gegenüber, sind 

zugleich aber auch Teil kollektiver Akteure. So erscheinen Kollektivakteure nur 

durch individuelle Akteure auf dem politischen Spielfeld, die Vorsitzende, Sprecher 

oder Repräsentanten sind (vgl. Tils 2005: 97). Rebenstorf geht davon aus, dass we-

nige individuelle Akteure – vorausgesetzt sie verfügen über Steuerungsressourcen – 

wesentliche Teile der Kollektiventscheidungen prägen und dabei kollektive und 

individuelle Interessen auseinander fallen können (vgl. Rebenstorf 2005). Gerade 

aufgrund des Wechselspiels individueller Akteure mit kollektiven Akteuren ist der 

Ansatz des akteurszentrierten Institutionalismus (vgl. Mayntz/Scharpf 1995) geeig-

net für die vorliegende Arbeit. Die spezifischen Fähigkeiten und kognitiven sowie 

normativen Schemata individueller und kollektiver Akteure werden erfasst, wenn 

es darum geht, politische Prozesse in ihrer jeweiligen institutionellen Umwelt zu 
                                                 
11 Hier sei genannt statt vieler: Almond/Verba 1980. 
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untersuchen. Denn strategischen Handlungen und Interaktionen zweckgerichteter 

und intelligenter individueller und kollektiver Akteure wird dieselbe Bedeutung 

zugemessen wie den „ermöglichenden, beschränkenden und prägenden Effekten 

gegebener institutioneller und institutionalisierter Normen“ (Scharpf 2000: 71). 

Dabei werden der Parteivorsitzende Schröder als ein individueller Akteur und die 

Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD) als kollektiver Akteur betrachtet.  

 

Grafik 1: Variablen der Arbeit in Anlehnung an den akteurszentrierten Institutionalismus 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Die vorliegende Untersuchung reiht sich ein in empirisch verortete interaktionisti-

sche Ansätze der Forschung zu Leadership. Da ein Fokus auf die Wechselwirkung 

eines individuellen mit einem kollektiven Akteur gelegt wird, werden handlungs-

theoretische und institutionalistische Paradigmen zusammengeführt. Deshalb wurde 

der akteurszentrierte Interaktionismus als Zugang ausgewählt. Ganz besonders soll 

es gelingen, auszuarbeiten, womit es individuellen Akteuren gelingt, sich nachhal-

tig gegen strukturelle Rahmenbedingungen und Widerstände durchzusetzen, und 

womit nicht. Deshalb geht es Untersuchungsrahmen der Arbeit um eine nähere 

Entschlüsselung des Konzepts Transforming Leadership – auch um dem Vorwurf 

zu entgehen, Leadership-Analysen würden die typologische Klärung des Begriffs 

vernachlässigen. 

 

2.2 Transforming Leadership: Definition und Abgrenzung 

Der Erfolg von Transforming Leadership liegt darin, sozialen Wandel, genauer 

strukturelle Veränderungen im Wertesystem, voranzutreiben (vgl. Bass 1985: 109). 
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Dieses Wertesystem umfasst die empfundenen materiellen und normativen Bedürf-

nisse. Burns versteht darunter die Transformation (vgl. Burns 1979: 441), welche 

eine gesamte Gesellschaft, aber auch einzelne Subsysteme betreffen kann. Gerade 

die Grundsätzlichkeit und Wertebezogenheit der Veränderung macht Transforming 

Leadership aus (vgl. Burns 1979: 426). Die für diese Arbeit bedeutsame handlungs-

theoretische Definition des Begriffes Leadership meint die Fähigkeit eines Akteurs, 

„den Verlauf politischer Ereignisse nicht nur punktuell, sondern nachhaltig und in 

einem weiten Spektrum von Materien zu bestimmen“ (Glaab 2006: 306). Dieses 

Verständnis von Leadership geht über rein technische Politikveränderungen hinaus 

und grenzt sich von dem ihm gegenüberstehenden Transactional Leadership ab. 

 

Transactional Leadership hat keinen Bezug zum sozialen Wandel und ist nicht an 

hoch normative Visionen einer anderen Zukunft gebunden. Der Transactional Lea-

der verzichtet auf die großen Visionen, ist eher Pragmatiker und hat eine kurzfristi-

ge Agenda auf der messbare Veränderungen wie eine geringere Quote an Studien-

abbrechern oder die Konsolidierung eines Haushaltes steht. Wie ein Händler be-

dient der Transactional Leader die jeweilig aktuellen Wünsche seiner Gefolgschaft 

und so entfaltet sich kurzfristiger gegenseitiger Nutzen (vgl. Burns 1979: 258; 

2003: 24), dem jedoch mangels darüber stehender Ziele die Nachhaltigkeit fehlt 

und der die Verbindung zwischen Leader und Gefolgschaft deshalb zeitlich be-

grenzt (vgl. Burns 1979: 20, 265) und an ein konkretes, policy-bezogenes Interesse 

bindet. Die Redlichkeit des Leaders garantiert seine Ehrlichkeit bei der Einhaltung 

von Versprechen gegenüber der Gefolgschaft. Diese Redlichkeit besteht laut Burns 

aus „modal values“ (Burns 1979: 426), die keinen so weitreichenden und tiefen 

Wertebezug haben wie im Falle des Transforming Leadership. 

 

Leadership-Analysen, deren Fokus mit den Begriffen Management als auch Strate-

gie und Taktik beschrieben werden kann (vgl. Forschungsjournal 1/2008; Glaab 

2007; Korte 2007), stehen in zahlreichen Punkten dem Transactional Leadership 

nahe und grenzen sich so vom Transforming Leadership ab12. So bezeichnet 

                                                 
12 Es sei jedoch erwähnt, dass im Zuge der Entwicklung des Konzeptes des Integrierten Manage-
ments infolge des Wandels zur Informationsgesellschaft auch die Notwendigkeit eines Wandels des 
bisherigen Begriffes von Management angemahnt wird (vgl. Bleicher 1999). Dieser betont auf der 
Grundlage des sogenannten St. Gallener Modells humanistische Motive und stellt Sinnhaltigkeit an 
die Stelle der Leistungsorientierung und Weiterentwicklung an die Stelle der Machbarkeit. Über 
strategisches Management und das operative Geschäft tritt an erster Stelle das normative Manage-
ment, welches vital für die Lebens- und Entwicklungsfähigkeit einer Organisation ist (vgl. Bleicher 
1999: 74, Rüegg-Stürm 2003). Dadurch wird Management von der Betriebswirtschaftslehre entkop-
pelt, da im ganzheitlichen Verständnis auch Punkte wie Umwelt, Anspruchsgruppen, Interaktion oder 
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Raschke Strategien in der Politik als „situationsübergreifende, erfolgsorientierte 

Ziel-Mittel-Umwelt-Kalküle“ (Raschke 2002: 210). Auf der Ebene des individuel-

len Handelns eines Leaders bedeutet dies, über einen Sinn für das Mögliche zu 

verfügen – was dem Bild des „marketplace“ (Burns 1979: 258) entspricht13. Die 

durch rationalen Tausch bestimmte Opinion Leadership nach Burns bedeutet nicht 

mehr, als dass ein Political Leader versucht, die Auffassungen seiner potentiellen 

Gefolgschaft zu erfassen und zum eigenen Programm zu machen (vgl. Rosenberger 

2005: 34). Group Leadership ist bezogen auf eine mehr oder weniger homogene 

Gruppe,  beispielsweise eine Partei. Hier gilt es die Bedürfnisse der Gruppenmit-

glieder zu erkennen und zu bedienen. Dafür erhält der Leader aktive und engagierte 

Unterstützung durch die Gruppenmitglieder (vgl. Burns 1979: 287, 307). Korte 

sieht das Handeln heutiger Leader auf der parteidemokratischen Ebene durch Kurz-

fristigkeit – „machtpolitische, mehrheits- und wiederwahlsichernde Aspekte(n)“ 

(Korte 2007: 169) – bestimmt. Burns betont allerdings, dass Party Leadership über 

Transactional Leadership – Erhöhung der Mitgliederzahlen, Verbesserung der Um-

fragewerte – auch durch Transforming Leadership geprägte Ziele erreichen kann, 

und zwar dann, wenn es dem Party Leader gelingt, entsprechend des Grundsatzes 

der Transforming Leadership nachhaltige Veränderung im Wertesystem der Partei 

zu bewirken (vgl. Burns 1979: 441). Die öffentliche Meinung zu beeinflussen und 

in großem Stil auch über die Partei hinaus zu mobilisieren, ist Kür (vgl. Burns 

1979: 343) und steht nicht im Mittelpunkt dieser Untersuchung. 

 

Burns zufolge ist Führung die Fähigkeit des „inducing followers to act for certain 

goals that represent the values and the motivations – the wants and needs, the aspi-

rations and expectations – of both leaders and followers. And the genius of leader-

ship lies in the manner in which leaders see and act on their own and their followers 

values and motivations” (Burns 1978: 19). Neuberger spricht von der “innere(n) 

Kolonialisierung“ (Neuberger 2002: 142) der Geführten ohne rationalen Tausch 

oder Repression. Leadership dieser Klasse verbindet das Zusammenfallen von Be-

                                                                                                                                  
Kultur eine Rolle spielen (vgl. Ulrich 2001a). Die auf dieser Grundlage fußende wirtschaftsethische 
Managementlehre fordert von Führung, ökonomische Prinzipien in ein System rationaler politischer 
Willensbildung (vgl. Ulrich 2001b: 335) einzubeziehen. Auch der Strategiebegriff scheint sich zu 
einem integrierterem Ansatz zu entwickeln: Die neueste Grundlegung zur politischen Strategie betont 
die Notwendigkeit eines strategischen Kompasses als „kognitiv-normativer Wegweiser in unüber-
sichtlichem Gelände“ (Raschke/Tils 2007: 111). Dieser bezieht sich auf langfristige Strategieent-
wicklung und vereint kognitive, bewertende und praktische Elemente in einem individuellen Strate-
gieprofil von Leadership. 
13 Analoge Handlung in Politik und Wirtschaft – das Streben politischer Akteure nach Stimmenma-
ximierung einerseits und die aus rationalem Kalkül getroffene Wahlentscheidung des Individuums – 
wurde schon in den 1960er Jahren herausgestellt (vgl. Downs 1968). 
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dürfnissen und Wünschen des Leaders mit denen der Gefolgschaft mit der Fähig-

keit, als individueller politischer Akteur innerhalb eines institutionellen Handlungs-

korridors eigene Marken zu setzen.  

 

2.3 Transforming Leadership: Entstehung und Triebfedern 

Wie wird Transforming Leadership erzeugt? Mit dem Anspruch der Interdisziplina-

rität soll es im Folgenden gelingen, Transforming Leadership weiter aufzuschlüs-

seln. An dieser Stelle wird deshalb auf Max Weber und das mystischen Charisma 

zurückgegriffen. Es heißt: „Wer mehr will, wer Gefolgschaft bilden, Menschen 

mitreißen, möglicherweise Verehrung genießen will, der muss jenes Charisma ha-

ben, das spätestens seit Max Weber als letzte Steigerung von Führungsqualität gilt“ 

(Großkopff 1994: 106). Die Frage, wie Transforming Leadership entsteht, ist eng 

verknüpft mit der Frage, wie charismatische Herrschaft erzeugt wird. Gast unter-

scheidet hier in psychoanalytische Erklärungsmuster auf Seiten der Gefolgschaft, 

visionäre Konzepte eines Leaders und deren Vermittlung, Leadership infolge simp-

lifizierenden Denkens aus Positionen heraus und Charisma durch eher emotionsbe-

zogene, persönliche Interaktion zwischen Individuen (vgl. Gast 2008). 

 

Die Fähigkeit des Akteurs, der Leadership ausübt, muss darin liegen, ihm zur Ver-

fügung stehende Steuerungsressourcen nutzbar zu machen. Leadership ist deshalb 

nicht ohne den Faktor Macht zu greifen. Das Konzept der Macht wird als das We-

sentlichste im politischen Prozess bewertet (vgl. Lasswell/Kaplan 1950). Max We-

ber nennt Machtausübung die Chance „innerhalb einer sozialen Beziehung den 

eigenen Willen auch gegen Wiederstreben durchzusetzen, gleichwohl worauf diese 

Chance beruht“ (Weber 1972: 28). Dahl als Behavioralist will es messbar machen: 

A hat insoweit Macht über B, wie er B dazu bringen kann, etwas zu tun, was dieser 

sonst nicht tun würde (vgl. Dahl 1957: 202). Herrschaft ist nicht zuletzt deshalb 

definiert als „die Chance, für einen Befehl bestimmten Inhalts bei angebbaren Per-

sonen Gehorsam zu finden“ (Weber 1972: 28). Der Politiker erstrebt konsequen-

terweise „nach Machtanteil oder nach Beeinflussung der Machtverteilung“ (Weber 

1972: 7). Doch wird – was wesentlich ist in westlichen Massendemokratien – dar-

auf verwiesen, dass Machtausübung einen interaktionistischen Kern hat. So gilt sie 

als “interpersonal relation” und ist ein Teil der „participation in the making of deci-

sions” (Lasswell/Kaplan 1950: 75). „Macht entspricht der menschlichen Fähigkeit, 

nicht nur zu handeln oder etwas zu tun, sondern sich mit anderen zusammenzu-

schließen und im Einvernehmen mit ihnen zu handeln. Über Macht verfügt niemals 
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ein Einzelner; sie ist im Besitz der Gruppe und bleibt nur solange existent, als die 

Gruppe zusammenhält. Wenn wir von jemandem sagen, er habe die Macht, heißt 

das wirklich, dass er von einer bestimmten Anzahl von Menschen ermächtigt ist, in 

ihrem Namen zu handeln“ (Arendt 1993: 45). Dieser interaktionistische Kern von 

Machtausübung steht im Zentrum der Transforming Leadership nach Burns (1978; 

2003). 

 

Psychoanalytische Erklärungsmuster erklären die Entstehung von Gefolgschaft als 

eine Folge innerer Konflikte der Folgenden, die aufgrund des Auseinanderfallens 

ihres Ich-Ideals und ihres realen Ichs eine außenstehende Person, die ihren Wün-

sche nach Macht, Anerkennung, Größe, Unabhängigkeit und Erfolg entspricht, ide-

alisieren und sich fortwährend mit ihr identifizieren (Kehrer 1982; Freud 1993: 69; 

Shamir 1995; Neuberger 2002: 180; Steyrer 2004). Der Einfluss des Leaders ent-

steht dadurch, dass er die handlungssteuernde Funktion innerhalb der Psyche seiner 

Gefolgschaft übernimmt. Einige Forscher kommen zu dem Ergebnis, dass, je grö-

ßer die physische Distanz zwischen Leader und Gefolgschaft, desto größer die 

Wahrscheinlichkeit der Idealisierung durch die Gefolgschaft ist, da die Möglich-

keit, den Leader als Menschen wie jeden anderen kennen zulernen – was in der 

Regel wohl einer Entzauberung gleichkäme – absinkt (vgl. Shamir 1995: 22; Goff-

mann 2007: 62ff). Der Leader muss trotz dessen über Eigenschaften verfügen, die 

dem Ich-Ideal der Gefolgschaft entsprechen – er muss also eine geeignete Projekti-

onsfläche abgeben. Die Verkörperung von Stärke, Unabhängigkeit und Entschlos-

senheit wird hier angeführt (vgl. Neuberger 2002: 188). Anzumerken ist, dass in der 

massenmedial geprägten Gesellschaft bei der Schaffung eines solchen Images Mas-

senmedien entscheidend mitwirken können (vgl. Häusermann 2001). Es ist anzu-

nehmen, dass das Bedürfnis nach einer solchen Leader-Figur steigt, wenn die Ge-

folgschaft sich in ihrer Gruppe, beziehungsweise ihrer Identität bedroht fühlen (vgl. 

Gast 2008: 156). Psychoanalytische Erklärungen existieren allerdings auch für das 

Verhalten der Leader: Die Grundhaltung Woodrow Wilsons wurde schon von Sig-

mund Freud als eine Konsequenz der Beziehung zu seinem Vater erklärt (vgl. 

Freud/Bullitt 1966). Außerordentliches Streben nach Macht, Anerkennung und 

Aufmerksamkeit wird als Art der Bewältigung von Verletzungen aus der Kindheit 

gedeutet (vgl. Freud 1916: 368; Erikson 1976: 332; Kets de Vries 2004: 42f). Priva-

te Motive werden so auf öffentliche Zusammenhänge verschoben (Lasswell 1960: 

261). 
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Der Erklärungsansatz der visionären Führung durch die Entwicklung und Formulie-

rung einer attraktiven Vision für die Zukunft (vgl. Neuberger 2002: 207f; Sha-

mir/House/Arthur 1993) ist verwobener. Auch Burns nennt Visionen essentiell für 

die Veränderung der Gesellschaft: „Of all the stages in transforming revolution, the 

birth of the idea or vision that imples the revolution and its adoption by a decisive 

number of persons are probably the most crucial steps toward transformation“ 

(Burns 1979: 202). Im Kern dieses Ansatzes steht die Annahme, dass auf der 

Grundlage von Werten, Selbstwertgefühl und Identität Menschen ein Gefühl für 

das, was allgemein als die gute Sache genannt wird, haben (Shamir/House/Arthur 

1993: 580). Die Formulierung einer adäquaten Vision kann insofern Gefolgschaft 

aktivieren, als dass durch identitätsstiftende Werte Gefolgschaft und Selbstverwirk-

lichung zusammenfallen (vgl. Sashkin 1989: 132). Ein weiterer Grund liegt darin, 

dass eine solche Vision Ordnung und Sinn schaffen kann, da sie komplexitätsredu-

zierend wirkt. Wenn die Umwelt – ein komplexer politischer Prozess – verständli-

cher wird, stellt sich eine positive Empfindung ein, vor allem bei allgemeiner Un-

zufriedenheit und steigender Komplexität (vgl. Smircich/Morgan 1982: 258). Kata-

lysierend auf die Kraft des visionären Zukunftsmodells wirkt zudem, wenn der Le-

ader der Gruppe das Gefühl vermittelt, sie selbst könne zur Erreichung dieses Ziels 

mit eigener Kraft beitragen, sie sei sogar entscheidend dabei (vgl. House 1977: 

198).  

 

Mit Blick auf die Vision ist die inhaltliche Bestimmtheit vital für die Wirkung auf 

eine potentielle Gefolgschaft. Ein Leader braucht erhebliche kognitive Fähigkeit 

und Sensibilität, um überhaupt zu erspüren, was aus Sicht der potentiellen Gefolg-

schaft wünschenswert ist (vgl. Sashkin 1989: 127ff), und womit eine Vision be-

stimmt werden kann. Auch Rosenberger verweist darauf, dass der Political Leader 

über ein entsprechendes Gespür verfügen muss, die Werte, Bedürfnisse und den 

Glauben der Gefolgschaft zu erkennen und zu wissen, in welchen „environmental 

settings“ (Rosenberger 2005: 26) sich die Muster der Partizipation und Mobilisie-

rung politischer Gefolgschaft abspielen. Dies ist eng mit Werten und Idealen der 

Gefolgschaft verbunden (vgl. Conger/Kanungo 1998: 52, 54). Verfehlt ein Leader 

diese Werte und Ideale aufgrund mangelnder Sensibilität, steht deshalb viel auf 

dem Spiel. Es ist noch hinzuzufügen, dass dem Leader weithin zugetraut werden 

muss, Kraft und Ressourcen zu haben, um zur Verwirklichung der von ihm formu-

lierten Vision maßgeblich beitragen zu können (vgl. Gast 2008: 159). Die Vermitt-

lung der Vision ist jedoch auch eine kommunikative Herausforderung (vgl. Sha-
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mir/Arthur/House 1994: 29). Darüber hinaus ist entscheidend, dass symbolische 

Handlungen des Leaders den Grundprinzipien der Vision in Werten und Idealen 

nicht widersprechen sollten. Als wohl am förderlichsten erscheint, wenn die politi-

schen Ziele des Leaders mit seiner Persönlichkeit verwoben erscheinen und ein 

Bild entsteht, in welchem er weder Kosten, Mühen noch erhebliche Risiken bei der 

Umsetzung seiner Vision scheut (vgl. Gast 2008: 160). Authentizität und Glaubhaf-

tigkeit treten dann an die Stelle des dem Politikers üblicherweise vorgeworfenen 

Taktierens. So übernimmt der Leader eine Vorbildrolle und aktiviert weitere Ge-

folgschaft (vgl. Mummendey 1995). Diese Rolle muss er jedoch fortwährend auch 

erfüllen. Ist die Vorbildfunktion erfüllt, kommt es zu den von Burns aufgezählten 

Aktivierungen von Gefolgschaft. Dies kann eine wachsende Mitgliedschaft und 

Mitarbeit in Gruppierungen wie beispielsweise der entsprechenden Partei sein. A-

ber auch die Gründung von Unterstützungsinitiativen sowie gesellschaftliche Grup-

pen und soziale Bewegungen, welche mobilisieren als auch moralisieren, Aufrufe 

etablierter Instanzen oder Appelle von honorigen, privaten oder öffentlichen In-

stanzen gehören dazu (vgl. Burns 1979: 129). Eine verstärkende Wirkung hat zu-

dem, wenn der Leader glaubhaft machen kann, dass er und seine Gefolgschaft über 

Ähnlichkeiten – beispielsweise historische Erfahrungen oder kollektive Empfin-

dungen – verfügen. Zuletzt ist ein in diesem Zusammenhang ausschlaggebender 

Punkt die Biografie des Leaders: Nelson Mandela tritt glaubhaft für die Freiheit 

ein, da er den Großteil seines Lebens in Unfreiheit verbrachte. Wer mit seiner Bio-

grafie die politische Vision unterstreicht, verstärkt Authentizität und Glaubhaftig-

keit noch weiter (vgl. Shamir/Eilam 2005). Führung und Gefolgschaft sind offen-

sichtlich keine Einbahnstraße; vielmehr fließen „communication and influence [...] 

in both directions; and in that two-way communication, nonrational nonverbal, and 

unconscious elements play their part“ (Gardner 1990: 1).  

 

Kritisch betrachtet dies unter dem Eindruck massenmedialer Inszenierung Sennet, 

der darauf hinweist, dass charismatische Führer „die Aufmerksamkeit seiner An-

hänger auf Motivationen lenkt“ (2001: 337) und damit eine Beurteilung der Regie-

renden an ihren Taten ausbleibt. Der Wunsch, Politikerpersönlichkeiten müssten 

authentisch und nah beim Volk sein, sei übertrieben und eher Indiz einer unzivili-

sierten Gesellschaft (vgl. Sennet 2001: 424). Die Entstehung von Gefolgschaft sei 

darauf zurückzuführen, dass „jede Distanz zwischen seinen eigenen Empfindungen 

und Impulsen und denen seines Publikums“ (Sennet 2001: 337) verwischt werde. 

Laux und Schütz definieren Prinzipien, um als Politiker in der Öffentlichkeit gerade 



 29 

diese Inszenierung zu erreichen, um als authentisch und aufrichtig wahrgenommen 

zu werden (vgl. Laux/Schütz 1996: 41ff). Dies ist die nötige Kongruenz im Auftre-

ten, welche des Zusammenfallens verbaler und non-verbaler Kommunikation be-

darf. Dies meint eine Selbstdarstellung, bei der nicht der Eindruck entsteht, man 

wolle in bestimmter Art und Weise wahrgenommen werden. Politisches Handeln 

und proklamierte Ziele sollten also übereinstimmen (vgl. Laux 1996: 163). Die 

visionäre Führung geht davon aus, dass die Gefolgschaft durch das Angebot der 

adäquaten Vision nach negativer Kennzeichnung des Status quo aktiviert wird. So-

mit gibt es für potentielle Leader prinzipiell die Möglichkeit der Steuerung durch 

eine inhaltliche Vision. Dies ist ein anderer Zugang als der psychoanalytische, denn 

psychoanalytische Erklärungen sehen im Kern eher die Gefolgschaft, die sich auf-

grund ihrer inneren Konflikte den Leader sucht und in dem findet, der am ehesten 

ihrem Ideal-Ich entspricht14.  

 

Die interdisziplinären Blicke jenseits der Politikwissenschaft werden zuletzt auf die 

Entstehung von Gefolgschaft durch persönliche Beziehung gerichtet. Zuletzt auch 

deshalb, weil persönliche Beziehungen des Leaders zu seiner Gefolgschaft in mo-

dernen Massendemokratien in umfassendem Ausmaß kaum möglich sind. Aller-

dings nennt auch Burns das direkte Vieraugengespräch als einen Weg der Herstel-

lung von Gefolgschaft (vgl. Burns 1979: 129). Dieser Strang stammt aus der Mitar-

beiterorientierung in der Unternehmensführung (Bass 1985: 103ff) und stellt die 

persönliche Behandlung der Gefolgschaft in den Vordergrund. Die Bereitschaft zur 

Gefolgschaft als auch die katalysierende Gruppenkohäsion steigt dadurch an, dass 

der Leader persönliche Gespräche führt, Einfühlungsvermögen zeigt und seiner 

Gefolgschaft Beachtung schenkt. So kann er beispielsweise für Einzelne als Mentor 

auftreten. Eine solche Form der emotionalen Führung (vgl. Gole-

man/Boyatzis/McKee 2005) würde sich mit Blick auf einen Political Leader wohl 

in ausgedehnten Kontaktnetzwerken bis in untererste Ebenen der Parteigliederun-

gen und der dazugehörigen Pflege eines solchen Netzwerkes äußern.  

 

                                                 
14 Kritische Stimmen lassen verlauten, dass infolge wachsender Komplexität und steigender Persona-
lisierung in der Politik individuelle Akteure ohnehin überschätzt würden (vgl. Wiswede 1990: 10; 
Ross 1977). Führung ist somit ein simplifizierendes Konzept, dass jedoch für real genommen wird, 
weil es als existent definiert wird (vgl. Thomas/Thomas 1970: 572) und deshalb gesteigerte Rollen-
erwartungen an Leader einerseits und gesteigerte Gefolgschaftsbereitschaft andererseits entstehen. 
Im Gegensatz zur visionären Führung führt der Leader in diesem Fall allerdings eher aus seiner Rolle 
beziehungsweise Position heraus als mit der Kraft eines inhaltlich bestimmten Konzeptes. 
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Gelingt es dem Leader nicht, entsprechende Wege zur Mobilisierung von Gefolg-

schaft zu entwickeln, um Entscheidungen durchzusetzen, kann er zu Zwangsmitteln 

greifen, die sich jedoch mit der Zeit abnutzen. Fischer nennt als ein solches 

Machtmittel die Rücktrittsdrohung (vgl. Fischer 2005: 34). Interaktion zwischen 

Leader und der Gefolgschaft – die kollektive Willensbildung – ist im Modell nach 

Burns die vitale Voraussetzung von Tranformal, aber auch Transactional Leaders-

hip. Geht es der Transforming Leadership um generelle normative Zielvorstellun-

gen einer Gruppe sind es beim Transactional Leadership die sogenannten modal 

values. Leadership nach dem Prinzip der Anordnungen von oben nach unten ist im 

Theoriemodell nach Burns „no leadership“ (Burns 1979: 88). 

 

2.4 Transforming Leadership: Analyseebenen  

Eine interaktionistisch angelegte Leadership-Analyse muss systematisch vorgehen. 

Struktur oder Opportunitätsfenster, Persönlichkeit, Zusammenspiel von strukturel-

len Rahmenbedingungen und individuellem Akteur, jede empirische Arbeit defi-

niert dabei andere Zugänge. Deshalb sollen im Folgenden auf der Grundlage der 

vorangegangenen Beschäftigung mit dem Ansatz des Transforming Leadership 

nach Burns Ebenen der Analyse geschaffen werden, um die Fragestellung systema-

tisch anzugehen. Nachfolgend sollen die Ebene der Persönlichkeit, des politischen 

Inhaltes und des Stils im Umgang mit der potentiellen Gefolgschaft herausgestellt 

werden.  

 

Grafik 2: Analyseebenen der Leadership Gerhard Schröders 
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Diese Ebenen werden ausgewählt, weil gerade die Herkunft Schröders aus ärmli-

chen Verhältnissen und sein auffallender Ehrgeiz, seine sich herausschälende aber 

nicht durch und durch stetige Bekenntnis als Modernisierer in der Sozialdemokratie 

und seine Aufstieg allzu oft in Distanz zur SPD – ohne Stallgeruch – den Anlass 

zur Ausdifferenzierung in diese drei Ebenen bestärken.  

 
2.4.1 Analyseebene Persönlichkeit 

Persönlichkeit ist „ein bei jedem Menschen einzigartiges, relativ stabiles und den 

Zeitabläufen überdauerndes Verhaltenskorrelat“ (Herrmann 1991: 29). Für die Un-

tersuchung der Persönlichkeit eines Politikers ist zunächst die grundsätzliche Ein-

stellung, die den Handelnden dazu bringt, Politiker zu werden, zu untersuchen. Des 

Weiteren ist zu untersuchen, welche Persönlichkeitsmerkmale und Befähigungen 

beim politischen Aufstieg hilfreich sind und dazu eingesetzt werden, Funktion und 

Stellung auszuüben, auszubauen und zu verteidigen. Anknüpfend an die psycholo-

gischen Ansätze zur Erklärung von Gefolgschaft ist dann noch entscheidend, ob die 

Persönlichkeit des Politikers solche Merkmale und Fähigkeiten aufweist, die von 

potentiellen Anhängern erwünscht und erwartet werden (vgl. Herles 1994: 75)15.  

 

Die Analyse der Persönlichkeitsebene ist im Rahmen der vorliegenden Arbeit von 

Bedeutung, weil so das Verhalten eines Leaders in bestimmten Situationen nach-

vollziehbarer gemacht werden kann (vgl. Blondel 1987: 28). Es wird davon ausge-

gangen, dass Persönlichkeit auch einen Einfluss auf Politikziele und politische Ini-

tiativen, auch die Formulierung einer politischen Vision, hat. Die Nähe zur psycho-

analytischen Erklärung des Handelns des Leaders betont Edinger, wenn er sagt, 

dass „his orientation to the political environment and his perception to the specific 

situation is conditioned by psychological factors, and these images in turn deter-

mine his response to environmental cues“ (Edinger, zitiert aus Paige 1972: 228). 

Aspekte der Biografie des Leaders, welche Rückschlüsse auf seinen Charakter und 

sein Weltbild zulassen, sind also in die vorliegende Leadership-Analyse einge-

flochten. Persönlichkeiten lassen sich in der Regel Gruppen zuordnen, welche über 

ähnliche Merkmale verfügen. Eine solche Gruppe ist zum Beispiel die Generation. 

Jürgen Kocka weist darauf hin, dass die Gliederung der Gesellschaft in Generatio-

nen zur politikwissenschaftlichen Kategorie wurde, seitdem es aus der Mode ge-

kommen war, die Gesellschaft in Klassen zu strukturieren (vgl. Kocka 2004: 34). 

                                                 
15 Auch wenn die Vermittlung von Politikerpersönlichkeit durch öffentliche Auftritte vorgenommen 
wird, ist es laut Laux nicht möglich, „beliebig viele positive Bilder seiner Persönlichkeit zu vermit-
teln“ (1996: 171). Dies ginge auf Kosten der Authentizität und Glaubwürdigkeit. 
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Micus stellt ein Analyseverfahren der Ausformung einer politischen Generation 

vor, welches dreigliedrig die primäre Prägung, die politische Sozialisation und den 

Politikstil analysiert (vgl. Micus 2005: 17). Diese Kategorien werden im Verlauf 

der Analyse der Biografie Schröders (vgl. Kapitel 4.1.1) herangezogen, um die 

Entwicklung und Ausprägung der Persönlichkeit Schröders zu deuten. Dabei wird 

auch die Frage nach der Motivation für politisches Handeln gestellt. Ein tiefer Ein-

blick in die Persönlichkeit Schröders ist dabei allerdings nur in Grenzen möglich, 

die folgende Herausarbeitung (vgl. Kapitel 4.1.1) bleibt deshalb hypothetisch. Doch 

ist als Anstoß für vorsichtige Rückschlüsse die Analyse der Persönlichkeit Schrö-

ders trotzdem von Bedeutung, da Schröder selbst an einigen Stellen seine soziale 

Herkunft als politisches Mittel eingesetzt hat (vgl. Kapitel 4.3.1; 4.3.2). 

 

2.4.2 Analyseebene Inhalt 

Die Analyse der Leadership auf der inhaltlichen Ebene bedeutet, die inhaltliche 

Positionierung eines Leaders mit der Erreichung und Umsetzung angestrebter poli-

tischer Vorhaben abzugleichen – also neben der inhaltlichen Basis auch die prakti-

sche Gestaltung der Politik zu untersuchen. „Themenkompetenzen“ (Brettschneider 

2002: 134), welche politische Positionierungen darstellen, sind ein ganz wesentli-

cher Bestandteil von Leadership. Dies bedeutet, abzugleichen, welche inhaltlichen 

Marken der Leader gesetzt hat und auch, ob diese konsistent sind. Im Zuge einer 

Analyse gilt es, rhetorisch formulierte inhaltliche Zielsetzungen und Versprechen 

gegenüber der Gefolgschaft und den Anhängern im Kontext der politischen, wirt-

schaftlichen und gesellschaftlichen Situation mit dem tatsächlichen Agieren des 

Leaders abzugleichen. So ist es gerade der Leader, der nicht nur im Angesicht ge-

sellschaftlicher Veränderungen und externer Vorgaben reagiert – vielmehr agiert er, 

was nichts anderes bedeutet, als selbstständig politische Probleme zu erkennen, zu 

benennen und Lösungsoptionen anzubieten (vgl. Kaina 2002: 50). Diese selbststän-

dige Problemerörterung und Themensetzung ist Bestandteil von Transforming Lea-

dership. Wären diese Problemerörterung und Themensetzung jedoch unabhängig 

von übergeordneten Wertvorstellungen und normativen Zielen, wäre es lediglich 

Transactional Leadership. 

 

Gerade die Definierung der Lösungsoptionen und die Frage der Auswahl der Lö-

sungsoption ist für einen Transforming Leader deshalb verknüpft mit Werten und 

Interessen (vgl. Meyer 2001: 26). Schon Alexis de Tocqueville schrieb, „damit ein 

Staat sich bilde, und erst recht, damit er gedeihe, müssen die Bürger immer durch 
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einige Grundideen vereinigt und zusammengehalten werden; dies ist nur dann mög-

lich, wenn jeder von ihnen seine Anschauungen aus der selben Quelle schöpft und 

eine gewisse Anzahl fertiger Überzeugungen anzunehmen bereit ist“ (De Tocque-

ville 1985: 219). Diese Erkenntnis gilt auch für eine politische Partei, gerade wenn 

sie sich als Programmpartei definiert. Politische Visionen sind auch deshalb Vor-

aussetzung für Transforming Leadership. Es ist zu untersuchen, ob Schröder eine 

politische Vision formuliert, welche ihn zum Transforming Leader macht. Hatte er 

beispielsweise ein sozialpolitisches Sendungsbewusstsein, eine bestimmte Mission, 

welche sich auch kontinuierlich bei ihm zeigt? Und: Ist diese Vision auch in seiner 

Themensetzung und Problemerörterung erkennbar? Die Analyseebene Inhalt wird 

deshalb eine Auseinandersetzung mit den inhaltlichen Positionierungen und Ent-

wicklungen Schröders vornehmen, diese aber auch mit der Erreichung und Umset-

zung der intendierten politischen Vorhaben in der Zeit seines Parteivorsitzes ab-

gleichen. Die SPD gilt in Deutschland „weiterhin als die Programmpartei par excel-

lence, was ebenfalls von ihren Mitgliedern so verstanden wird“ (Fischer 2005: 25). 

Gerade sozialdemokratische Parteien sind dazu geneigt, stets „ihre Praxis mit einer 

Theorie in Verbindung zu bringen“ (Pelinka 1980: 156). So könne Politik zwar 

„theoriefrei sein – im Sinne eines Freiseins der Verbindung des politischen Han-

delns mit einem System von Werten, Analysen, Forderungen. Von allen Partei-

gruppierungen Europas ist die Sozialdemokratie diejenige, die der Versuchung der 

Theorielosigkeit am wenigsten erlegen ist“ (Pelinka 1980: 156). Was die Program-

matik von Parteien angeht, kann in Wahl-, Aktions-, und Grundsatzprogramme 

unterteilt werden. In Grundsatzprogrammen werden die „politischen Prinzipien und 

die langfristige politische Orientierung“ (Klingemann/Volkens 2001: 513) einer 

Partei identitätsstiftend festgelegt. Aktionsprogramme oder Wahlprogramme sind 

hingegen oftmals kurzfristiger angelegt und umfassen „Zielvorstellungen und Lö-

sungswege für einen bestimmten politischen Bereich“ (Klingemann/Volkens 2001: 

513). Der Konnex zur visionären Leadership ist an dieser Stelle einfach: „Leaders 

may have a vision to transform the environment in which they operate and they 

even succeed in reforming institutional structures and changing political attitudes“ 

(Elgie 1995: 8). Dieser visionäre Kern eines Political Leaders ist laut Burns gera-

dezu eine Form von Spiritualität, vergleichbar mit der Kreativität eines Künstlers 

oder Schriftstellers (vgl. Burns 1979: 202). 
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2.4.3 Analyseebene Stil 

Eine weitere Analyseebene will den Stil des Leaders im Umgang mit seiner poten-

tiellen Gefolgschaft in den Mittelpunkt stellen. Da die vorliegende Arbeit Schröder 

primär in seiner Rolle als Parteivorsitzenden der SPD 1999-2004 untersucht, sind 

nur die Beziehungen zwischen Schröder und den unterschiedlichen Gruppen seiner 

Anhängerschaft beziehungsweise der potentiellen Gefolgschaft innerhalb der Partei 

zu beachten. Das Verhältnis der Person zur Macht ist in diesem Zusammenhang ein 

vitaler Faktor: Als eine „seelische Disposition“, welche den Aufstieg fördert, gilt 

das „leidlich geklärte und ausgewogene Verhältnis zur Macht“ (Großkopff 1994: 

102). Mangelnde Zielstrebigkeit und fehlende Kampfeslust sind demnach eher un-

förderlich. Leadership zeichnet sich dadurch aus, getroffene Entscheidungen auch 

umzusetzen (vgl. Herles 1994: 85). „Nicht wie man Entscheidungen trifft, sondern 

wie man sie machterhaltend vorbereitet, ist wichtig“ (Korte 2003: 18).  

 

In dieser Analyseebene ist zu sehen, welche Stilmittel Schröder in interaktiven 

Meinungsbildungsprozessen verwendet, um letztendlich seine Gefolgschaft zu be-

einflussen und hinter sich zu scharen. Ein wichtiger Bestandteil der Analyse des 

Stils ist deshalb sein Umgang mit in der SPD vorherrschenden niedergeschriebenen 

Regeln, also dem Parteistatut, und mit eher informellen, unausgesprochenen Regeln 

in der SPD. Diese spiegeln Werte und Mentalitäten des Kollektivakteurs wieder, 

denen sich ein Leader entweder unterordnet oder eben nicht. Dies ist auch mit der 

Frage nach dem Führungsstil verbunden. Neben informellen Regeln ist zu untersu-

chen, wie Konflikte gelöst werden und wie vor allem auf Widerspruch aus den ei-

genen Reihen reagiert wird und wie ausgeprägt die Bereitschaft zur Diskussion ist. 

So stehen Politiker, welche auf Konsens und Integration ausgerichtet sind, denen, 

die mit Machtwörtern agieren, gegenüber. Beziehungen zwischen Menschen basie-

ren dabei grundsätzlich auf kommunikativem Handeln, also auf der „Interaktion 

von mindestens zwei sprach- oder handlungsfähigen Subjekten, die eine interperso-

nale Verbindung eingehen. Die Akteure suchen eine Verständigung über die Hand-

lungssituation, um ihre Handlungspläne und damit ihre Handlungen einvernehmlich 

zu koordinieren“ (Habermas 1997: 128) Neben Rede und Sprache spielen hier 

Symbole, auch Gesten und Körpersprache, eine Rolle. Authentizität und emotionale 

Verbundenheit erlangt ein Leader „durch die Kraft seiner Worte“ (Korte 2002: 

459), „die weitgehend intuitiv eingesetzt und verstanden“ (Weinlich 2002: 54) wer-

den. Wie war in Entscheidungsprozessen diese interaktive Verständigung zwischen 

Schröder und der SPD? Auch soll untersucht werden, welches Verhalten in be-
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stimmten Situationen, zum Beispiel Krisen oder auch politischen Erfolgen, an den 

Tag gelegt wird, also wie sich der Leader der Partei präsentiert und darstellt. Ideal-

bilder können in solchen Momenten bis zu dem Grad vorgetäuscht werden, an dem 

sie ihre Glaubwürdigkeit verlieren (vgl. Weinlich 2002: 99). 
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3. Forschungsfragen und Grundannahmen 

Die zentrale Fragestellung der vorliegenden Arbeit sei noch einmal in Erinnerung 

gebracht: Gelingt es dem SPD-Vorsitzenden Schröder während seines Parteivorsit-

zes innerhalb des Kollektivakteurs SPD einen nachhaltigen Wertewandel zu initiie-

ren und/oder zu begeleiten? Hierzu wurden Forschungsfragen entwickelt, welche 

den Analyseteil in drei Teile aufgliedern, um sich der Beantwortung der zentralen 

Fragestellung sukzessive zu nähern. In einem ersten Schritt liegt der Fokus auf der 

Person Schröders: Soziale Herkunft, politische Sozialisation und der Aufstieg in der 

Partei stehen im Fokus. Die Leitfragen sind: Worin bestand die zentrale Motivation 

Schröders? Welche Rolle spielt die Akkumulation von Macht und welche Rolle 

spielen inhaltlich-politische Zielsetzungen? Welches Verhältnis hat Schröder zur 

Macht und wie kann er diese Disposition innerhalb der SPD ausnutzen? Zunächst 

wird davon ausgegangen, dass, falls sich die Motivation Schröders weitgehend dar-

in erschöpft, politische Macht zu akkumulieren und zu erhalten, es ihm nicht ge-

lingt, Transforming Leadership innerhalb der SPD auszuüben. Folgende Unterfra-

gen leiten die Analyse: 

 

• Wie ist die jugendliche und politische Sozialisation Schröders zu charakte-

risieren?  

• Ist die politische Karriere in Anlehnung an psychoanalytische Erklärungs-

modelle (vgl. Kets de Vries 2004: 42f; Erikson 1976: 332; Lasswell 1960: 

261; Freud 1916: 368) eine Form persönlicher Kompensation? 

• Wie geht Schröder mit dem Phänomen der Macht um? Hat er einen Macht-

willen (vgl. Großkopff 1994: 102)? 

• Hat Schröder ein interaktionistisches Verständnis von Macht (vgl. Arendt 

1993: 45; Lasswell/Kaplan 1950: 75)? 

• Erfolgt sein Aufstieg eher mit oder eher gegen die SPD? Ist er ein Spatial 

Leader (vgl. Helms 2000: 422)? 

 

Im zweiten Teil der Analyse soll das Zusammenspiel von Machtwille und inhaltli-

chen Vorstellungen Schröders beleuchtet werden. Wie bedingt sich dies beides – 

Machtakkumulation und politisch-inhaltliche Zielsetzung – in der Party Leadership 

durch Schröder? Hier wird vor allem abgehoben auf die Zeit des Parteivorsitzes 

Schröders von 1999 bis 2004. Somit wird in diesem Teil der Analyse zugleich der 

Fall beschrieben. Zunächst wird angesichts der zahlreichen Verweise auf die feh-
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lende Richtung der Regierung Schröder16 davon ausgegangen, dass immer dann, 

wenn Schröder mit der Durchsetzung seiner inhaltlich-politischen Vorstellungen 

nicht weiter kommt und dadurch Machtakkumulation und Machterhalt gefährdet 

ist, er aus zuvor gewählten Konzepten ausschert und den opportuneren Weg, Ge-

folgschaft zu erlangen, wählt. Folgende Unterfragen leiten diesen Hauptteil der 

Analyse: 

 

• Wie konstruiert Schröder inhaltliche Politikvorstellungen? 

• Wie reagiert Schröder in Drucksituationen? Welche Handlungsmuster sind 

erkennbar? 

• Wann ergreift Schröder die Initiative? Wann ist er aktiv, wann eher passiv? 

• Wie ausgeprägt ist der Programmwille Schröders im Vergleich zum situati-

ven Machtwillen? 

• Wie arrangieren sich Schröder und die SPD – gerade angesichts einer Spa-

tial Leadership – während der Zeit seines Parteivorsitzes?  

• Überwiegt für Schröder die Richtlinienkompetenz des Bundeskanzlers vor 

der Rolle des Parteivorsitzenden? 

• Verwendet Schröder Drohungen? Übt er Druck zur Durchsetzung seiner po-

litischen Vorstellungen auf seine Gefolgschaft aus? 

 

Zuletzt soll untersucht werden, welche Triebfedern des Transforming Leadership 

im Falle Schröder vorhanden waren und welche genutzt worden sind. Dieser Teil 

fasst auf der Grundlage der interdisziplinären Auswertung zur Entstehung von 

Transforming Leadership (vgl. Kapitel 2.3) den vorangegangenen Teil der Analyse 

der Party Leadership Schröders evaluierend zusammen. Denn entsprechend der 

Konzeption des Transforming Leadership gilt: Wenn Schröder Transforming Lea-

dership innerhalb der SPD ausüben will, dann muss er seine Politikinhalte und 

                                                 
16 Fischer (2005: 8) bemerkt das Fehlen klarer Linien, die ausgesprochene Diversität prorammati-
scher Begriffe und das Hin- und Herschwenken zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern. Rasch-
ke und Tils fällen ein eindeutiges Urteil: „Schröder hatte kein strategisches Konzept für sein Regie-
ren“ (Raschke/Tils 2007: 515). Konkretisiert heißt dies, dass zwar neue Policy-Instrumente durch 
Schröder gesetzt worden sind, jedoch geeignete „kontextsetzende Orientierung“ (Raschke/Tils 2007: 
521) durch ihn nicht vorgegeben wurde. Die Mankos seiner Amtsführung sind „situationsorientierte 
Politik“ (Raschke/Tils 2007: 527), „Richtungsunsicherheit, fehlende thematisch-programmatische 
Linienführung, (...), keine Erkennbare Gesamtstrategie“ (Raschke/Tils 2007: 528). Auch Kanzlerde-
mokratieforscher Niclauß (2004: 366) betont Defizite Schröderscher Leadership durch Inhalt. Des 
weiteren wird Schröder als Kontextualist gezeichnet, der situativ und tagesfixiert aber ohne Kohärenz 
und stete Strategie handelt (vgl. Glaab 2007: 316). Korte (2007: 172) stellt als eine Charakteristik 
Schröders Regierens gespielte Kohärenz heraus. Die Regierung Schröder – so Meng, allerdings vor 
der Agenda 2010 – hat kein Projekt (vgl. Meng 2002: 213). 
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Zielvorstellungen durch erhebliche kommunikative Leistungen und Empathie ver-

mitteln. Es müssen formulierte Ziele und Visionen vorhanden sein, welche den 

Grundvorstellungen der Gefolgschaft nicht widersprechen, mit seiner Biografie und 

seinem symbolischen Handeln übereinstimmen als auch normativ begründet sind. 

Es wird zunächst davon ausgegangen, dass Triebfedern des Transforming Leaders-

hip im Falle Schröders vorhanden waren, jedoch nur eingeschränkt von diesem 

fruchtbar gemacht worden sind. Folgende Unterfragen leiten die Analyse: 

 

• Formuliert Schröder eine Vision, welche den Werten und Selbstwertgefüh-

len seiner Gefolgschaft nicht entgegen läuft (vgl. Neuberger 2002: 270f; 

Shamir/House/Arthur 1993: 580; Burns 1979: 202)? 

• Bemüht sich Schröder um die stetige Kommunikation einer politischen 

Zielsetzung im Sinne visionärer Führung (vgl. Shamir/House/Arthur 1994: 

29)? 

• Zeigt Schröder Empathie für das Verhalten seiner potentiellen Gefolgschaft 

(vgl. Conger/Kanungo 1998: 52, 54)? 

• Wie medientauglich ist Schröder (vgl. Häusermann 2001)? 

• Schafft er sich Themenkompetenzen (vgl. Brettschneider 2002: 134)? 

• Stiftet Schröder seiner potentiellen Gefolgschaft Identität (vgl. Sashkin 

1989: 132)? 

• Appelliert er an Gemeinsamkeiten? Wird die Kommunikation der politi-

schen Zielsetzung bzw. Vision Schröders durch seine Biografie und symbo-

lisches Handeln bekräftigt (vgl. Shamir/Eilam 2005; Laux/Schütz 1996: 

41ff)? 

• Verkörpert Schröder für Teile seiner Gefolgschaft innerhalb der SPD ein 

„Über-Ich“ (Kehrer 1982; Freud 1993: 69; Shamir 1995; Neuberger 2002: 

180; Steyrer 2004)? 

• Wie geht Schröder mit Mitarbeitern und seinem Umfeld um (vgl. Gole-

man/Boyatzis/McKee 2005)? 
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4. Analyseteil: Gerhard Schröders Transforming Leadership 

4.1 Die Lebensgeschichte Gerhard Schröders: Erfolg macht erfolgreicher 

4.1.1 Soziale Herkunft und politische Sozialisation: Politischer Aufstieg als 

Kompensation 

Gerhard Schröder kam am 7. April 1944 in Blomberg-Mossenberg, Kreis Lippe, 

auf die Welt. Seiner Mutter fehlte das Geld für ein Krankenhaus, weswegen es eine 

Hausgeburt war. Der Vater Schröders, ein Hilfsarbeiter, der 1912 in Leipzig gebo-

ren wurde, fiel nur wenige Wochen nach der Geburt seines Sohnes als Soldat im 

Zweiten Weltkrieg. Schröder gehört zu den in den 1940er Jahren geborenen Kin-

dern, die vaterlos aufwuchsen17. Die Kindheit Schröders spielte sich – gemeinsam 

mit der Mutter, welche die Familie durch Fabrikarbeit über Wasser hielt, und drei 

jüngeren Halbgeschwistern, für die Schröder deshalb verantwortlich war – in einer 

Notunterkunft für Kriegsopfer am Rande eines Fußballplatzes in Bexten ab. Die 

Verhältnisse der Familie Schröder waren in diesen Jahren durch äußerste Armut 

geprägt. Verwandtschaft, welche Bezugspersonen jenseits von Vater und Mutter 

hätte darstellen können oder finanzielle Unterstützung hätte leisten können, exis-

tierte nicht. So war Gerhard Schröder schon in frühesten Jahren ganz auf sich ge-

stellt18, zumal ihm auch die Erziehung seiner Halbgeschwister oblag. Harte Arbeit 

auf Feldern und ausdauernder Einsatz auf dem Fußballfeld führten dazu, dass 

Schröder in seinem Heimatdorf bis heute unter dem Namen „Acker“ bekannt ist 

(vgl. Urschel 2002: 12ff). Die Ausprägung einer Männerrolle und die Schaffung 

von Regeln oblagen ihm selbst. Arbeitsbereitschaft, Eigenständigkeit und Durch-

setzungsstärke ist ihm seit früher Kindheit als Notwendigkeit bewusst, was ihm 

wohl den späteren Habitus des Einzelkämpfers einbrachte (vgl. Micus 2005: 27). 

Micus hebt hervor, dass das Maß an Verantwortung, welches Schröder für Ge-

schwister und Familie übernommen hat, unter der Gruppe der „Enkel“ Willy 

Brandts beispiellos war (vgl. Micus 2005: 31).  

 

Schröders Jugend war geprägt durch „Scheune, Plumpsklo, Steckrübenpampe“ 

(Hoidn-Borchers/Wolf-Doettinchem 2004). In seiner Autobiografie schreibt Schrö-

der: „Ich war unten, und das wurde mir selbst in kleinen Details unter die Nase 

                                                 
17 Die Mutter heiratete ein weiteres Mal, der Stiefvater konnte eine Vaterrolle jedoch infolge andau-
ernder Krankenhausaufhalte aufgrund schwerer Tuberkulose und einem ebenfalls frühem Tod nicht 
ausfüllen. 
18 Zudem wird berichtet, dass Gerhard Schröder schon früh Durchsetzungsfähigkeit und Verhand-
lungsgeschick erlangte, da er mit Gerichtsvollziehern, die Gegenstände der Familie pfänden wollten, 
verhandelte (vgl. Hogrefe 2002: 99) und zudem Kaufverträge seiner Mutter über nicht unbedingt 
notwendige Gegenstände rückgängig zu machen versuchte (vgl. Herres/Waller 1998: 23). 
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gerieben. Unser Pfarrer kümmerte sich im Konfirmandenunterricht nur um die Kin-

der aus besseren Kreisen. Für den Rest war der Vikar zuständig. Ich fühlte die darin 

liegende Zurücksetzung. Ich wusste, welcher Platz mir damit zugewiesen werden 

sollte, und ich hasste den Pfarrer deswegen“ (Schröder 2006: 28). Die Ausgrenzung 

aus der bürgerlichen Gesellschaft ist für Schröder spürbar und erklärt die ersten 

Zeichen seines Ehrgeizes, seines Aufstiegswillens und seines Strebens nach sozia-

ler Anerkennung19. Zum Wunsch nach sozialer Anerkennung schreibt Schröder: 

„Mein Stiefvater Paul Vosseler hatte Brüder. Einer war Dreher bei Krupp. Er hatte 

ein Motorrad, eine 250er Zündapp. Er und seine Frau besuchten uns gelegentlich. 

Sie waren die Reichen in der Familie. Reichtum ist ja relativ, schafft aber Ansehen; 

ein guter Beruf auch. Ich habe das in mir aufbewahrt“ (Schröder 2006: 16). Zu den 

älteren Jungen, die Fußball spielten, dachte Schröder: „Zu ihnen wollte ich gehö-

ren, wollte Teil der Mannschaft sein und mich für sie schinden, um das Runde in 

das Eckige zu bringen“ (Schröder 2006: 21). Dies alles lässt darauf schließen, dass 

der Wunsch nach sozialer Anerkennung wohl eine ganz entscheidende Motivation 

der Schröderschen Karriere von „ganz unten“ nach „ganz oben ist“20. Die Frage, ob 

das Aufstiegsstreben Schröders eine Form persönlicher Kompensation war, ist auf 

der Grundlage der Auswertung der autobiographischen Äußerungen Schröders zu 

bejahen21. 

 

Zur Herausbildung von Werten und zur Wahl von Wegen und Zielen sagt Schröder, 

dass ihn Folgendes stark geprägt habe: „Niemand war da, der mir in meiner Kind-

heit den Weg wies. Alles war Versuch und Irrtum unterworfen. Das ländlich-

bäuerliche Umfeld hatte seine Grenzen. Was gut oder böse war, wurde oft durch 

spontane Klapse entschieden“ (Schröder 2006: 28). Für die Geburtskohorten 1938 

bis 1948 existiert die These des Kontroll-Loches, was bedeutet, dass in der unmit-

telbaren Nachkriegszeit aufgrund von Kriegstod und Gefangenschaft Vaterrollen 

fehlten und die Mütter mit der Beschaffung des Notwendigsten voll ausgelastet 

                                                 
19 „Irgendwann sagt Gerhard Schröder, für Bürgerliche gehörte es sich nicht, dass so ein Proletenjun-
ge Kanzler wird und dass der auch noch wiedergewählt worden sei im Jahr 2002. Bis heute wirke das 
nach“ (Hofmann 2008). 
20 Der Biograf Hogrefe sagt, Schröder bezeichne politische Ämter selbst nicht ausschließlich als 
Leistung für die Allgemeinheit sondern auch als eine Form der Anerkennung, welche im Eigeninte-
resse Eitelkeit befriede (vgl. Hogrefe 2002: 149). Dies ist im Zuge der Analyse der Leadership Ger-
hard Schröders ein Beispiel dafür, dass kollektive und individuelle Interessen im Zuge der Machtaus-
übung individueller Akteure an der Spitze von Kollektivakteuren durchaus auseinander Fallen kön-
nen (vgl. Rebenstorf 2005).  
21 Schröder tröstete seine Mutter, wenn sie unter ihrer Armut litt, wie folgt: „Wenn sie einmal ver-
zweifelt war, was selten vorkam, habe ich sie mit dem Hinweis zu trösten versucht, irgendwann 
würde ich sie mit einem Mercedes abholen. Zumindest dieses Versprechen habe ich einhalten kön-
nen“ (Schröder 2006: 27). 
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waren. Folge dessen war eine kindliche Selbstsozialisation, die sich eher im 

Wegstreben von Familie und früher Eigenständigkeit zeigt (vgl. Fischer-Kowalski 

1989: 53-61). Zudem weist Pfeil in einer Studie nach, dass um 1940 herum Gebo-

rene sich trotz der prekären Nachkriegsjahre und der sozialen Schranken des dama-

ligen Bildungssystems durch den Glauben an Leistung und Bildung als Ausweg aus 

sozialer Stigmatisierung auszeichnen (vgl. Pfeil 1968). Trotz aller Barrieren und 

Zurückweisungen glaubte auch Schröder an die Aufstiegschance eines Arbeiterkin-

des. Es kann daraus geschlossen werden, dass die Erfahrungen der Armut Schrö-

ders in seiner Jugend und sein von ihm selbst vorangetriebener Aufstieg aus dieser 

Armut sein Weltbild und auch seine politischen Vorstellungen maßgeblich geprägt 

haben. Unter Beachtung von Situation und Hintergründen Schröders Sozialisation 

kann somit festgehalten werden, dass Schröder das Kontroll-Loch kindlicher und 

jugendlicher Selbstsozialisation selbst durchlebte22.  

 

Während der Jugend und der Phase politischer Sozialisation entstanden bei Schrö-

der keine Ideale, an denen er in der Realität hätte scheitern können. Der Aufstieg 

aus ärmsten Verhältnissen ist weder ein Ergebnis visionärer Triebkraft noch intel-

lektueller Motivation23 sondern ein Ergebnis selbstbewussten Emporsteigens aus 

eigener Kraft und eisernem Wille. Die Generation kann Bedeutung haben für die 

Sozialisation (vgl. Kocka 2004: 34). Während Willy Brandt in die Arbeiterbewe-

gung hineingeboren wurde (vgl. Rosenberger 2005: 44f) erfolgte Schröders politi-

sche Sozialisation in einer Zeit, „in der die Vulkane der alten Klassen- und Kultur-

kämpfe wohl noch Asche, aber keine Glut mehr produzierten“ (Dettling 2002). Die 

traditionellen Milieus und ihre Großorganisationen zeigten Risse. In Schröders Fa-

milie war niemand in der Arbeiterbewegung oder der SPD organisiert, auch wenn 

dies den sozio-ökonomischen Verhältnissen entsprochen hätte (vgl. Micus 2005: 

55)24. Wohl in Ermangelung elterlicher Vorbilder fand Schröder andere: „Helmut 

                                                 
22 Schröders Verständnis von Sozialstaatlichkeit setzt auf eine Balance zwischen Solidarität und 
Eigenverantwortung des Einzelnen (Schröder 2006: 268). Jeder muss dass, „was ihm objektiv mög-
lich ist, für sich und seine Familie zuvörderst aufbringen, bevor er die Solidarität des Sozialstaates in 
Anspruch nimmt“ (Schröder 2006: 269). Dies wird bei den Betrachtungen der Triebfedern Schröder-
scher Leadership noch deutlich (vgl. Kapitel 4.3.1; 4.3.2).  
23 Willy Brandt sagte von sich, seine politische Sozialisation aus Büchern bezogen zu haben (vgl. 
Rosenberger 2005: 45). 
24 Dabei ist zu beachten, dass sich die politischen Vorfeldorganisationen der Parteien nicht unmittel-
bar nach 1945 wieder gründeten. Eine Subkultur, die zugleich einen ideellen Stempel aufdrückt, 
fehlte. Zudem lassen die materiell bescheidenen Verhältnisse der Nachkriegszeit – auch im Falle 
Schröders – darauf schließen, dass unmittelbarer Überlebensfragen dafür sorgten, dass am heimi-
schen Küchentisch wohl kaum über Politik diskutiert wurde. Auch die nationalsozialistische Vergan-
genheit von Eltern und Lehren beförderte nicht gerade die politische Bildung in den späten 1940er 
und 1950er Jahren (vgl. Fischer 1985: 358). Die Jugendlichen der 1950er erfuhren nicht die politi-
schen Desillusionierung derer, die noch bewusst im Nationalsozialismus gelebt hatten. So kommt es, 
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Schmidt faszinierte mich, vor allem seine rhetorische Brillanz“ (Schröder 2006: 

29). „Der konnte so gut reden, hat ordentlich ausgeteilt“ (Schröder, zitiert aus 

Hogrefe 2002: 156), sagt Schröder über Helmut Schmidt. Imponieren konnte 

Schröder der damalige Hamburger SPD-Innensenator und vormalige Bundestags-

abgeordnete zum einen, da er ein glänzender Rhetoriker war und zum anderen, da 

er sich durch seinen Einsatz im Rahmen der Hamburger Sturmflut 1962 den Ruf 

eines anpackenden Machers erwiesen hatte. Des Weiteren findet als Vorbild Schrö-

ders ein fiktiver TV-Anwalt, welcher schwierigste Fälle bestens löste, Erwähnung: 

„Wie Perry wollte ich werden“ (Schröder 2006: 31). 

 

Durch staatskritische und marxistisch motiviertes Gedankengut zeichnete sich die 

an den Universitäten herausbildende Protestbewegung der sogenannten 68er aus. 

Bezüglich der Bewegung der 68er wird Schröder nur Mitläuferschaft unterstellt 

(vgl. Meng 2002: 30) und es ist nicht abzuweisen, dass sich diese Bewegung auch 

auf ihn ausgewirkt hat – doch zeichnet er sich nicht durch den typischen Habitus 

des 68ers aus. Er sagt, dass er „Dankbarkeit gegenüber einem Staat, der es mir doch 

ermöglicht hatte, den ersten Schritt nach oben zu tun“ (Schröder 2006: 33) empfin-

de. Schröder war zwar ein Kind aus ärmsten Verhältnissen, ein Arbeiterjunge, doch 

war es wohl gerade das, was ihn von den jungen Protagonisten der Protestler der 

68er unterscheidet, denn diese waren bürgerlich. Leute wie Schröder gingen einen 

harten Ehrgeiz kostenden Weg, doch war dieser im Vergleich zu den politischen 

Entfaltungen an den Universitäten der konformere.  

 

Schröder als einem Kind aus Baracken (vgl. Urschel 2002: 20) war der Weg auf ein 

Gymnasium versperrt. Finanzielle Knappheit – die Oberschule kostete damals 

Schulgeld – und die vorherrschende Unsicherheit und Distanz der Arbeiterfamilien 

gegenüber Bildungsinstitutionen, die meist nur den bürgerlichen Kindern offen 

standen (vgl. Dahrendorf 1965: 5), beendeten 1958 den sogenannten ersten Bil-

dungsweg Schröders mit dem Absolvieren der Volksschule. Ralf Dahrendorf 

(1965) stellte fest, dass Lehrer in der damaligen Zeit kaum eine Sensibilität für be-

sondere Bedürfnisse und Fähigkeiten von Kindern aus dem Arbeitermilieu hatten. 

So war es auch im Falle Schröders, dass ein Lehrer die weitere Ausbildung auf ei-

nem Gymnasium für nicht geboten erachtete (vgl. Wenz 1979). So absolvierte 

                                                                                                                                  
dass die 1940-1949 Geborenen als eine Generation der Unbefangenen (Blücher 1966: 305ff) gilt und 
in den 1960er Jahren somit schließlich ein Umschwung des politischen Bewusstseins stattfand.  
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Schröder bis 1961 eine Ausbildung zum Einzelhandelskaufmann in Lemgo, arbeite-

te anschließend in einer Eisenwarenhandlung und holte an der Abendschule 1964 

die Mittlere Reife nach. Die Abweisung einer Bildungsinstitution wird analog zur 

Abweisung durch die bürgerliche Gesellschaft Schröders Aufstiegswille weiter 

angestachelt haben. Hierfür sprechen Schröders autobiografischen Äußerungen. 

Das politische Engagement ist ähnlich ausgerichtet wie der Ehrgeiz und Wille ver-

langende zweite Bildungsweg. Es ist rational kalkuliert – „kopfgesteuert“ (Meng 

2002: 30) – und in der Motivation vor allem sozialem Aufstieg geschuldet. 

 

Der Blick auf die jugendliche politische Sozialisation Schröders, festgemacht an 

den biografischen und autobiografischen Dokumenten, beantwortet die Frage nach 

der ideologisch-programmatischen Verankerung: Eine ideologische Festlegung hat 

Schröder nicht, er verneint dies explizit und lehnt Ideologie als Mittel der Begrün-

dung von Politik ab. War Schröder gänzlich unpolitisch? Schließlich wurde er 1963 

Mitglied SPD25. Schröder hatte vor seinem Eintritt in die SPD allerlei Parteiveran-

staltungen unterschiedlicher Parteien von ganz links bis ganz rechts besucht (vgl. 

Micus 2005: 56). Verschiedene Arbeitskollegen nahmen ihn mit (vgl. Urschel 

2002: 26). Viele Parteiveranstaltungen – auch die der Deutschen Reichspartei – 

schreckten Schröder nicht ideologisch ab, vielmehr empfand er die althergebrach-

ten Rituale und Verhaltensweisen als quälend langweilig (vgl. Gatter 1986: 9). Zum 

Zeitpunkt der politischen Orientierung Schröders wandelte sich die SPD mit ihrem 

Bad Godesberger Programm26. Hinzu kommt die spezifische Situation der SPD in 

Göttingen27. So kann das Bad Godesberger Programm und die attraktive Göttinger 

SPD als Voraussetzung dafür gelten, dass Schröder 1963, mit 19 Jahren, überhaupt 

der SPD beitrat. Dies ist wohl die notwendige, nicht aber hinreichende Vorausset-

zung. Der Parteibeitritt Schröders deutet nicht auf den Ausdruck einer programma-

                                                 
25 „Ich bin seit meinem 19.Lebensjahr Mitglied der SPD. Ich bin in unsere Partei eingetreten, weil 
sie auch ein Versprechen ist: ein Versprechen auf Chancen nicht nur für die, denen das von Haus aus 
gegeben ist.“ (Rede Gerhard Schröders auf dem ordentlichen Bundesparteitag der SPD in Nürnberg 
am 19.11.2001) 
26 Kennzeichen der SPD vor Bad Godesberg war ihre Verhaftung im marxistischen Denken des Klas-
senkampfes. So war sie stark ideologisch – der Gegensatz zwischen Arbeit und Kapital galt als un-
überwindbar – und infolgedessen kollektivistisch, nach innen fixiert und autokratisch durchorgani-
siert (vgl. Saalfeld 1995). Die SPD der 1950er Jahre war für Jugendliche wenig attraktiv, zumal der 
Zufluss junger Nachwuchsfunktionäre versiegte, da es die entsprechenden Vorfeldorganisationen des 
Binnenkosmos der Arbeiterbewegung nach dem Zweiten Weltkrieg nicht mehr gab. Durch die Bad 
Godesberger Wende – die Öffnung als Volkspartei und die Verdammung des Klassenkampfes in die 
Mottenkiste – wurde die SPD attraktiv für neue Schichten und Gruppen.  
27 Die Göttinger SPD, in die Schröder schließlich eintrat, wirkte attraktiv, verkörperte nicht das E-
wiggestrige sondern stand für Aufbruch. Sie galt als nicht so strukturkonservativ weswegen der Go-
desberger Wandel dort schneller ankam und lebhaft diskutiert und erörtert wurde. In Göttingen – 
einer Universitätsstadt – hatte sich die SPD aus der Binnenfixierung gelöst und unterhielt Kontakte 
zu Studierenden, kirchlichen und bürgerlichen Kreisen (vgl. Grebing 2003: 75). 
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tisch-inhaltlichen Präferenz hin. Wohl aber war der Parteieintritt wie die Weiterbil-

dung28 ein Schritt hin zu mehr sozialer Anerkennung und Perspektive. Denn Schrö-

der schreibt, er habe in dieser Zeit ohne „höhere Perspektive im Westfälischen als 

Lehrling hinterm Ladentisch“ (Schröder 1993: 71) gestanden. Mit Helmut Schmidt 

als Vorbild – dem Macher und Anpacker – wollte Schröder selbst auch seine eigene 

Lage verändern (vgl. Micus 2005: 69). Politische Theorie interessierte ihn dabei 

kaum. 

 

Ausgehend von der Analyseebene Persönlichkeit ist der starke Aufstiegs- und 

Durchsetzungswille Schröders durch biografische Erklärungen – soziale Herkunft 

und daraus folgende Kompensationsbedürfnisse – begründet. So dominieren bei der 

Nennung der beobachtbaren Ereignisse, die dies belegen, auch die Hinweise aus 

biografischen und autobiografischen Dokumenten. Für Nachkriegskinder aus unte-

ren sozialen Schichten als typisch nachgewiesene Verhaltensweisen, beispielsweise 

die Folgen des Kontroll-Lochs, treffen auf Schröder zu. Schröder will unbedingt 

aus der sozialen Stigmatisierung herausbrechen und zu denen gehören, die er „o-

ben“ sieht. Dies motiviert ihn zunächst zur Höchstleistung auf dem Fußballfeld und 

bedingt den Eintritt in eine politische Partei. Deutlich wird anhand der frühen Prä-

gung und der politischen Sozialisation Schröders, dass nicht auf eine klare ideolo-

gisch-programmatische Verankerung Schröders geschlossen werden kann. Die 

komplementär ausgewertete Sekundärliteratur – in diesem Falle Meng (2002) – 

kommt zu einem ähnlichen Ergebnis. 

 

4.1.2 Erfolg durch Spatial Leadership 

Schröder war ein Kämpfer-Typ, „der nach oben kam, weil er sich gegen andere 

durchsetzen konnte“ (Fischer 2005: 41). Es heißt, Schröder habe sein halbes politi-

sches Leben „damit zugebracht, gegen die eigene Partei politisches Profil zu ge-

winnen“ (Dürr/Walter 2000). Die Distanz eines Politikers zu seiner Partei, gepaart 

mit starker Personalisierung des politischen Wettbewerbs und einer populistisch 

geprägten Führungsstrategie gilt als Spatial Leadership (vgl. Helms 2000: 422). 

Hogrefe nennt die Tatsache, dass Schröder Parteichef wurde, deshalb das, „was 

                                                 
28 Auffallend ist die Parallelität des Parteibeitritts Schröders mit dem Bildungsweg: Als er der SPD 
beitrat, begann er, neben der Tätigkeit als Kaufmann in einer Eisenwarenhandlung die Abendschule, 
um das Abitur nachzuholen. Neben der Bildung sah Schröder wohl auch die Politik als ein mögliche 
Vehikel seines sozialen Emporsteigens. Schröder sagt selbst dass sein politisches Engagement auch 
„ein Stück Kompensation für die Vergangenheit“ (Herres/Waller 1999: 26) gewesen sei. Das politi-
sche Engagement ist somit ähnlich gestrickt wie der Ehrgeiz und Wille verlangende zweite Bil-
dungsweg, den Schröder beschreitet. 
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man einen Treppenwitz der Geschichte nennt“ (Hogrefe 2002: 152). Der Abstand 

zwischen SPD und Schröder wird von Hogrefe gar als unüberwindbar bezeichnet 

(vgl. Hogrefe 2002: 159). Unter den Mitgliedern des SPD-Präsidiums ist es in der 

Zeit des Parteivorsitzes Schröders schwer, jemanden zu finden, der dessen politi-

schen Erfolg in der Vergangenheit nicht zu verhindern suchte29. Die Schröder an-

heftenden Attribute lauten machtversessen, unsolidarisch, maßlos, durchgeknallt 

und heimtückisch. Eine düstere Prognose für das Verhältnis von Schröder und der 

SPD stellte Peter von Oertzen auf: „Es wird der Tag kommen, da sie ihm von hin-

ten in die Knie schlagen. [...] Die Partei wird ihn abschlachten“ (von Oertzen, zi-

tiert aus Hogrefe 2002: 151)30. Die Rolle als Außenseiter und unterkühlter Pragma-

tiker in der SPD wird Schröder von verschiedenen Seiten attestiert (vgl. Kaspari 

2008: 211; Fischer 2005: 59). Anstelle von tiefer Bindung sei es lediglich Akzep-

tanz, welche die Mitglieder seinem Machtgeschick, die SPD in Regierungsverant-

wortung zu bringen und zu halten, entgegenbrächte (vgl. Schwennicke 1999). Eige-

ne Genossen und das Parteiestablishment „haben [...] ihn über all die Jahre behan-

delt, als gehöre er irgendwie nicht dazu“ (Hogrefe 2002: 152). Zwar war er auch 

einer der Enkel Willy Brandts, doch als solcher in der Rolle des Außenseiters (vgl. 

Micus 2005). Der gerade aus der Außenseiterrolle resultierende Aufstiegswille, den 

Schröder schon in seinem Aufstieg durch Bildung bewiesen hat, setzt sich in der 

Partei fort. Die aus der Abweisung von Bürgertum und Bildungsinstitutionen resul-

tierende Haltung, es allen zeigen zu wollen, ist auch in der politischen Karriere 

wiederzufinden. Seinen eigenen Aufstieg in der Partei muss Schröder selbst als 

einen Erfolg des sich Durchbeißens bei ständig lauernder Gefahr als Außenseiter 

wahrgenommen haben. Seine Mentalität wird als die eines wilden Hundes be-

schrieben: „Er beißt den, der ihm den Knochen aus dem Maul reißt, knurrt aber 

freundlich, wenn er gestreichelt werden will“ (Krause-Burger 2000: 140). Daraus 

entsteht eine Sichtweise, welche Abhängigkeiten in Seilschaften missachtet, Miss-

                                                 
29 Rudolf Scharping unterstellte Schröder einst charakterliche Defizite, Heidemarie Wieczorek-Zeul 
trat 1994 parteiintern gegen ihn an, Wolfgang Thierse sammelte noch 1998 Unterschriften gegen die 
Dresdner Thesen Schröders und Johannes Rau bezeichnete Schröder in den 1980ern als ein politi-
sches Risiko: Die Aufzählung ließe sich fortsetzen. 
30 Schröder zeigte sich gern in italienischen Anzügen und beim Genuss teurer kubanischer Zigarren. 
Dies verärgerte zahlreiche SPD-Mitglieder. Die Vorstellung erinnert an die Anekdote vom Damo-
klesschwert aus Ciceros tusculanae disputationes 5,61-62. Damokles beneidete den Tyrannen um 
dessen Macht und Reichtum. Dionysios beschloss daher, Damokles anhand des sprichwörtlichen 
Damoklesschwerts die Vergänglichkeit, vor allem die seiner Position, zu verdeutlichen. Der Herr-
scher lud Damokles zu einem Festmahl ein und bot ihm an, an der königlichen Tafel sitzen zu dürfen. 
Zuvor ließ er jedoch über Damokles' Platz ein großes Schwert aufhängen, das lediglich von einem 
Rosshaar gehalten wurde. Als Damokles das Schwert über seinem Kopf bemerkte, war es ihm un-
möglich, den dargebotenen Luxus zu genießen und schließlich bat er darum, auf die Annehmlichkei-
ten (und die damit verbundene Bedrohung) verzichten zu dürfen. Damokles hatte seine Lektion erhal-
ten, dass Reichtum und Erfolg keinen Schutz vor Gefahren bieten. 
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trauen gegenüber Massenorganisationen befördert und das Teilen von Erfolg eher 

nicht ermöglicht.  

 

Die Tatsache, dass Schröder sich eher gegen die SPD als mit der SPD durchsetzte, 

verleiht ihm laut Geppert ein überparteiliches Image, welches ihm öffentliche Po-

pularität einbringt (Geppert 2002: 32). Der Zugang zu den Massen war Schröder 

wichtiger als Parteidisziplin (vgl. Anda/Kleine 2002: 29). „Es ist dieses Strickmus-

ter, das ihn zum Bundeskanzler gemacht hat: Der aus einfachen Verhältnissen 

stammende, von persönlichem Ehrgeiz angetriebene, inhaltlich flexible Pragmatiker 

stößt auf Probleme in seiner Partei, die für seine Karriere den Umweg über Wahl-

siege und Medienspiel nötig macht“ (Weidenfeld 1999: 56). Generell muss zudem 

eine grundlegende Abneigung Schröders gegenüber Parteigremien und Funktio-

närstum in der SPD bestehen, welches er als ein „Kartell der Mittelmäßigkeit“ 

(Hogrefe 2002: 162) brandmarkt. Oft genug war die SPD eher ein Hindernis als 

eine Machtressource für Schröder. Als Parteifunktionär – gar als Parteisoldat – hat 

Schröder sich selbst nie gesehen. Er ist nicht derjenige, der auf den Ruf der Partei 

wartet. Vielmehr ist er es, der sich direkt oder über die Medien an die Partei wen-

det, wenn er etwas von ihr will. Dieses Verhalten, sich bei wichtigen Entscheidun-

gen vorher in den Medien festzulegen und dann die Gremien entscheiden zu lassen, 

habe Schröder „internalisiert“ (Fischer 2005: 45). So kam es, dass er im Wahljahr 

1998 den Anschein zu erwecken versuchte, er „sei ein gleichsam gegen seine Par-

tei, jedenfalls über deren eigentlichen Willen hinweg vom deutschen Volk, vertre-

ten durch die Niedersachsen, gewählter Kanzlerkandidat“ (Zastrow 1998, vgl. auch 

Hefty 2004). Dies ist eine Form der auf die Spitze getriebenen Personalisierung von 

Sachfragen, der auch im Zuge der Auswertung der Presseberichterstattung ins Auge 

fällt. Schröder „ist ein Mann, der nicht zuallererst eine bestimmte Politik durch-

setzt, er setzt vor allem sich selbst durch“ (Prantl 1999: 59). Dabei betreibt er den 

Aufstieg in der Partei durch Positionierung gegen die Partei über das Vehikel der 

öffentlichen Meinung. Kaspari bestätigt dies: „Seine Machtbasis war in erster Linie 

die Gunst der Öffentlichkeit, jedoch weniger der Rückhalt in der eigenen Partei“ 

(Kaspari 2008: 211).  

 

Als Schröders Stärke gilt die Machteroberung (vgl. Raschke/Tils 2007: 508). 

Schröder schrieb selbst: „Was hat jemand in der Politik zu suchen, der die politi-

sche Macht nicht will“ (Schröder 1993: 67). Schröder vermittelt seiner Partei das 

Gefühl, dass er über nötigen Mut und nötige Stärke verfügt, seine Politik durchzu-
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setzen. Immer wieder sehe er sich einer psychosozial mutlosen und demoralisierten 

SPD gegenüber, die ihrer selbst nicht sicher genug sei (Schröder 2006: 493)31. 

Schröder bezeichnet in seiner Autobiografie die Partei als Bremse32. In den Biogra-

fien, Publikationen und Berichten in Printmedien wird generell die Auffassung ver-

treten, dass Schröder stets und wie kein anderer nach Macht gestrebt hat33. Dabei 

wird in den meisten Berichten das Machtstreben Schröders negativ dargestellt – 

„nichts ist ihm peinlich für dieses Ziel: Kein Schwenk, keine Intrige“ (die tageszei-

tung, zitiert nach Anda/Kleine 1996: 173) – doch wird auch kontrastierend darge-

stellt, dass der pragmatische Machtwille34 Schröders Antwort auf die Ohnmacht des 

sozialdemokratischen Idealismus sei (vgl. Roß 1998: 35). Linksromantische An-

sprüche, an denen er in der Realität hätte scheitern können, besaß Schröder im Ge-

gensatz zur bestimmenden Kohorte der 68er in der SPD nie35. Es entstand zwischen 

Schröder und der SPD so trotz aller Distanz ein Verhältnis der Abhängigkeit. Die 

SPD brauchte Schröder, um Wahlen zu gewinnen und machtbewusst nach vorne zu 

treten um politischen Einfluss zu erlangen. Schröder war derjenige, der es schaffte, 

den Eindruck zu erwecken, mit seinem Machtwillen und seiner demonstrativen 

Hinwegsetzung über Parteigremien und ihrer Beschlüsse dies am besten zu können.  

 

 

 

 

 

                                                 
31 Mit Blick auf den Parteitag im Bundestagswahlkampf 2005 sagt er: „Vor allem war es wichtig, 
dass es mir gelang, den Delegierten des Parteitages und den Mitgliedern der Partei zu zeigen, dass ich 
selbst den Kampf entschlossen aufnehmen wollte“ (Schröder 2006: 495). 
32 Die Auffassungen traditionalistischer SPDler und Gewerkschaftler führen aus seiner Sicht dazu, 
„dass die Durchsetzung der notwendigen Veränderungen im eigenen Lager oft mehr Kraft erfordert 
als das Überwinden der Opposition in Parlament und Gesellschaft“ (Schröder 2006: 269). 
33 Aus seinem Streben nach Macht machte Schröder dabei keinen Hehl. Es ist jedoch zu beachten, 
dass ein großes Ego beim Streben nach Macht mit Blick auf diejenigen SPD-Führungskohorten, die 
gemeinhin als die Enkel Willy Brandts bekannt sind, kein Alleinstellungsmerkmal Gerhard Schröders 
ist. Der Zeitraum hierfür war die erste Hälfte der neunziger Jahre, in denen ohne Verzicht auf persön-
liche Verletzungen und auch ohne Rücksicht auf die Unversehrtheit der Partei (vgl. Micus 2005: 11) 
Björn Engholm, Gerhard Schröder, Rudolf Scharping und Oskar Lafontaine einen erbarmungslosen 
„Kampf ums vergoldete Ego“ (Eppler 1995) führten. 
34 Dabei stärkt Schröder abermals sein Selbstbild des pragmatischen Machers: „In der Tat hat Macht 
mehr mit Machen zu tun als mit Führen. Machen im Sinne von entscheiden, das für Richtig erkannte 
durchsetzen, besten Sinnes im Interesse derer [...] die den Auftrag dazu erteilt haben“ (Schröder 
1993: 71). In Abgrenzung zu Helmut Kohl will er auf diese Art und Weise sein Verständnis von 
Macht positiv darstellen: „Andere, ich nenne sie hier mal die Saumagen-Fraktion, haben ein so aus-
geprägtes Machtbewusstsein, dass sie im Alltag schon wieder darauf verzichten, etwas zu tun – es 
könne ja ihre Macht gefährden. Sie gefallen sich am besten in der Gebärde der Macht, sehr schön, 
sehr lustbetont, nur leider ziemlich vordemokratisch“ (Schröder 1993: 66). Gerade mit Blick auf den 
frühen Kanzler Schröder, der sich – von eigenen Sozialdemokraten dafür als dekadent gescholten – 
gern in italienischen Anzügen und beim Genuss teurer kubanischer Luxuszigarren zeigte, wirkt diese 
Abgrenzung jedoch kontradiktorisch.  
35 Schröders Ex-Frau Hiltrud Schröder sagt: „Er hält den Verlust seiner Prinzipien wie viele seiner 
Kollegen für eine professionelle Qualität und hat das so gerechtfertigt“ (Schröder 1997: 80). 
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Grafik 3: Zufriedenheit mit der Bundesregierung 1998-2004 

 
Quelle: Infratest-Dimap, abgerufen unter http://www.infratest-dimap.de/de/umfragen-analysen/ 

am 25.02.2009 

 

Grafik 4: Schröder und Stoiber im Vergleich bei der Kanzler Direktwahl 1998-2004 

 
Quelle: Infratest-Dimap, abgerufen unter http://www.infratest-dimap.de/de/umfragen-analysen/ 

am 18.02.2009 
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Die Grafik 3 im Vergleich zu Grafik 4 und 5 (Grafik 5 auf S. 65) zeigt, wie sehr 

Schröder Zugpferd der SPD bis Ende 2002 ist (vgl. Kapitel 4.1.3; 4.2.2) – durchge-

hend hat er als Person, in diesem Falle mit dem Gegenpart Edmund Stoiber, weit-

aus höhere Zustimmungsraten als die SPD (vgl. Grafik 4) bzw. als die Bundesregie-

rung an sich (vgl. Grafik 3). Diese Situation des Dilemmas, welche sich aus der 

Spatial Leadership Schröders ergibt, konnte in seiner Zeit als Parteivorsitzendem 

nicht aufgelöst werden. Ob sich das latente Spannungsverhältnis zwischen Schröder 

und der SPD zur Achillesferse36 seines Parteivorsitzes entwickelt, ist Teil der Ana-

lyse in den nachfolgenden Kapiteln.  

 

Mit Blick auf die ausgewertete Sekundärliteratur bestätigt vor allem die Strategie-

analyse von Raschke und Tils die als Ergebnis der vorgenommenen Analyse zu 

konstatierende Spatial Leadership: „Schröder verdankte seinen Aufstieg so sehr 

gegen die Partei, dass er, nun an der Spitze, Schwierigkeiten hatte, mit ihr zu regie-

ren“ (Raschke/Tils 2007: 511). Kritisch merkt Roß mit Blick auf Schröders 

Machtstreben an: „Es fehlt das Wozu der Macht, ohne das sie nicht dauerhaft wird“ 

(Roß 1998: 35). Was den unbändigen Aufstieg Schröders angeht, macht Hogrefe 

dann auch auf einen Widerspruch aufmerksam: „Robust boxt er sich nach oben, 

nimmt dabei auch gern die Ellenbogen und vor allem sein großes Mundwerk zu 

Hilfe. [...] Doch ist er erst einmal im Amt, macht er von seiner herausgehobenen 

Position eher vorsichtig gebrauch“ (Hogrefe 2002: 21). Dieser Widerspruch zwi-

schen Machtwille und Programmwille wird noch zu beleuchten sein (vgl. Kapitel 

4.2.1; 4.2.4). An der Macht angekommen, hat Schröder den Konsens zu seinem 

Programm gemacht (vgl. Hoinle 2005: 60)37. Korte bezeichnet deshalb seine Lea-

dership als Kanzler als die eines Umarmungskünstlers (vgl. Korte 2007: 170). Die-

se Rolle konnte gegenüber der Partei wiederum schwerlich ausgespielt werden, 

denn die Konsensorientierung des Kanzlers bedeutete sich erneut über parteiinterne 

Interessen, Absprachen und Beschlüsse hinwegzusetzen. Im Muster der Spatial 

Leadership Schröders bedeutet dies, öffentlich zu punkten, dafür jedoch den Groll 

der Parteifunktionäre auf sich zu ziehen. Diese wiederum bekommen dann zu hö-

                                                 
36 Die Achillesferse stammt als Begriff aus der griechischen Mythologie: Die rechte Ferse war die 
einzige Stelle, an welcher der Sagenheld Achilleus verwundbar war. Der Begriff wird heute vor 
allem als Metapher verwendet und bezeichnet eine verwundbare Stelle eines Systems oder einer 
Taktik. 
37 Viele Beispiele gibt es – so der erste Atomkonsens in Niedersachsen, der anschließende im Bund 
und auch die Konsens-Bemühungen im Bündnis für Arbeit – die darauf hindeuten, dass Schröder „in 
der Organisation des Ausgleichs von Interessen [...] seine politischen Talente am besten aufgehoben“ 
(Hogrefe 2002: 28) sah. Schröder reagierte als Bundeskanzler ab dem Zeitpunkt, zu dem sich die 
Mehrheitsverhältnisse im Bundesrat dramatisch gerändert hatten, eh unter konkordanzdemokrati-
schen Voraussetzungen. 
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ren, dass sie den Erfolg der Partei bei Wahlen – und damit in weiten Teilen wohl 

auch ihre Funktionen – nur Schröder zu verdanken haben (vgl. Graw 2004, Ehrlich 

2003)38. Die Auswertung von Presseberichten, autobiografischen und biografischen 

Dokumenten zeigt zahlreiche Ereignisse, welche eine Distanz Schröders zur SPD 

und eine starke Personalisierung seines Politik-Stils und seiner Entscheidungen 

erkennen lassen. Schröders Aufstieg in der SPD folgte dem Modell Spatial Lea-

dership. Hoffnungsträger der SPD wurde er, da ihm zugetraut wurde, die SPD an 

die Macht zu bringen und dort zu halten.  

 

4.1.3 Gerhard Schröder – der perfekte Wahlkämpfer 

Wer Transforming Leadership im Sinne von Burns ausüben will, muss der poten-

tiellen Gefolgschaft als Vertreter der eigenen Wünsche, Interessen, Bedürfnisse und 

Erwartungen erscheinen. Laux verweist auf den schmalen Grad, den ein Leader 

zwischen Authentizität und Inszenierung beschreiten muss (vgl. Laux 1996: 171). 

Dies setzt kognitive Fähigkeiten voraus (vgl. Sashkin 1989: 127ff). Schröder wird 

„hohe Selbstdarstellungskunst“ (Leinemann 1998) zugeschrieben. Der „Chefenter-

tainer made in Germany“ (Schütte 1999) habe ein ausgeprägtes Gespür für seine 

Wirkung in der Öffentlichkeit (vgl. Hogrefe 2002: 65). 

 

Schröder betont – wie aus Autobiografie und Presseauswertung hervorgeht – stets, 

dass es unmöglich sei, Politik gegen die Stimmung in einer Gesellschaft zu betrei-

ben (vgl. Schröder 2006: 105, 269; Williamson 2003)39. Schröder strebte für alle 

ersichtlich nach Macht. Dabei lässt er jedoch deutlich werden, dass Politik und 

Macht für ihn nicht getrennt voneinander zu sehen sind. Biograf Hogrefe schreibt: 

„Politik zu verordnen kommt ihm gar nicht erst in den Sinn“ (Hogrefe 2002: 24). 

Schröder sei kein obrigkeitsstaatlicher Typ. So zeigt sich bei Schröder ein theoreti-

sches Verständnis und auf jeden Fall ein Gespür für Macht, welches dem interakti-

onistischen Modell (vgl. Arendt 1993) nahe kommt. Burns nennt Leadership eben-

falls einen kollektiven und beiderseitigen Akt, in dessen Mittelpunkt gemeinsame 

Ziele stehen, welche in einer interaktiven, sozialen Beziehung zwischen Leader und 

Gefolgschaft kommuniziert werden (vgl. Burns 1978: 19). Beachtenswert ist dabei, 

                                                 
38 Infolge der abgestürzten Umfragewerte nach der Bundestagswahl 2002 wurde Schröder von ver-
schiedenen Seiten in der Partei kritisiert. Hierzu rechtfertigte er sich wie folgt: „Das andauernde 
Stimmengewirr lasse ich mir nicht bieten. [...] Nicht die SPD hat die Bundestagswahlen gewonnen – 
ich habe sie gewonnen. [...] Wenn einer meint, es besser zu können, dann soll er es machen“ (Schrö-
der, zitiert nach Sturm 2009: 110). 
39 „Nur wer über eine dauerhafte Mehrheit in der Gesellschaft verfügt, nur wer die Menschen jedes 
Mal wieder hinter seine Politik bringen kann, nur der wird auf Dauer Erfolg haben.“ (Rede Gerhard 
Schröders auf dem außerordentlichen Bundesparteitag der SPD  in Bonn am 12.04.1999) 
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dass er sehr wohl Politik gegen die eigene Partei – Stichwort Spatial Leadership 

(vgl. Kapitel 4.1.2) – betreibt. Was dies im psychoanalytischen Ansatz zur Erklä-

rung von Transforming Leadership bedeutet, wird noch in einem späteren Kapitel 

verdeutlicht (vgl. Kapitel 4.3.1; 4.3.3). In diesem Zusammenhang ist wichtig, dass 

Schröder durch die „Frontstellung gegen das Partei-Establishment [...] vom verbrei-

teten Unmut der Bürger über die Parteien (vgl. Geppert 2002: 32) profitiert40. Dar-

über hinaus fällt auf, dass Schröder dort um Sympathie wirbt, wo klassischerweise 

nicht SPD-Potential zu finden ist. Gerade die Wechselwähler überzeugte Schröder 

als „politisches Passpartout, die Inkarnation der unerhörten Leichtigkeit des politi-

schen Seins“ (Hogrefe 2002: 139). Der wahlkampftaktische Begriff der Neuen Mit-

te spricht hierfür (vgl. Kapitel 4.2.1). Was gibt es über diese beiden Punkte hinaus?  

 

Schröder hatte keine Berührungsängste mit der Bevölkerung. Er suchte ständig den 

Kontakt zu Basis: „Ihm gelingt es, den Menschen glauben zu machen, ihm bereite 

das ständige Autogramme-Schreiben Freude, und er posiert dabei mit permanent 

eingemeißeltem Lächeln für die Kameras“ (Dieball 2002: 148). Schröder verzichtet 

gern auf die Distanz zwischen ihm und dem Volk und entspricht damit dem von 

Sennet hervorgestelltem Wunsch der Gefolgschaft nach Nähe (vgl. Sennet 2001: 

424). Diese Nähe erreichte er beispielsweise damit, dass er in einer Folge einer 

bekannten Seifenoper im TV eine Nebenrolle übernahm41. Auch setze Schröder 

seine Familie – Ehefrau und Adoptivkinder – offen ein (vgl. Kaspari 2008: 310). In 

einem ZDF-Bericht heißt es, Schröder ließ „keine Gelegenheit aus, Nähe zu de-

monstrieren und dabei Regie zu führen. Kumpel Gerd zum Anfassen, aber nie ganz 

fassbar“. Dies sei „der Schröder der Supermärkte und Trivialwelten“ (Die Welt 

2001). Die andauernde Botschaft dabei sei gewesen: „Ich bin einer von euch, kann 

was für Euch tun, spreche Eure Sprache“ (vgl. Richter 2002). In der Tat wählte 

Schröder oftmals eine relativ einfache Sprache und verwendete verbreitete Rede-

wendungen. Schröder schaffte es dabei bestens, in alle Richtungen positive Bot-

schaften auszusenden. Abhängig von der Zuhörerschaft inszenierte er sich als den 

„knallhart kalkulierenden Standortpolitiker“ (Graw 1998: 192), als zupackenden 

„Macher“ (Dietrich 1998) oder als den „Mann aus dem Volke“ (Dieball 2002: 

                                                 
40 „Schröders Popularität zehrt davon, dass er gezielt und sichtbar Politik an seiner Partei vorbei oder 
auch gegen sie betreibt, um seine Unabhängigkeit von engen Parteidogmen zur Schau zu stellen.“ 
(Walter, zitiert nach Köpf 1998: 182) 
41 Schröder absolvierte im Zuge seiner Imagekampagne auch einen Auftritt in der quotenstarken TV-
Serie „Gute Zeiten, Schlechte Zeiten“. Hier übernahm er die Rolle eines Autoverkäufers. Dazu sagt 
er: „Die Leute reden mehr von meinem Auftritt in der Serie als von dem, was ich politisch von mir 
gegeben habe“ (Schröder, zitiert nach Dieball 2002: 148). 
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148f) der nicht an Verweisen auf seine soziale Herkunft spart. Somit agiert er aus-

gesprochen arenenspezifisch und passt sich in Stil und Sprache dem Auditorium an. 

Schröder bietet „viele Identifikationsflächen“ (Nervala 2002)42. Alles spricht dafür, 

dass Schröder das Wandern auf dem schmalen Grad zwischen bewusster Inszenie-

rung und der Wahrung von Authentizität beherrscht. 

 

Als Beispiele für die Empathie Schröders fällt gerade im Zuge der Auswertung der 

Presseberichterstattung der Bundesstagswahlkampf 2002 – und damit die Flutka-

tastrophe an der Oder – auf (vgl. Holtz-Bacha 2006). Das Bild des anpackenden 

Krisenmanagers verbesserte sein Image gerade in den neuen Bundesländern. 

Schröder besuchte das Katastrophengebiet und trug Gummistiefel und einen grünen 

Parker des Bundesgrenzschutzes. Dies sei die Rolle, „die er am liebsten mag: die 

des Retters in der Not“ (Hannoversche Allgemeine Zeitung, 20.08.2002). Dabei traf 

er auch mit seinen politischen Äußerungen das Gefühl der Menschen43. Eine weite-

re Stimmung traf Schröder mit seiner Kritik am Irak-Krieg, die zeitweise „anti-

amerikanische Untertöne“ (Monath 2006) enthielt. So geißelte er gleich ein ganzes 

Gesellschaftsmodell, in dem die „kleinen Leute ihre Alterssicherung [verlieren], 

während die Manager Milliardenabfindungen kassierten“ (Voges 2002), und unter-

streicht im Vergleich dazu Deutschland unter seiner Führung als einen Ort sozialen 

Zusammenhaltes, der Balance und der menschlichen Interaktion (Schröder, zitiert 

nach Die Zeit, 15.08.2002).  

 

Der Bundestagswahlkämpfe 1998, aber vor allem die überraschende Aufholjagd 

der SPD im Bundestagswahlkampf 2002 – in sehr kurzer Zeit legte die SPD zwei 

Prozentpunkte zu (vgl. Grafik 4; 5) – bestätigt: Schröder war ein perfekter Wahl-

kämpfer mit einem ausgeprägten Gespür für Stimmungen, was seine Fähigkeiten 

für interaktionistische Leadership im Sinne des Leadership-Konzeptes von Burns – 

die Adaption von Wünschen und Bedürfnissen der potentiellen Gefolgschaft – un-

terstreicht. Biograf Hogrefe (2002) kommt zu dem gleichen Ergebnis, dass Schrö-

der es schaffte, Wünsche, Bedürfnisse und Interessen der Bevölkerung aufzufassen 

und schnell so zu formulieren, dass hieraus Zustimmung zu seiner Person und sei-

ner Partei wurde. Dies konnte in diesem Kapitel anhand der Auswertung der Pres-

                                                 
42 Nervala bezeichnet Schröder in diesem Zusammenhang wie folgt: Der „geborene Populist“ (Nerva-
la 2002). 
43 Schröder lobte stets  „Gemeinsinn und Solidarität“ (Dettmer 2002) und sprach sich für schnelle, 
unbürokratische Finanzhilfen aus. Keiner sollte nach der Katastrophe schlechter dastehen als vorher. 
Dies finanzierte Schröder durch die Verschiebung der zweiten Stufe der damaligen rot-grünen Steu-
erreform (vgl. Burger 2005). 
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seberichterstattung gerade im Umfeld der Bundestagswahl 2002 nachgewiesen 

werden. Schröder schaffte es, arenenspezifisch zu differenzieren und unterschiedli-

che Signale an unterschiedliche Gruppen zu senden. Dies alles gelang sogar in einer 

Situation, in der viele der Versprechungen aus dem Bundestagswahlkampf 1998 

nicht in die Praxis umgesetzt worden waren44.  

                                                 
44 Hierzu sei noch eine Verhaltensweise angesprochen, auf welche Kaspari verweist. Schröder habe 
alle auch nur möglicherweise unpopulären Maßnahmen auf andere zu projizieren versucht (vgl. 
Kaspari 2008: 315). Im Falle des Sparkurses, der seine Popularität angesichts der in 2001 einbre-
chenden Konjunktur nach dem 11.09.2001 verlor, war dies Hans Eichel. Das Mautdebakel ging auf 
das Konto Manfred Stolpes und Hartz IV heißt auch nicht Schröder IV. So behielt Schröder es sich 
vor, wenn eine Maßnahme offensichtlich nicht die gewünschte Wirkung zeigte, eine Korrektur vor-
zunehmen und sich dann selbst mit Macherimage zu präsentieren und die Angelegenheit zur Chefsa-
che zu erklären. „Bei Fehlschlägen sind andere Schuld, der Erfolg hat viele Väter“ (Geppert 2002: 
34). Darüber hinaus ist als ausschlaggebender Grund für das Ergebnis der Bundestagswahl 2002 
wohl auch noch die Schwäche des Gegenkandidaten in personenzentrierten Wahlkampfduellen, in 
denen Mediengewandtheit gefordert ist, zu nennen. 
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4.2 Der Party Leader Gerhard Schröder: Modernisierer ohne langen Atem 

Der ordentliche Parteivorsitz Schröders begann im April 1999 und endete im Feb-

ruar 2004. Somit umfasst die Dauer seines Parteivorsitzes knapp fünf Jahre. Im 

Vergleich zu anderen SPD-Vorsitzenden ist dies ein mittlerer Zeitrahmen. Während 

Willy Brandt dieses Amt 25 Jahre lang ausübte, waren Rudolf Scharping, Björn 

Engholm oder Kurt Beck kaum länger als zwei Jahre an der Parteispitze. Im Zeit-

raum des Parteivorsitzenden Schröder fanden inklusive seines Wahlparteitages zum 

Parteivorsitzenden drei ordentliche und vier außerordentliche Bundesparteitage der 

SPD statt45. Hierbei stellte sich Schröder dreimal parteiinternen Wahlen und erziel-

te hierbei unterschiedliche Ergebnisse: Das schlechteste Ergebnis eines SPD-

Parteivorsitzenden erhielt Schröder 1999 bei seiner erstmaligen Wahl. Er erhielt 

75,9% der Stimmen (vgl. SPD-Vorstand 2001a). Im Dezember des gleichen Jahres 

konnte Schröder sein Ergebnis bei seiner Wahl auf dem ordentlichen Bundespartei-

tag verbessern: Er erhielt 86,3% der Stimmen (vgl. SPD-Vorstand 2001a). Zwei 

Jahre später verbesserte Schröder sein Ergebnis auf dem Nürnberger Parteitag auf 

88,6% (vgl. SPD-Vorstand 2003a). Nach der umstrittenen Agenda 2010 wählten, 

wenige Monate vor seinem Rücktritt, noch einmal 80,83% der Delegierten Schrö-

der in Bochum zum Parteivorsitzenden (vgl. SPD-Vorstand 2005). Die SPD stellte 

sich im Zeitraum des Vorsitzes Schröders einer Bundestagswahl 2002, zahlreichen 

Landtagswahlen und den Europawahlen 1999 und 2004. Während die Bundestags-

wahlen im Jahr 2002 ausgesprochen knapp von der SPD gewonnen wurden, zeich-

nen sich die Landtags- und Europawahlen fast durchgehend durch hohe Verluste 

und Wahlniederlagen aus.  

 

4.2.1 Inhalte werden machttaktisch konstruiert 

Die von Schröder besetzte Themenkompetenz Wirtschaft, sein Hang zu pragmati-

schem und situationsbezogenem Handeln, die marktorientierten Dresdner Thesen46 

– Schröder stellt sich im sozialdemokratischen Spektrum zwischen Modernisierern 

und Traditionalisten vor allem auf die Seite der Modernisierer. Die Abnahme der 

                                                 
45 Dies waren die ordentlichen Bundesparteitage vom 07.-09.12.1999 in Berlin, vom 19.-22.11.2001 
in Nürnberg und vom 17.-19.11.2003 in Bochum. Darüber hinaus fanden statt der außerordentliche 
Parteitag am 12.04.1999 in Bonn, auf dem Gerhard Schröder gewählt wurde, der außerordentliche 
Parteitag am 02.06.2002 in Berlin, der außerordentliche Parteitag am 20.10.2002 zur Annahme des 
Koalitionsvertrages in Berlin und der außerordentliche Parteitag am 01.06.2003 zum Thema Agenda 
2010 in Berlin. 
46 Die zwölf Dresdner Thesen unter der Überschrift „Eckpunkte einer sozialdemokratischen Moder-
nisierungs- und Reformpolitik“ zeichnen sich durch einen durch und durch wirtschaftsfreundlichen 
Ton aus. Die Globalisierung wird in diesen Thesen als Chance aufgegriffen – mehr Wettbewerb in 
allen gesellschaftlichen Bereichen solle die Antwort hierauf sein, nicht höhere Sozialleistungen (vgl. 
Hanke 1997). Wehr nennt die Thesen „Schröder pur“ (Wehr 1998: 163).  



 55 

Bedeutung politischer Theorie nach dem Ende des Ost-West Konfliktes wird 

Schröders Aufstieg wohl zugute gekommen sein. „Er schien wirklich davon über-

zeugt, das es keine linke oder rechte, sondern nur moderne Wirtschaftspolitik gebe“ 

(Raschke/Tils 2007: 503). Schröder äußerte 2006, dass bereits zu Beginn seines 

Antrittes dem Modell des Rheinischen Kapitalismus aufgrund verschiedenster glo-

baler Entwicklungen seiner Meinung nach die Basis entzogen worden sei (Schröder 

2006: 262). Aus den Dresdner Thesen, die er gemeinsam mit dem Modernisierer 

Wolfgang Clement verfasst hatte, ging die Überzeugung hervor, Sozialleistungen 

müssten eingeschränkt werden.  

 

Dieses Modernisiererimage funktionierte im Wahlkampf 1998 mit dem Gegenpart 

des programm- und traditionsbestimmten Lafontaines. 1998 war der Slogan, mit 

dem die SPD die Bundestagswahlen gewann, „Innovation und Gerechtigkeit“. La-

fontaine kümmerte sich um sozialdemokratische Traditionalisten, Schröder gab den 

Modernisierer und Wahlkampfmanager Müntefering betrieb ein „Management der 

Heterogenität“ (Walter 2000b: 232)47. „Wir waren davon ausgegangen, dass das 

weit in die Mitte und nach links reichende Duo Schröder/Lafontaine, das arbeitstei-

lig den Wahlkampf bestritten hatte, [...] durch [...] das [...] Regierungsgeschäft da-

nach geleiten würde“ (Schröder 2006: 102)48. Es gelang – so zeigte das Wahlergeb-

nis 1998 – der Spagat zwischen strukturkonservativen, traditionalistisch-

materialistischen Stammwählern und einem links-liberalen, fortschrittsorientierten 

und postmaterialistischen Spektrum. Auch wird es vor allem Schröder zugeschrie-

ben, dass es gelang, mit Vertretern der Selbstständigen und den mittleren und höhe-

ren Bildungsschichten Wechselwähler aktiviert zu haben (vgl. Hilmer 2001: 101). 

Die SPD-Mitgliedschaft jedoch misstraute ihm, dem Modernisierer. Bei der breiten 

                                                 
47 Thörmer merkt an, dass mit der Festlegung auf den Kandidaten Schröder Strategie und Wahlkampf 
im Grunde völlig verändert hätten werden müssen (Thörmer 1999: 410). Schröder setzte damals zur 
Verärgerung der Linken in der SPD seine Dresdner Thesen durch und erhielt Rückendeckung von 
Lafontaine, der Schröder zum gewinnen der Wahlen brauchte (vgl. Anda/Kleine 2002: 206f). Rasch-
ke und Tils formulieren bissig: „Schröder sah sich damals als der nützliche Idiot für eine Politik, die 
andere machen wollten“ (Raschke/Tils 2007: 504). Schröder war sich aber sicher: „Gegen das Amt 
des Bundeskanzlers war kein Kraut [...] gewachsen“ (Schröder 2006: 113). Mit Blick auf den Regie-
rungsstart bezeichnet Schröder, dass „scheinbar erfolg versprechende hartnäckige Festhalten an den 
ökonomischen und sozialen Segnungen der Wiederaufbau-Ära nach dem Krieg“ (Schröder 2006: 86) 
als Fehler im Wahlkampf 1998. So wäre der „demographische Wandel nicht oder doch nicht ausrei-
chend präsent“ (Schröder 2006: 86) gewesen, weswegen man den Eindruck einer sicheren Rente 
fälschlicherweise vermittelt habe. Als Selbstlerneffekt bezeichnet er einen weiteren Fall wie folgt: 
„Wie wenig zugleich die durch Globalisierung wirksame Entgrenzung der Ökonomie unser Denken 
beschäftigte, offenbart mein öffentlich abgegebenes Versprechen, die Arbeitslosigkeit signifikant zu 
senken“ (Schröder 2006: 87) Dies bezeichnet Schröder jedoch als eine „unbedachte Reaktion auf 
Lafontaines in Zahlen gegossene realitätsferne Zuversicht“ (Schröder 2006: 87).    
48 Dabei nennt Schröder sich selbst als Ansprechpartner für den Verstand und Lafontaine als An-
sprechpartner für die Seele (vgl. Schröder 2006: 102). 
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Wählerschaft punktete Schröder hingegen, beispielsweise aufgrund seiner interven-

tionistischen Wirtschaftspolitik als niedersächsischer Ministerpräsident, auch mit 

dem Thema soziale Gerechtigkeit (vgl. Walter 2000b: 237). Der Einsatz Schröders 

im Wahlkampf unter dem Slogan „Innovation und Gerechtigkeit“ ist ein kalkulier-

ter elektoraler Vorteil, mit dem eigene Mitglieder aktiviert und darüber hinaus 

Wählerstimmen maximiert werden sollten – von programmatischem Wandel oder 

einer Umorientierung des Kollektivakteurs SPD kann von daher zum Zeitpunkt 

1998, vor der Übernahme des Parteivorsitzes durch Schröder, keine Rede sein (vgl. 

Eith 2003: 54). Dieses elektoral erfolgreiche strategische Handeln programmierte 

die erheblichen Reibungen nach Regierungsantritt geradezu vor. Lafontaine als 

Vorgänger, der im Frühjahr 1999 aufgrund von Differenzen mit Schröder von allen 

politischen Ämtern zurücktrat49, wird beschrieben als nicht leicht ersetzbar, weil er 

für seine Partei – und gerade den linken Flügel – „die politische Lichtgestalt seiner 

Altersgruppe“ (Bannas 1999) dargestellt habe50. Die Ausgangslage während der 

Übernahme des Parteivorsitzes durch Schröder war instabil, da ein Machtvakuum 

entstanden war. Dem linken Flügel der SPD fehlte nach der Demission Lafontaines 

ein handlungsfähiger Kopf: Für die inhaltlichen Ideen des Modernisierers Schröder 

keine schlechte Voraussetzung. Inwiefern diese konsequent genutzt wurde, um die 

Modernisierungshaltung durch die Formulierung normativer Zielperspektiven im 

Zuge eines kollektiven Willensbildungsprozesses in die Partei hinein zu kommuni-

zieren, was eine positive Voraussetzung für materielle Politikveränderungen wäre, 

ist noch wesentlicher Teil der weiteren Analyse.  

 

Unmittelbar nach der Wahl 1998 hatte die Regierung Schröder klassisch sozialde-

mokratische Maßnahmen ergriffen51. Es herrscht die Einschätzung vor, dass diese 

Schritte noch maßgeblich durch den Einfluss Lafontaines vollzogen wurden (vgl. 

Fischer 2005: 61). Schröder war so als Modernisierer in die Defensive gedrängt – 

                                                 
49 Zur Begründung des Rücktritts Lafontaines führt Schröder die Abneigung des Saarländers, Ver-
antwortung zu übernehmen, an. Er sei ein „geborener Oppositionspolitiker“ (Schröder 2006: 128). 
Lafontaine selbst verweist auf Unstimmigkeiten mit Schröder als Grund für seinen Rücktritt: „Wir 
hatten uns in die Hand versprochen, das 1998 den Wählern vorgelegte Regierungsprogramm umzu-
setzen. Als Kanzler machte Schröder eine Politik, die das Gegenteil von dem war, was wir den Wäh-
lern versprochen hatten“ (vgl. Lafontaine 2006).  
50 Schröder erkennt seinen schwierigen Start als Parteivorsitzender: „Lafontaine war der unangefoch-
tene Star der Partei. Ich dagegen galt als zu pragmatischer und machtbewusster Mensch, der die Seele 
der Partei nicht wirklich wärmen konnte. Diese Rolle war Lafontaine zugefallen“ (Schröder 2006: 
119). 
51 Für 1999 und 2000 wurde der Demographiefaktor in der Rente ausgesetzt, die Rentenversiche-
rungspflicht wurde auf Scheinselbstständige ausgedehnt, Lockerungen des Kündigungsschutzes der 
Regierung Kohl wurden zurück genommen. Auch die Einschränkungen der Lohnfortzahlungen im 
Krankheitsfall wurden zurück genommen; das Gleiche galt für eine stärkere Eigenbeteiligung im 
Gesundheitsbereich. 
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all dies entsprach kaum dem von ihm zum Ausdruck gebrachtem Repertoire des 

Modernisierers – und versuchte nach Lafontaines Abgang eine programmatischen 

Initiative einzuleiten, mit der er sich als Modernisierer kenntlich zeigen wollte52. 

Kurz nach seiner Wahl zum Parteivorsitzenden, also noch vor dem Berliner Partei-

tag im Dezember 1999, nahm Schröder einen programmatischen Aufschlag mit 

dem Fokus auf die zukünftige Ausrichtung sozialdemokratischer Wirtschafts- und 

Sozialpolitik vor. Am 08.07.1999 stellte Schröder gemeinsam mit Tony Blair in 

London das Schröder-Blair-Papier vor, das an die im Bundestagswahlkampf 1998 

beschworene Neue Mitte und den von Anthony Giddens vorgedachten Dritten Weg 

der Sozialdemokratie anknüpft. Das Schröder-Blair-Papier konstatiert einige erheb-

liche Abweichungen von Standpunkten traditioneller Sozialdemokratie. So wird 

soziale Gerechtigkeit in den Gegensatz zu sozialer Gleichheit gestellt, eine Senkung 

staatlicher Ausgaben gefordert, die Notwendigkeit der Effizienzsteigerung sozialer 

Leistungen proklamiert und einhergehend mit einer „angebotsorientierten Agenda 

für die Linke“ (Schröder/Blair 1999: 4) zum stärkeren Vertrauen der Sozialdemo-

kraten in die Kräfte des Marktes aufgerufen53. Schröder versuchte, 1999 auf das 

erfolgreiche Modell Großbritannien zu verweisen und dockte sich an Tony Blair an 

– es wird an verschiedenen Stellen festgestellt, dass Schröder eher das Papier wollte 

als Blair, der es nicht brauchte, da seine Labour Partei bereits eine Transformation 

durchlaufen habe (vgl. Zitzelsberger 1999; Fischer 2005: 75f). Das englische Was-

ser des Erfolges sollte auf diesem Weg nach Deutschland geleitet werden. Das 

Schröder-Blair-Papier erzielte jedoch infolge eines Mangels an kommunikativem 

Taktgefühl Schröders nicht die erwünschte Wirkung (vgl. Hefty 2004; Kapitel 

4.2.3)54. Ein Faktor war, dass Blair 1999 im Zenit seines Erfolges stand: „Seine 

Modernisierungsrhetorik und seine politischen Erfolge sollten nun auch Glanz auf 

                                                 
52 Als programmatisches Signal wurde öffentlich der Rücktritt Oskar Lafontaines gewertet, der zu 
einem zweiten Sieg des Kapitalismus über die Planwirtschaft hochstilisiert wurde (vgl. Hogrefe 
1999). 
53 Schröder bezeichnet die Initiative in seinen Memoiren als „Versuch, eine Strategie europäischer 
Sozialdemokraten zu formulieren, die eine angemessene Antwort auf die beiden großen Herausforde-
rungen der Zeit – demographischer Wandel und Globalisierung – geben sollte“ (Schröder 2006: 275). 
54 Die Einbringungen der Reformsozialdemokraten Schröder und Blair erfolgte in Deutschlands 
Sozialdemokratie ohne den Vorlauf eines innerparteilichen Willensbildungsprozesses im Zuge einer 
Programmdiskussion und wurden dann von weiten Teilen der Partei abgelehnt. Partizipation der SPD 
am Entstehen des Schröder-Blair-Papieres hatte es genauso wie eine umfassende und konsequente 
Diskussion der Reform und Erneuerung sozialdemokratischer Grundwerte in Zeiten der Globalisie-
rung und Entstaatlichung nicht gegeben. Der als Mediencoup geplante Aufschlag des Papiers vor der 
Europawahl 1999 deformierte so eher zu einer programmatischen Kampfansage. Kritiker sprachen 
von der „neue[n] Gefühllosigkeit“ (Prantl 1999: 73) der SPD, dem „Bruch mit der Arbeiterbewe-
gung“ (Zeuner 1999: 133) und einer „angebotspolitischen Wende“ (Sell 2000: 159). Butterwegge 
liest zwischen den Zeilen des Schröder/Blair-Papiers das „Stammtischgerede über die soziale Hän-
gematte“ (Butterwegge 2005: 237) heraus und sieht in ihm somit das Abrutschen der SPD-Reformer 
in populäre Sozialstaatskritik. 
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den neuen Deutschen Kanzler werfen“ (Fischer 2005: 71). Das Schröder-Bair-

Papier war als Medien-Coup angelegt und sollte ihn in der Öffentlichkeit nach dem 

Abgang Lafontaines als Modernisierer darstellen – dies brachte Schröder „vor al-

lem jenseits der Partei“ (Weidenfeld 1999: 70) voran. Außerdem begann Lafontai-

nes Nachfolger im Amt des Bundesfinanzministers Hans Eichel unmittelbar nach 

Amtsantritt materielle Politikveränderungen vorzunehmen. Sein neues Rezept war 

ein Haushaltskonsolidierungsprogramm, welches dem klassischen Mittel sozialde-

mokratischer Finanzpolitik – schuldenfinanzierte Konjunkturprogramme im Sinne 

keynesianistischer Steuerung – gegenüberstand. Im November 2001 wurde dieser 

Wandel durch den Nürnberger Parteitag der SPD ohne Murren mitgetragen. Der 

entsprechende Leitantrag „Sicherheit im Wandel“ stützte den Sparkurs (vgl. SPD-

Vorstand 2001b). 

 

Ein Konzept, das Schröders Verständnis der drei sozialdemokratischen Grundwerte 

(vgl. Kapitel 4.3.2) aufgreift, ist die von ihm im Jahr 2000 ins Spiel gebrachte Zi-

vilgesellschaft55. Dies war der zweite Versuch, der Schröderschen Arbeit „den 

Glanz eines gesellschaftspolitischen Konzepts“ (Fuhr 2000) zu verleihen. Die poli-

tische Vision der Zivilgesellschaft erteilt dabei einer durch und durch marktlibera-

len Gesellschaft eine Absage – sie zielt eben nicht „auf die prinzipielle Entpolitisie-

rung der Aufgabe, sondern auf gesellschaftliche Formen ihrer politischen Bewälti-

gung“ (Meyer 2000: 663) ab. Die Modernisierung von Sozialdemokratie wird hier 

auf einer weniger kontroversen Ebene diskutiert, als dies durch das Schröder-Blair-

Papier erfolgte. Die Nutzung der internationalen Bühne zur programmatischen Er-

neuerung der Sozialdemokratie nutzte Schröder durch die Konferenz „Modernes 

Regieren im 21. Jahrhundert“ – nun lud er die ganze Riege sozialdemokratischer 

Regierungschefs nach Berlin ein56, um ausführlich Chancen und Risiken der Globa-

lisierung zu diskutieren. Deutlich wird, dass Schröders Äußerungen von politischen 

Zielvorstellungen versuchen, Widersprüchliches in einen Zusammenhang zu stellen 

                                                 
55 „Die zivile Bürgergesellschaft ist eine Gesellschaft der Freiheit und der Selbstbestimmung, der 
Solidarität und der Gerechtigkeit. Eine Gesellschaft, die nicht von Klassen beherrscht wird, sondern 
souveränen Bürgern ihre Eigenständigkeit und ihre Eigenverantwortung zurück gibt.“ (Rede anläss-
lich der Festveranstaltung 125 Jahre Vereinigungs-Congress der Lassalleaner und der Eisenacher in 
Gotha am 20.05.2000) 
56 Mit der Konferenz „Modernes Regieren“ hob Schröder zivilgesellschaftliche Erneuerung als sozi-
aldemokratische Kernidee sogar auf die internationale Bühne und verkündete sie im Konsens mit Bill 
Clinton, Göran Persson, Thabo Mbeki, Wim Kok, Kostas Simitis, Massimo D`Alema und diesmal 
auch Lionel Jospin. So nutze Schröder für seine Leadership internationale Größen anstatt seine Re-
formideen auf Veranstaltungen der SPD-Bezirke oder Landesverbände durchzudeklinieren. Internati-
onale Kooperation sollte die Partei von den Reformnotwendigkeiten überzeugen. 
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und somit Konfliktlinien aufzulösen57. Schröder setzt dabei grundsätzlich alle In-

halte in eine Verbindung zur gesellschaftlichen Erneuerung58. Die Einordnung bei-

spielsweise seiner Wirtschaftskompetenz in umfassendere Konzepte seiner Politik 

gelingt jedoch kaum, da er versucht, Widersprüchliches zu vereinen.  

 

Die Zeit im Vorfeld der Bundestagswahl 2002 war trotz der Tatsache, dass Schrö-

der durch die Finanzpolitik seines Ministers Hans Eichel und seine programmati-

schen Impulse als Modernisierer der Sozialdemokratie galt, gezeichnet durch eine 

stake Orientierung des SPD-Vorsitzenden an den Gewerkschaften – also dem tradi-

tionellen SPD-Stammklientel. Eine konsequente Linie als Modernisierer wurde 

nicht durchdekliniert (Vgl. Kapitel 4.2.4). Schröder setzte nunmehr in keiner Weise 

auf den Dritten Weg oder die Neue Mitte. Lediglich der Ansatz Zivilgesellschaft 

wurde noch gelegentlich erwähnt. Fischer betrachtet das Abrücken Schröders von 

der Linie Blairs und begründet es damit, das Blair viel stärker, im Zweifel auch im 

Dissens und auch schon vor der Übernahme des Premierministerpostens, program-

matischen Wandel in seiner Labour Party vorangebracht hätte (vgl. Fischer 2005: 

136). Offensichtlich wird, dass Schröder die Betonung von programmatischem 

Wandel der Sozialdemokratie im Sinne eines Dritten Weges im Vorfeld der Bun-

destagswahl 2002 elektoral schlicht als nicht opportun erschien. Er warb vielmehr 

um die Unterstützung der organisierten Arbeitnehmerschaft und leitete einen Annä-

herungskurs an die Gewerkschaften ein, bei dem betont wurde, dass der Status quo 

gewahrt werden solle, Sozialleistungskürzungen mit ihm nicht zu befürchten seien, 

und sich Reformen am Arbeitsmarkt auf den Bereich der Vermittlung beschränken 

sollten (vgl. Sauga/Hammerstein 2002). 

 

Insgesamt fällt anhand aller in diesem Kapitel aufgeführten inhaltlichen Initiativen 

Schröders auf, dass er die Konzepte nicht selbst entwickelt hat. Die ausgewertete 

Sekundärliteratur stützt diese Erkenntnis, da ein „inhaltliche[s] Anlehnungsbedürf-

nis“ (Raschke/Tils 2007: 513) Schröders konstatiert wird, mit dem er versuche, das 

ihm nachgesagte Defizit durch das Andocken an andere Ideen auszugleichen. Ei-

chels Sparkurs, das Aushandeln des Bündnisses für Arbeit, die Vorschläge von 

Peter Hartz, die zahlreichen anderen Kommissionen oder gar der Atomkonsens, der 

                                                 
57 Hierzu sagt Schröder: „Wir waren uns einig, dass modernes Regieren eine Politik bedeutet, in der 
Wirtschaftswachstum gepaart sein muss mit dem Streben nach Vollbeschäftigung, sozialer Gerech-
tigkeit und dem Schutz der Umwelt“ (Schröder 2006: 330). 
58 „Was unser Land braucht, ist eine Politik, die Balance hält. Die Innovation und Gerechtigkeit, die 
Eigenverantwortung und Solidarität, die Erneuerung und Zusammenhalt verbindet.“  (Rede Gerhard 
Schröders anlässlich des Kongresses „Die Mitte in Deutschland“ am 20.02.2002 in Berlin) 
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im Grunde den Grünen zufiel – viele positive Referenzen waren erkennbar, eine 

eigene Linie entstand nicht. Auch Fischer bemerkt das Fehlen klarer Linien, die 

ausgesprochene Diversität programmatischer Begriffe und das Hin- und Her-

schwenken zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern (vgl. Fischer 2005: 8). 

Beim Schröder-Blair-Papier verbrannte sich Schröder die Finger (vgl. Kapitel 

4.3.3)59. In keiner Äußerung Schröders in den ausgewerteten Dokumenten nach 

1999 – abgesehen von seiner Autobiografie aus dem Jahr 2006 – findet dieses Do-

kument noch Erwähnung. Die Initiative zur Zivilgesellschaft und die Konferenz 

„Modernes Regieren“ wurden nicht konsequent fortgeführt. Obwohl Schröder – 

auch durch die Initiative Zivilgesellschaft in 2000 und die damit verknüpfte Konfe-

renz „Modernes Regieren“ – programmatische Initiativen startete und eine Pro-

grammdiskussion in der SPD 1999 begann, die ihm zumindest inhaltlich entgegen 

kam, stellte er diese auf dem Nürnberger Parteitag 2001 ein (vgl. Kapitel 4.3.3). 

Die Auswertung der Reden Schröders beweist: Da es elektoral als nicht opportun 

erschien, wurde im Zuge des Bundestagswahlkampfes 2002 das Image als Moder-

nisierer völlig aus dem Programm gestrichen. Deshalb machte er weiter mit den 

bekannten inhaltlichen Spagaten, ohne sie sinnvoll auszufüllen. Schröder nutzte 

nicht die Möglichkeit, dass Begriffspaar „Innovation und Gerechtigkeit“ durch das 

Spannungsfeld der Regierungsarbeit zu führen, um es schließlich als Ausdruck ei-

ner unverkennbaren Modernisierungshaltung programmatisch zu verdichten (vgl. 

Raschke/Tils 2007: 515). Zimmermann (200) brandmarkte dies als „viel Rhetorik, 

wenig Richtung“. Möglich war dieses Fehlen des roten Fadens, da es in der SPD 

zuvor keine klare Konzeption gegeben hatte, sondern die Heterogenität der Neuen 

Mitte. Dies alles spricht nicht für die im theoretischen Teil zu Leadership genannte 

nötige Kompetenz des Leaders, Probleme und auch ihre Lösungen eigenständig zu 

benennen (vgl. Kaina 2002). 

 

Der Umbau des Sozialstaates, der ab 2003 unter dem Titel Agenda 2010 vollzogen 

wurde, konnte so kein sozialdemokratisches Projekt werden. Auf diese Maßnahmen 

war die Partei in keiner Weise vorbereitet gewesen – eine Wertetransformation, 

welche die Agenda 2010 für sozialdemokratisches Gedankengut aufnahmefähig 

gemacht hätte, hatte nicht stattgefunden bzw. war nicht in die Strukturen durchge-

                                                 
59 Schröder hatte eigentlich auch eine Buchpublikation geplant, in der er den Rahmen seiner Moder-
nisierungspolitik abstecken wollte. Wegen „allzu neoliberalen Tönen“ (Der Spiegel 1998a) zog er die 
Veröffentlichung jedoch zurück und das Buch erschien unter dem Namen Bodo Hombachs – es han-
delte sich um eine globale Übernahme der Gedanken Giddens in den deutschen Kontext. Das Buch 
heißt: „Aufbruch. Die Politik der Neuen Mitte“ (Hombach 1998). 
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drungen. Der Verweis auf den drohenden Verlust der Regierungsfähigkeit der SPD 

half Schröder 2003 in seinem Kampf um die Agenda 2010 innerhalb der Partei 

dann nicht mehr (vgl. Heims 2003, Williamson 2003). Deshalb kam es in der SPD 

zu einem Prozess nachholender Programmierung (vgl. Meyer 2007: 83ff), der einen 

Abschluss erst mit dem neuen Hamburger Programm 2007 fand. Für die Periode 

seit seinem Antritt als Parteivorsitzendem bis zur Bundestagswahl 2002 kann von 

daher konstatiert werden, dass Schröder – obwohl er sich als Modernisierer heraus-

schält, was die Analyse der Primärdokumente anhand der Dresdner Thesen, des 

Schröder-Blair-Papiers oder des Aufsatzes zur Zivilgesellschaft nachweist – ent-

sprechend der Absicht des größten elektoralen Vorteils keinen eindeutigen Moder-

nisierungskurs in der SPD verfolgte, da die von ihm konstruierten Inhalte stets 

machtpolitisch opportun erscheinen mussten. 

 

4.2.2 Tauschhandel: Freie Hand für gute Umfragewerte 

Schröder versorgte nach anfänglichen Schwierigkeiten 1999 im Zeitraum zwischen 

2000 und 2002 die SPD mit guten Umfragewerten und relativ erfolgreichen Be-

hauptungen bei Wahlen in den Ländern NRW und Schleswig-Holstein in 2000 und 

den Kommunen. Am 07.01.2002 lag die SPD bei 38% und steigerte ihre Werte in 

den darauf folgenden Monaten noch über die 40%-Marke. In diesem Bereich hielt 

sich die SPD bis Ende 2001. 2002 kam die SPD kurz vor der Bundestagswahl auf 

nur noch 33% – Schröder schweißte die Mitglieder in der Situation vor der Bundes-

tagswahl 2002 zusammen und behauptete sich und seine Partei knapp mit 38,5% 

(vgl. Grafik 5 auf Seite 66). Die guten Zahlen 2000 bis Anfang 2002 können erklärt 

werden mit den guten Rahmenbedingungen, die Schröder vorfand: Die CDU ver-

strickte sich in einen Parteispendenskandal, ihr neues Führungspersonal war noch 

eher am Proben als im Ernstfall aktiv, und bei zwei Landtagswahlen behauptete 

sich die SPD. Gleichzeitig startete er zahlreiche Initiativen, mit denen er bei ganz 

unterschiedlichem Klientel punkten konnte. Stellvertretend können hier die Rettung 

des Konzerns Holzmann, die „Greencard-Initiative“ oder die entschlossene Kabi-

nettsumbildung während der BSE-Krise angeführt werden. Das neue Gesetz zur 

betrieblichen Mitbestimmung war der Gruß an die Gewerkschaften60. Die ersten 

zwei Jahre seines Parteivorsitzes verliefen reibungslos: Hier war die SPD ein 

                                                 
60 Korte stellt hierzu fest: „Er regiert, als ob jeden Tag die Wahllokale geöffnet wären“ (Korte 2007: 
192). 
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„funktionierendes Instrument des Kanzlers“ (Niclauß 2004: 365)61. Hinter dem 

Kanzler scharte sich die Partei, denn er sicherte die Macht der Mandatsträger (vgl. 

Kühne 2004). Transactional Leadership bedeutet im dichotomen Leadership-

Modell nach Burns, welches in Transactional und Transforming Leadership unter-

scheidet, eine auf rationalem Tausch basierende Beziehung zwischen Leader und 

Gefolgschaft. Im Subsystem Partei kann dies bedeuten, dass ein Party Leader Un-

terstützung dafür erhält, dass er die Partei mit guten Umfragewerten und Wahler-

folgen versorgt (vgl. Burns 1979: 258; Burns 2003: 24).  

 

Dabei wurde auf dem Berliner Parteitag 1999 eine Programmkommission einge-

setzt, welche eine Überarbeitung des Berliner Programms der SPD aus dem Jahr 

1989 vornehmen sollte. Eine Programmdiskussion impliziert zunächst eine Verän-

derung von Werten und Zielen des Kollektivakteurs SPD – also Transforming an-

stelle von Transactional Leadership. Die Einsetzung der Kommission geschah ein 

halbes Jahr nachdem das Schröder-Blair-Papier die von Schröder gewünschte Wir-

kung nicht entfaltet hatte. Kritiker des Schröder-Blair-Papiers und junge Abgeord-

nete, die programmatische Äußerungen nun als Profilierungschance verstanden62, 

forderten einen Programmprozess. Die Einsetzung der Programmkommission war 

eine Verlegenheit, welche sich aus dem Fehlstart des Schröder-Blair-Papiers ergab 

(vgl. Fischer 2005: 83)63. Leiter der Programmkommission wurde Rudolf Schar-

ping, der – als er hierin einen Machtgewinn erkannte – entschlossen nach dem Pos-

ten griff. Die Erarbeitung eines neuen Programms der SPD wurde von verschiede-

nen Seiten als Chance gesehen, in der Regierungsverantwortung einen neuen Rah-

men zu schaffen, also diejenigen Ziele und Utopien, nach denen eine Programmpar-

tei ruft, auszuformulieren und in eine Beziehung zur Regierungspraxis zu setzen. 

Laut Glotz war es „nur eine offensive programmatische Diskussion nach dem Mus-

ter des Godesberger Programms“ (Glotz 2000: 7), die Schröder in der Situation des 

                                                 
61 Schröder hatte eine geschlossene, disziplinierte und folgsame Partei hinter sich –  Niclauß schließt 
gar: „Seine Kontrolle über die SPD ist noch weitgehender als die seines Vorgängers über die CDU“ 
(Niclauß 2004: 367).  
62 Auch angesichts des Sommerloches schlug die SPD-Gruppe Netzwerk Berlin – eine kleine Gruppe, 
in der 14. Legislaturperiode gegründet von jungen sozialdemokratischen Abgeordneten, um pragma-
tische Politik zu verfolgen – eine Überarbeitung des Berliner Programms der SPD vor. Nach Ein-
schätzung von Fischer gelang dies der damals relativ unbedeutenden Gruppe nur, weil Scharping die 
Initiative aus eigenem Interesse heraus aufgriff (vgl. Fischer 2005: 84).  
63 Es heißt, dass weder Schröder noch Müntefering eine Programmdiskussion wollten. Müntefering 
war zum damaligen Zeitpunkt eher mit der Umstrukturierung der Partei beschäftigt (vgl. Schwenni-
cke 2000b; Fischer 2005: 84) und Gerhard Schröder ließ verlauten, dass eine andauernde Debatte das 
Konsolidierungsprogramm seiner Bundesregierung gefährde (vgl. Niclauß 2004: 348). 
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Regierenden als Vorsitzender einer Programmpartei langfristig festigen sollte64. 

Der Programmprozess begann im Jahr 2000 mit dem „Grundwerteforum“. Schar-

ping kündigte „eine grundlegende Änderung“ (Scharping, zitiert aus Banas 2000) 

an65. Scharping gab – was den im Schröder-Blair-Papier niedergeschriebenen Auf-

fassungen entspricht – zur Kenntnis, dass das Individuum und seine Freiheit weit 

vor dem regulierenden Staat stünden (vgl. Banas 2000). Wolfgang Clement führte 

zum Thema Gerechtigkeit an, die Voraussetzung gerechter Gleichheit sei die ge-

rechte Ungleichheit (vgl. Clement 2000: 9ff). Auch Anthony Giddens – Vordenker 

des Dritten Weges – war vor Ort. Vertreter der Parteilinken fielen in dieser Kom-

mission – anders als noch im Zuge der Verkündung der Schröder-Blair-Initiative in 

London – nicht auf, obwohl die Hauptakteure der Programmdebatte in die Richtung 

der Modernisierer der Sozialdemokratie drängten, was aus Presseauswertung und 

Primärdokumenten eindeutig hervorgeht. Die Inhaltsanalyse der Dokumente ver-

deutlicht zugleich: Nichts erinnerte an den Aufschrei der Partei angesichts der 

Schröder-Blair-Initiative ein Jahr zuvor (vgl. z.B. Schwennicke 2000a). Die Kritik 

von Parteilinken am Schröderschen Kurs verhallte – die guten Umfragewerte der 

SPD nahmen jeder Kritik den Wind aus den Segeln66. Lafontaine war weg und 

wohl nicht zuletzt deshalb gab es „überhaupt keine Diskussionsschlachten in der 

SPD mehr“ (Walter 2005: 29). Dies alles spricht angesichts der Beschreibung der 

SPD als Programmpartei par excellence eher für eine Programmpartei im Ruhezu-

stand in den Jahren zwischen Schröders Antritt und der Bundestagswahl 2002. Die 

Partei hatte sich zu einer Kanzlerpartei verwandelt, zur „Schröder-SPD“ (Walter 

2000a)67. Der Spiegel deutete das so: Die SPD genießt „die Macht und lässt den 

                                                 
64 Dies wird in Schröders Autobiografie unterstrichen. Er verdeutlicht im Rückblick auf seine erste 
Legislaturperiode, „dass es weder bei der SPD noch bei den Grünen eine konsistente Vorstellung von 
einem gemeinsamen Regierungsprogramm gab“ (Schröder 2006: 103). Die Parteispitze der SPD war 
in den 1990ern in Richtungs- und Egostreitigkeiten verwickelt, was den Weg, den andere europäi-
sche sozialdemokratische Parteien zwischen Globalisierung und Individualisierung einerseits und 
dem Traditionalismus andererseits finden konnten (vgl. Merkel 2000; Merkel 2006 et al.), für die 
SPD versperrte. 
65 Scharping galt als SPD-Mann des rechten Parteiflügels „in der Tradition Helmut Schmidts“ mit 
dem Ziel, eine „Mitte-Rechts-Kurskorrektur“ (Leif/Raschke 1994: 9) in der SPD durchzusetzen.  
66 Der ehemalige Bundesgeschäftsführer Ottmar Schreiner und die Juso-Vorsitzende Andrea Nahles 
forderten beispielsweise Schröder dazu auf, eine Ausbildungsplatzumlage durchzusetzen. Dies fand 
von Seiten der Parteiführung und Parteibasis aber keine Beachtung, da die Rahmenbedingungen der 
SPD unter Schröder gut gewesen seien (vgl. Niclauß 2004: 348). Trotzdem sei laut Fischer bei den 
Initiatoren in der Fraktion „Wut und Enttäuschung“ (Fischer 2005: 96) zurückgeblieben, da ihre 
Initiativen in keiner Weise fruchtete und aufgenommen wurde.   
67 „Als die SPD noch Arbeiterpartei war, hießen ihre Gesangsvereine Harmonie. Nun ist die ganze 
SPD ein Harmonie-Verein, und Kanzler Schröder dirigiert ihn so, wie Helmut Kohl das mit seiner 
Partei in seinen besten Zeiten machte“ (Prantl 2001); Erhard Eppler betitelte im Vorwärts den ordent-
lichen SPD-Bundesparteitag 2001 mit der Überschrift „Kanzlerparteitag“ (Eppler 2001). Heinz Bude 
wird nach Norbert Seitz wie folgt zitiert: „Es gibt keine intellektuell nennenswerte Kritik an Schrö-
der. Das ist seine große Chance. Er muss diesen Raum jetzt versuchen mehr und mehr zu besetzen. 
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Macher-Kanzler unbehelligt machen“ (Spiegel 2000). Der Funktionärskörper der 

SPD war zu diesem Zeitpunkt aufgrund der seit den 1970er Jahren anhaltenden 

Dominanz der 68er Kohorte kein anderer als derjenige, der in den letzten Jahren 

des Kanzlers Schmidt die SPD beherrschte. Walter beschreibt, dass ein Großteil 

dieser Alt-68er – die zwanzig Jahre zuvor noch vehement gegen Schmidts Atom-

kurs und Nachrüstungsbeschluss Sturm gelaufen waren – inzwischen in exekutive 

Verantwortungen in Verwaltungen und Kommunalparlamente vorgedrungen und 

deshalb vor allem an guten Umfragewerten und guten Voraussetzungen für Kom-

munal- und Landtagswahlen interessiert gewesen seien. Von einem rebellischen 

und linksprogrammatischem Impetus sei deshalb nichts mehr übrig gewesen (vgl. 

Walter 2005: 26; vgl. Bollmann 2003)68. Wohl auch deshalb machte die SPD 

Schröder in dieser Zeit nicht solche Schwierigkeiten, wie sie Kanzler Schmidt noch 

zu Beginn der 1980er Jahre mit seiner Partei gehabt hatte. 

 

Aus der Auswertung der Reden geht hervor: Schröder mischte sich als Parteivorsit-

zender in den programmatischen Diskurs der Partei seit 2000 nicht mehr ein. Auch 

die Sekundärliteratur bestätigt dies, indem die ungenutzte Gelegenheit Schröders, 

sich an die Spitze dieser Bewegung zu stellen oder an seine nur ein Jahr zurück 

liegende Initiative des Schröder-Blair-Papiers anzuknüpfen, genannt wird (vgl. 

Fischer 2005: 92). Wohl bescheinigten vereinzelte Journalisten Schröder, „auf der 

Suche nach dem Geist seiner Politik, nach einer Vision“ (Fuhr 2000) zu sein, im 

Zuge der Programmdiskussion der SPD fand dies jedoch nicht statt, obwohl diese 

durch Modernisierungsgedanken von Scharping und Clement gezeichnet war. 

Schröder sah sich anscheinend nicht genötigt, sich in die Programmdiskussion ein-

zumischen. Zugleich war innerhalb der Partei das Interesse an einer Grundsatzpro-

grammdiskussion gering69. SPD-Mitglieder, die sich in die Programmdebatte ein-

mischten, taten dies vor allem, um sich zu profilieren. Die wenigen linken Kritiker 

Schröders fanden hier keinen Resonanzboden. Die Leadership Schröders innerhalb 

der SPD erfüllte in den Jahren 2000-2002 die Voraussetzungen der Transactional 

                                                                                                                                  
Natürlich wird es Wiederstand geben. Aber er muss dieses sukzessive Besetzung des freien Raums 
[...] versuchen“ (Bude, zitiert nach Seitz 2000: 523). 
68 Die Gruppe der Parteifunktionäre, zusammengesetzt aus 68ern, sei „gemeinsam mit Schröder um 
ein Fünfteljahrhundert älter geworden, also auch müder, vielfach resigniert, positiver formuliert: 
reifer und erfahrener. [...] Die früheren Linksopponenten in der SPD zu Zeiten von Helmut Schmidt 
waren also im biographischen Gleichschritt einer ganzen Generation in das politische Zentrum ge-
rückt. [...] Die Sozialdemokraten der 68er Generation sind nach dreißig Jahren oft wilder innerpartei-
licher Kämpfe, intrigenreicher Kungelrunden und zeitfressender Gremiensitzungen ausgebrannt, 
verschlissen, in großen Teilen resigniert.“ (Walter 2005: 27ff) 
69 Auf dem Nürnberger Parteitag wurde ohne Widerstände die unfertige Programmdiskussion einge-
stellt und auf die Zeit nach der Bundestagswahl 2002 vertagt (vgl. SPD-Parteivorstand 2001b: 361). 
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Leadership. Schröder versorgte die Parteimitglieder mit guten Umfragewerten und 

Wahlerfolgen. Hierfür erhielt er breite Unterstützung und seine Kritiker in der Par-

tei hatten keinen Raum. Die Ignoranz Schröders gegenüber der Programmdiskussi-

on und die mangelnde Konsequenz in der Fortführung inhaltlicher Aufschläge soll-

ten aber noch einen hohen Preis haben (vgl. Kapitel 4.2.5). 

 

4.2.3 Modernisierung ohne normative Begründung 

Die Zustimmung zur SPD in der Öffentlichkeit war nach der Bundestagswahl 2002 

von 38% am 03.10.2002 auf 29% am 03.01.2003 und 28% am 06.03.2003 gefallen 

(vgl. Grafik 5). Die Landtagswahlen in Niedersachsen im Februar 2003 verlor die 

SPD. Seit dem Regierungsantritt 1998 waren dies die schlechtesten Werte, welche 

die SPD in Umfragen erreichte. Die SPD verlor 14,5% (vgl. Grafik 5). Schröder 

schaffte es nach der Bundestagswahl 2002 nicht mehr, die Partei mit guten Umfra-

gewerten zu versorgen. 

 

Grafik 5: Zustimmungswerte zur SPD 1999-2004 
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Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage von Emnid, abgerufen unter: 

http://www.wahlrecht.de/umfragen am 25.01.09 

 

Die Schwäche, den Zusammenhang von Wahlkampf, Wahlentscheidung, Regie-

rungsbildung und Regieren nicht zu beachten, bescherte der SPD in den ersten 
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sechs Wochen nach der Bundestagswahl 2002 zehn Prozent Umfrageminus. Schrö-

der nährte im Wahlkampf 2002 hohe Erwartungen eines bevorstehenden wirtschaft-

lichen Aufschwungs, eine schnelle und durchgreifende Wirkung der Hartzschen 

Reformen und er reklamierte die soziale Gerechtigkeit als sein Thema. Es gelang 

ein Sieg, mit dem selbst SPD-Mitglieder nicht mehr gerechnet hatten (vgl. Camer-

ra-Rowe 2004: 8). Die Enttäuschungen über die reale Wirtschafts- und Haushalts-

lage, der als solcher aufgefasste Wahlbetrug mit Blick auf den Schuldenrekord und 

die Ankündigung einer Steuer- und Abgabenerhöhung bescherten Schröder ein 

Glaubwürdigkeitsdefizit. Hier waren zunächst modal values im Sinne des Transac-

tional Leadership – die Redlichkeit des Leaders – verletzt70. Schröder rutschte in 

die ernsthafteste Popularitätskrise seit Beginn seiner Kanzlerschaft. 

 

Schröder schien nun keine Alternative mehr zu einem klaren Reformkurs zu se-

hen71. Im März 2003 schwenkte er zurück in das Lager der Modernisierer72 und 

veranlasste mit dem Gesetzespaket Agenda 2010 eine tiefgreifende Reform des 

Sozialstaates. Meyer bezeichnete die am 14.03.2003 im Bundestag gehaltene Rede 

Schröders gar als „Zeitenwende“ (Meyer 2004). Die wesentlichen Inhalte: Es wur-

de die Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes von bisher höchstens 32 Monaten auf 

zwölf Monate gesenkt, die Arbeitslosen- und Sozialhilfe wurden zu dem durch 

Steuern finanzierten Arbeitslosengeld II zusammengefasst, Eigenheimzulage und 

Entfernungspauschale wurden erheblich gekürzt, Eingangs- und Spitzensteuersatz 

gesenkt, alle Subventionen auf den Prüfstand gestellt, der Kündigungsschutz wurde 

flexibilisiert und für Langzeitarbeitslose wurden nahezu alle Arbeitsangebote als 

zumutbar erklärt und bei Nichtannahme wurde ein Sanktionierungsverfahren einge-
                                                 
70 Ende 2002 schaffte es der „Steuersong“ auf Platz eins der Charts. Elmar Brandt imitiert darin Ger-
hard Schröder und singt in dem Song über die Steuererhöhungen Ende 2002. Einige Auszüge: „Es ist 
einfach der Hammer, Leute: Kaum braucht man von euch mal n bisschen Kies für Vatter Staat, schon 
ist man beliebt wie Fußpilz. Dabei will ich nur euer Bestes – euer Geld! [...] Was du heute kannst 
versprechen, darfst du morgen wieder brechen und drum hol ich mir jetzt jeden einzelnen Geld-
schein. Euer Pulver, eure Kohle, euer Sparschwein! [...] Steuern sparen ist ganz einfach. Ich zum 
Beispiele hab nen Chaffeur. Da kann ich mir das Steuern sparen! Im Übrigen – kennt ihr den Unter-
schied zwischen mir und nem Hummer? Der Hummer wird beim Abkochen rot... hahaha!“ 
71 Raschke und Tils erkennen zwischen 1998 und 2002 eine Gemeinsamkeit: „Schröder betrieb 
Wahlkampf bis zur Erschöpfung, die anschließenden Koalitionsverhandlungen ließ er – aus einer 
Mischung von programmatischem Desinteresse und Richtungsstreitigkeiten – schleifen, es folgte der 
Absturz bei Demoskopie und Wahlen, dann will er Schröder-typisch Handlungskompetenz zeigen. 
Der anschließende Turnaround heißt im Februar 1999 Abgang Lafontaine, im März 2003 Agenda 
2010.“ (Raschke/Tils 2007: 518). 
72 „Wir werden Leistungen des Staates kürzen, Eigenverantwortung fördern und mehr Eigenleistung 
von jedem Einzelnen abfordern müssen. Alle Kräfte der Gesellschaft werden ihren Beitrag leisten 
müssen. [...] Wir müssen auch über das System unserer Hilfen nachdenken und uns fragen: Sind die 
sozialen Hilfen wirklich Hilfen für die, die sie brauchen? Ich akzeptiere nicht, dass Menschen, die 
arbeiten wollen und können, zum Sozialamt gehen müssen, während andere, die dem Arbeitsmarkt 
womöglich gar nicht zur Verfügung stehen, Arbeitslosenhilfe beziehen.“  (Regierungserklärung im 
Bundestag unter dem Titel „Mut zum Frieden und Mut zur Veränderung“ in Berlin am 14.03.2003) 



 67 

leitet. Somit kehrte Schröder zurück zu den angebotspolitischen Ideen des Schrö-

der-Blair-Papiers. Schmidt bezeichnet das politische Signal, das von der Agenda 

2010 ausging, im Jahr 2003 wie folgt: „Ende der Ausbaustrecke der Sozialpolitik – 

Beginn einer Umbau und Rückbauzone“ (Schmidt 2007: 298). Die Inhalte der A-

genda 2010 wurden für die SPD und ihr Milieu in weiten Teilen als problematisch 

beschrieben (vgl. Korte 2007: 178; Niclauß 2004: 354; Frankfurter Rundschau 

2003: 7). Die Einschnitte in den Sozialstaat standen laut Wiesendahl in einem 

„krassen Wiederspruch zum Gerechtigkeitsempfinden breitester Bevölkerungs-

schichten“ (Wiesendahl 2004). Die SPD verlor infolge der Agenda 2010 sukzessive 

die Führung im Kompetenzfeld der sozialen Gerechtigkeit (vgl. Grafik 6).  

 

Grafik 6: Führungskompetenz in der sozialen Gerechtigkeit 1999-2003  

 
Quelle: Infratest-Dimap, abgerufen unter http://www.infratest-dimap.de/de/umfragen-analysen/ 

am 01.02.2009 

 

Laut der Financial Times Deutschland glich die Agenda 2010 viel mehr dem „Best 

of aus der Wunschliste von BDI und Sachverständigenrat“ (Fricke 2005). Schröder 

knüpfte inhaltlich an die Dresdner Thesen, das Schröder-Blair-Papier und die in der 

vorherigen Legislatur ohne Leitbild vollzogenen Reformen der Unternehmenssteu-

ersenkung und Haushaltskonsolidierung an. Konkrete Maßnahmen der im Schrö-

der-Blair-Papier aufgeführten Programmatik hatte es in der ersten Legislaturperiode 
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in der Sozial- und Arbeitsmarktpolitik nicht gegeben73. Mit dem Reformpaket A-

genda 2010 brach Schröder nicht nur in den Augen seiner Partei mit sozialdemo-

kratischen Grundwerten – darüber hinaus verstieß er gegen die Regel, „dass nach 

der Wahl im Wesentlichen das vollzogen wird, was vor der Wahl in Grundzügen 

der Wählerschaft angekündigt worden ist“ (Schmidt 2007: 297). In der Auswertung 

der Reden Schröders zeigt sich, dass entgegen der im Wahlkampf 2002 erfolgten 

Annäherung Schröders an traditionell-sozialdemokratische Positionen74 die ange-

botsorientierte Politik nach 2002 durch ihn in der Regierung noch deutlich stärker 

fortgesetzt und zudem auf weitere Politikbereiche ausgedehnt wurde (vgl. darüber 

hinaus Patton 2006: 218). 

 

Es kam zu einem in der SPD-Geschichte bis heute einmaligen, jedoch erfolglosen 

Mitgliederbegehren, das sieben Abgeordnete des Bundestages initiierten, um die 

Agenda zu kippen75. Es gelang den Initiatoren 25000 Unterschriften zu sammeln, 

nötig gewesen wären 67000 Unterschriften von SPD-Mitgliedern. 2003 etablierten 

zudem einige SPD-Mitglieder eine Online-Plattform unter dem Titel „Wir sind die 

Partei“ und forderten einen politischen Kurswechsel (vgl. Marion 2003: 33). Ein 

weiteres Indiz für verweigerte Gefolgschaft ist die Entwicklung der Mitgliederzah-

len. Die SPD hat zwischen 1998 und 2007 rund 40% ihrer Mitglieder verloren (vgl. 

Abramsohn 2007). Lavelle betont, dass die Agenda 2010 den Mitgliederschwund in 

der SPD bedingt hätte (vgl. Lavelle 2008: 131). Grafik 7 verdeutlicht, dass die 

stärksten Rückgänge in der Mitgliedschaft zwischen 2002 und 2005 zu verzeichnen 

sind. Zwischen 1998 und 2001 verließen 76000 Mitglieder die Partei, 2002 bis 

2005 waren es 94000 Mitglieder. In 2003 – dem Jahr der Agenda 2010 – sank der 

Mitgliederbestand um 45000. In den drei Monaten nach der Agenda-Rede im März 

2003 verließen mehr Mitglieder die Partei als 2002 (Bornost/Buchholz 2004: 33). 

Die Mitgliederentwicklung, das Mitgliederbegehren und die Online-Plattform zei-

                                                 
73 Wohl aber in der Finanz- und Steuerpolitik – siehe Eichels Sparkurs und die Steuerreform des 
Jahres 1999. Diese Steuerreform entlastete geringe Einkommensschichten, vor allem aber entlastete 
sie Spitzeneinkommen und Unternehmenseinkommen mit dem Ziel, Deutschland als Investitionsland 
zu stärken (vgl. Pothoff/Miller 2006: 382). 
74 „Wir wissen im übrigen, dass eine Einschränkung des Kündigungsschutzes niemandem etwas 
bringt, und schon gar nicht neue Arbeitsplätze. Die Logik hat man mir vergebens zu erklären ver-
sucht, die darin besteht, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer durch die Einführung des Prinzips 
„hire and fire“ zu verunsichern und sie dadurch zu bewegen, mehr zu konsumieren. [...] Uns geht es 
gerade nicht darum, Leistungen für Arbeitslose auf Sozialhilfeniveau abzusenken, sondern es geht 
darum, die Zersplitterung, in Bezug auf die Leistungen, aufzuheben. Wir setzen auf einen aktivieren-
den Arbeitsmarkt, auf Vermittlung und Eigeninitiative, auf Fördern gewiss, aber auf Fordern auch, 
auf Qualifizierung.“ (Rede Schröders auf dem DGB-Bundeskongress in Berlin am 29.05.2002) 
75 Die Initiatoren waren: Christine Lucyga, Florian Pronold, Ottmar Schreiner, Sigrid Skarpelis-
Sperk, Rüdiger Veit, Klaus Wiesehügel, Waltraud Wolf. 
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gen, dass die Mitglieder der SPD, die Schröder bis zur Bundestagswahl 2002 weit-

gehend unterstützt hatten, seit 2003 deutliche Anzeichen der Verweigerung der 

Gefolgschaft zeigten. 

 

Grafik 7: Mitgliederentwicklung der SPD 1998-2005 
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Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage von Lavelle 2008: 131 

 

Während vor allem die SPD Mitglieder verlor, verzeichnete einzig die neu gegrün-

dete „Wahlalternative Soziale Gerechtigkeit“ (WASG) einen Zuwachs. Den organi-

satorischen Kern der WASG machten dabei vor allem ehemalige SPD-Mitglieder 

aus (vgl. Wuest/Roth 2006: 442). Auch die Gewerkschaften als traditioneller Part-

ner der SPD gingen seit der Einbringung der Agenda 2010 auf Distanz zur SPD. 

Dies traf gerade für die größten Einzelgewerkschaften IG Metall, IG Bau und ver.di 

zu76. Das Verhältnis zwischen Gewerkschaften und SPD erreichte angesichts der 

Agenda 2010 in 2003 seinen bisher absoluten Tiefpunkt (vgl. Sturm 2009: 147, 

Lavelle 2008: 137; Schabedoth 2006: 34). Der von Schröder durch die Agenda be-

triebene Politikwandel, mit dem er sich aus der Bedrängnis nach dem Fehlstart 

2002 lösen wollte, drohte zu einer erheblichen und ernsthaften Einschränkung sei-

ner Macht zu werden. Auch die ausgewertete Sekundärliteratur kommt  zu diesem 

Ergebnis: „Die wachsende parteiinterne Kakophonie, das Mitgliederbegehren und 

die nachgerade inflationär angekündigten Rücktrittsdrohungen des Agenda-

                                                 
76 Als Schröder zur zentralen DGB-Feier am 01.05.2003 eingeladen wurde, wurde er von IG Bau 
Chef Wiesehügel als „asozialer Desperado“ bezeichnet (vgl. Stern, 2003).  
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Kanzlers zeugten von einem allmählichen Verlust an Autorität und Ansehen im 

eigenen Lager“ (Hoinle 2005: 58). 

 

Worin lag der Grund für die Verweigerung der Gefolgschaft durch die SPD? Zu-

nächst waren es die schlechten Umfragewerte (vgl. Grafik 5 auf Seite 65) 

2002/2003, welche die Partei gegen Schröder aufbrachte. Hier scheiterte erstmals in 

der Periode bis 2002 die zunächst erfolgreiche Transactional Leadership – die Ver-

sorgung der Parteifunktionäre mit guten Umfragewerten. Auch das Beziehen von 

Zustimmung über die Öffentlichkeit – Spatial Leadership – funktionierte für 

Schröder als Machtressource nicht mehr. Wie aus Meinungsforschung hervorgeht, 

verlor Schröder Anfang 2003 mit einem Minus von 33 Prozentpunkten massiv an 

Zustimmung in der Bevölkerung (vgl. Grafik 8).  

 

Grafik 8: Deutschlandtrend – Zufriedenheit mit Politikern  

 
Quelle: Infratest-Dimap, abgerufen unter http://www.infratest-dimap.de/de/umfragen-analysen/ 

am 02.02.2009 

 

Heiko Maas brachte zum Ausdruck, dass die SPD-Führung in der Zeit der Durch-

setzung der Agenda und zuvor nur das „operative Geschäft, nicht die politische 

Botschaft, nicht die grundsätzlichen Wertvorstellungen“ (Maas 2003) interessierte. 

Fischer bringt zum Ausdruck, was auch Ergebnis der Auswertung der Presseberich-

te aus dem Jahr 2003 ist: Dem Agenda-Programm fehle „eine überwölbende nor-

mative Dimension“ (Fischer 2005: 144; vgl. auch Ehrlich 2003; Bollmann 2003). 
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Nun war, da es zu materiellen Politikveränderungen kam, welche eine Veränderung 

des Wertesystems innerhalb der SPD nötig machten, Transforming Leadership ge-

fragt. Zuvor hatte es diese nicht gegeben, was sich nun rächte. Schröder erkannte 

dies in einer Rede selbst an77.  

 

Wie begründete Schröder die Entscheidung für die Agenda 2010 zwischen ihrer 

Vorstellung am 14.03.2003 bis zum Sonderparteitag der SPD am 01.06.2003? Die 

Analyse der Rede zur Agenda 2010 zeigt einen Mangel an erklärenden Passagen 

und normativen Bezugspunkten78. So verwundert es nicht, dass die Rede eine große 

Zahl an sozialdemokratischen Abgeordneten nicht zu überzeugen vermochte. Der 

Journalist Sturm nennt das 42 Seiten starke Manuskript seiner Rede „eine lange 

Liste zum Teil wirrer Einzelmaßnahmen, gewissermaßen [...] einen Flickenteppich“ 

(Sturm 2009: 129). Im Folgenden soll anhand der Analyse der Reden Schröders 

näher auf die Begründungen der Agenda 2010 eingegangen werden: Die Maßnah-

men begründete Schröder mit ihrer Notwendigkeit infolge der Herausforderungen 

der Globalisierung, der strukturellen Arbeitslosigkeit, des schwachen wirtschaftli-

chen Wachstums und des demographischen Wandels. Die Reformen seien notwen-

dig, damit der Standort Deutschland weltweit bestehen könne und konkurrenzfähig 

bleibe. Die Steigerung der Wirtschaftskraft durch den Umbau der Sozialstaatlich-

keit sei wichtig, um Deutschlands Unabhängigkeit in außen- und sicherheitspoliti-

schen Entscheidungen zu erhalten (vgl. Schröder 2006: 392). Des Weiteren führt er 

die Agenda als Voraussetzung dafür an, Sozialstaatlichkeit überhaupt erhalten zu 

können79. Die Erhaltung eines Kerns von Sozialstaatlichkeit durch angebotsorien-

tierte Politik band dem sozialdemokratische Milieu die Logik der Politikbegrün-

dung als kleineres Übel auf (vgl. Michels 2003). Dies sei rückwärts gewandte Se-

mantik (vgl. Raschke 2003: 7). Zudem begründete Schröder sein Reformpaket als 

nötig, da der SPD ansonsten der Machtverlust drohe (Heims 2003; Williamson 

                                                 
77 „Da,s was wir uns miteinander unter dem Stichwort Agenda 2010 vorgenommen haben, erfordert 
mehr als nur die Bereitschaft zu einigen notwendigen Maßnahmen. [...] Aber es geht um mehr. Wir 
brauchen in Deutschland auch einen Wandel in der Mentalität in diesem Land, liebe Freundinnen 
und Freunde.“ (Rede Gerhard Schröders auf dem außerordentlichen SPD-Bundesparteitag am 
01.06.2003 in Berlin) 
78 Dies begründet Schröder wie folgt: „Die Presse will nicht Soße, sondern Maßnahmen“ (Schröder, 
zitiert aus Sturm 2009: 128). 
79 „Entweder wir modernisieren, und zwar als soziale Marktwirtschaft, oder wir werden modernisiert 
– und zwar von den ungebremsten Kräften des Marktes, die das Soziale beiseite drängen würden.“ 
(Regierungserklärung im Bundestag unter dem Titel „Mut zum Frieden und Mut zur Veränderung“ in 
Berlin am 14.03.2003); „Überall stehen Sozialdemokraten vor derselben Alternative: Entweder wir 
modernisieren uns – und zwar als soziale Marktwirtschaft, oder wir werden modernisiert – und zwar 
von ungebremsten Kräften des Marktes, für die Freiheit schon immer die Freiheit der Wenigen ist.“ 
(Rede Gerhard Schröders auf der Festveranstaltung „140 Jahre SPD“ in Berlin am 23.05.2003) 
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2003; Hanke 2003; Noe 2003)80. Die Wandlungsnotwendigkeit der SPD wird von 

Schröder machtpolitisch begründet und nicht normativ81. Abermals wird deutlich, 

dass nicht normative Begründetheit, sondern die Mehrheitsfähigkeit eines inhaltli-

chen Konzeptes für Schröder der entscheidende Maßstab ist82. Die Rede auf dem 

Parteitag 2003 und die zuvor auf dem Festakt zum 140-jährigen Bestehen der SPD 

gehaltene Rede können als die einzigen genannt werden, in denen Schröder es 

schafft, seine Reformen in die Tradition der SPD zu stellen. Durchaus geschickt 

verknüpft er seine Entscheidung für sozialpolitische Reformen mit der außenpoliti-

schen Ablehnung des Irakkrieges – des Weiteren beruft er sich auf Ferdinand Las-

salle und seinen Anspruch, auszusprechen, was ist83. Fischer betont, dass nach „den 

Irrungen und Wirrungen seit dem Wahlsieg im Herbst 2002“ (Fischer 2005: 143) 

die Agenda ein Konzept gewesen sei, um seiner zweiten Legislaturperioden einen 

Rahmen zu geben, der zuvor fehlte. Dabei wurde auch eine eindeutigere Positionie-

rung festgelegt – ein Zurückschwenken auf gewerkschaftliche Positionen kam so 

nicht mehr in Frage (vgl. Feldenkirchen 2003e). Doch war die Agenda 2010 in kei-

                                                 
80 „Wir glauben keineswegs, dass der ehrenhafteste Platz der Sozialdemokratie in der Opposition zu 
finden ist. Vielmehr sind wir davon überzeugt, dass eine Politik der Teilhabe und der gerechten 
Chancen auf Dauer nur zu haben sein wird, wenn sie von Sozialdemokraten gestaltet wird – in 
Deutschland, in Europa und anderswo.“ (Rede Gerhard Schröders auf der Festveranstaltung „140 
Jahre SPD“ am 23.05.2003 in Berlin) 
81 In der Financial Times Deutschland vom 14.07.2003 heißt es: „„In der SPD müssen wir eine neue 
Balance zwischen Freiheit [...] und Solidarität oder Sicherheit [...] finden“, sagte der Bundeskanzler. 
Dieser Weg werde zu mehr Individualismus und Selbstverantwortung in der Gesellschaft führen. 
„Wenn die sozialdemokratischen Parteien diese neue Balance finden, werden sie auch weiterhin 
Wähler gewinnen“, prognostiziert Schröder. „Wenn sie sich davor aber verschließen, werden sie – 
wie wir in Frankreich sehen konnten – keine Mehrheiten mehr gewinnen können.““ (Williamson 
2003: 9) 
82 „Das Entscheidende ist, dass wir in Deutschland 90% der Menschen haben, die in Arbeit sind, von 
denen aber viele Angst um den Verlust ihrer Arbeit haben. Und wir haben 10%, die nicht in Arbeit 
sind und die natürlich gefördert, aber auch gefordert werden müssen. Die ökonomischen Kompeten-
zen beginnen dort, wo die 90% uns vertrauen, dass wir ihnen ihre Arbeitsplätze zu sichern imstande 
sind, und die 10% uns wieder vertrauen, dass wir mehr für die Erreichung von Arbeit für sie tun. [...] 
Wer also aus einer falsch verstandenen Analyse über die soziale Kompetenz nur glaubte, die Additi-
on der Probleme von Minderheiten in der Gesellschaft als eine mehrheitsfähige Politik zu bezeich-
nen, der irrt. Das wird nicht funktionieren, liebe Genossinnen und Genossen. Und weil das so ist und 
weil ich fürchte, dass wir gelegentlich mit heißem Herz und mit wirklich guten Emotionen genau 
diesen Fehler jedenfalls nie völlig vermeiden, heißt Verantwortung eines Parteivorsitzenden und 
Bundeskanzlers auch, genau zuzuhören, was es an Argumenten gibt, sich der Traditionen unserer 
Partei und der Erwartungen ihrer Hunderttausenden von Mitliedern immer bewusst zu sein. Es heißt 
aber auch, dass dazu gehört, zu einem bestimmten Zeitpunkt aus den Erkenntnissen heraus, die man 
durch die Arbeit gewonnen hat und die einem auch vermittelt worden sind, Entscheidungen zu tref-
fen.“ (Rede Gerhard Schröders auf der Regionalkonferenz der SPD zur Agenda 2010 in Bonn am 
28.04.2003) 
83 „Es wird darauf geschaut, ob wir den Mut aufbringen, die Herausforderungen einer veränderten 
ökonomischen und demographischen Wirklichkeit anzuerkennen, ob wir den Mut haben, Weichen zu 
stellen und unsere Gesellschaft mit diesen Weichenstellungen in eine gute, in eine bessere Zukunft zu 
führen. Das heißt aber zunächst, dass wir den Mut haben müssen, die Wahrheit anzusprechen. Von 
der Realität zu reden ist etwas, was wir uns zutrauen, um anderen Zutrauen zu geben. Aussprechen, 
was ist – diesen Satz von Ferdinand Lassalles müssen wir uns vor Augen halten; denn dieser steht zu 
Recht ganz am Anfang unserer Parteigeschichte.“ (Rede Gerhard Schröders auf dem außerordentli-
chen Parteitag der SPD zur Agenda 2010 in Berlin am 01.06.2003) 
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ner Weise in die Partei hinein kommuniziert, was als Mangel an „normativem Poli-

tikmanagement“ (Fischer 2005: 143) bezeichnet werden kann. Schröder führte kei-

ne normative Begründung für die Agenda 2010 an, sondern beschränkte die Be-

gründung der Reformen auf Alternativlosigkeit, den Erhalt von Bestehendem an-

stelle der Entwicklung von etwas Neuem, und der Begründung der Zweckmäßigkeit 

des Konzeptes zur Machtsicherung. Eindeutiges Ergebnis der Auswertung der Pres-

seberichterstattung in 2003 ist, dass diese Begründungen es nicht vermochten, 

nachhaltige Gefolgschaft in der SPD auszulösen84. Die schon zuvor aufgeworfene 

Frage nach dem „Wozu der Macht [von Schröder], ohne das sie nicht dauerhaft 

wird“ (Roß 1998: 35), ist somit berechtigt. Selbst Giddens bringt zum Ausdruck: 

„Pragmatismus ist gut, aber zugleich bedarf es einer Vision von der Gesellschaft, 

die man anstrebt“ (Giddens 2002: 8). 

 

Zusammengefasst lässt sich festhalten: Als Schröder im Moment der Bedrängnis 

durch einbrechende Zustimmung zu seiner Person und seiner Politik erstmalig ein-

deutig Farbe bekannte und sich nach den Jahren der inhaltlichen Spagate und 

Schlangenlinien für das Lager der Modernisierer entschied, war es der Mangel an 

konsistenten und kohärenten normativen Zielperspektiven, welcher für die versagte 

Gefolgschaft der SPD in erster Linie verantwortlich war. Normative Zielperspekti-

ven wären in dieser Situation für die SPD-Mitglieder deshalb wichtig gewesen, 

weil die Agenda 2010 ein Bruch Schröders mit traditionellen sozialdemokratischen 

Vorstellungen bedeutete.  

 

4.2.4 Situativer Erfolg statt programmatischer Linie 

Schröder zeichnet sich – wie auch der Blick in seine Biografie zeigt – durch welt-

anschauliche Flexibilität aus. Schon sein Parteibeitritt erfolgte nicht aus weltan-

schaulichen, sondern kompensatorischen Motiven. Auch war er nicht durch die 

weltanschaulichen Bewegungen der 68er gezeichnet (vgl. Kapitel 4.1.1). Nach ei-

ner Analyse der frühen Prägung und der politischen Sozialisation Schröders kann 

nicht auf eine klare ideologisch-programmatische Verankerung Schröders geschlos-

sen werden. Auch in seiner Zeit bei den Jusos stand Machtwille vor Programmwil-

le85. 1978 wurde Schröder zum Bundesvorsitzenden der Jugendorganisation der 

                                                 
84 Der Mangel eines normativen Konzeptes hinter der Agenda 2010 wird in der Presse mannigfaltig 
festgestellt. Vgl. Bollmann 2003, Ehrlich 2003, Michels 2003, Heims 2003, Raschke 2003, 
Fried/Kreimeier 2003, Schmiese 2003, Prantl 2003, Meng 2003. 
85 Als Schröder in den Vorstand der niedersächsischen Jungsozialisten gewählt wurde, beschreibt er 
heute mit Ironie die Aufgabenverteilung: „Die Machtverhältnisse schienen geklärt, aber nicht endgül-
tig. Die Ressortaufteilung in diesem Kollektivvorstand lautete: Theoriearbeitskreis I und Theoriear-
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SPD gewählt – als Kompromisslösung der in Grabenkämpfen verfeindeten Strö-

mungen86. Obwohl er sich von beiden Strömungen, die der damaligen SPD-

Führung sehr skeptisch gegenüberstanden, wählen lies, verkündete er sofort, „dass 

ihm an einer totalen Konfrontation mit der Mutterpartei nicht gelegen“ sei (Schrö-

der, zitiert nach Anda/Kleine 1996: 35). Er rief dazu auf, die SPD in Wahlkämpfen 

solidarisch zu unterstützen, machte zugleich jedoch deutlich, dass bestimmte Hal-

tungen, die den Jusos mehrheitlich sehr wichtig waren – zum Beispiel die Verurtei-

lung des Radikalenerlasses – nicht zur Disposition ständen. So sendete er schon 

früh unterschiedliche Signale an unterschiedliche Gruppen. Heidemarie Wieczorek-

Zeul, die sich damals auch bei den Jusos engagierte, kann dazu wie folgt zitiert 

werden: „Schröder hat seine alten Verbündeten ganz schnell der Reihe nach abser-

viert, bis von der ganzen Richtung nichts mehr übrig blieb“ (Wieczorek-Zeul, zi-

tiert nach Anda/Kleine 1996: 37). Auch Weggefährte Gerd Andres äußert sich ähn-

lich87. Linksromantische Ansprüche hatte Schröder – auch wenn er bei den Jusos ab 

und an dementsprechende Positionen einnahm – wohl weder in seiner Jugend noch 

danach88. Schröder zieht seine Selbstdefinition aus dem „Bündnis der Vernünftigen 

gegen die Ideologen“ (Meng 2002: 31). Die Auswertung von Schröders Reden 

zeigt, dass Ideologie von ihm durchgehend negativ gesehen wird89. Schröder ver-

neint ideologische Festlegungen explizit und lehnt Ideologie als Mittel der Begrün-

dung von Politik ab. Der Wert von Programmatik und Theorie misst sich für 

Schröder an der Wirklichkeit – so ist er schnell dazu bereit, wenn sich Wirklichkeit 

und Theorie widersprechen, die Theorie über Bord zu werfen und ohne Skrupel 

umzuschwenken (vgl. Hogrefe 2002: 136). Schröder betont seine Fähigkeit, dazu-

zulernen und darauf hinzuweisen, dass Aussagen von ihm aus der Vergangenheit 

fehlerhaft sein können. Dabei ist bei der Auswertung seiner Autobiografdie aus 

dem Jahr 2006 beachtenswert, dass er schon seine Jugend als geleitet durch Ver-

                                                                                                                                  
beitskreis II für meine Kollegen. Für mich blieben nur die Pflege des Kontaktes zur SPD, Öffentlich-
keitsarbeit und Kasse. Dies war der Beginn meiner politischen Karriere“ (Schröder 2006: 34). 
86 Seine Antrittsrede begann Schröder mit folgenden Worten: „Ihr habt mich gewählt. Ihr seid selber 
schuld.“ (Schröder, zitiert nach Anda/Kleine 1996: 35). 
87 Andres bringt zum Ausdruck, dass Schröder Gruppierungen in der Partei stets als Mittel zum 
Machtgewinn instrumentalisierte: „Er hat mit ihnen gesoffen und sie dann an die Kandare genom-
men. [...] Das war typisch Schröder. Verbündete braucht man in seinen Augen nur so lange, bis das 
Ziel erreicht ist.“ (Andres, zitiert nach Anda/Kleine 1996: 36f.) 
88 Ende der siebziger Jahre – bei den Jungsozialisten – bezeichnete sich Gerhard Schröder als Marxis-
ten (vgl. Hogrefe 2002: 135). Die Präsentation des Schröder-Blair-Papiers offenbart aber beispiels-
weise trefflich, dass von angeblich marxistischen Vorstellungen Schröders nach rund 20 Jahren 
nichts mehr übrig blieb. 
89 „Es gibt einen zentralen Unterschied zwischen einer Politik der Freiheit und einer Politik der 
Ideologen: Die Politik der Freiheit handelt davon, wie die Menschen leben wollen. Die Politik der 
Ideologen zielt darauf ab, den Menschen vorzuschreiben, wie sie leben sollen.“ (Rede auf dem Pro-
grammforum „Familien in Deutschland“ in Berlin am 25.03.02) 
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such und Irrtum bezeichnet (vgl. Kapitel 4.1.1; Urschel 2002: 390). Er knüpft zur 

Bekräftigung dieser Haltung an den wohl bekanntesten Revisionisten in der SPD – 

Eduard Bernstein – an und stellt sich mit diesem in eine Linie90. Den lockeren Um-

gang mit Grundwerten, Programmatik und Ideologie in der Programmpartei SPD 

sieht Schröder folglich eher als Erfolgsvoraussetzung denn als Manko. Das Festhal-

ten an Grundwerten ist für ihn eher eine Blockade. Schröder spricht sich für einen 

pragmatischen Umgang mit Grundwerten aus. Dies betont er nicht in jeder seiner 

Reden, aber dort, wo aufgrund des Anlasses eine grundwertbezogene Reflexion 

angebracht ist91. Dies gilt auch für die Zeit seines Parteivorsitzes. Verschiedentlich 

wurde darauf verwiesen, dass seine Arbeit eines Theoriekonzeptes bedürfe92. Theo-

rien gehörten laut Schröder jedoch in „die Abteilung Wolkenschieberei“ (Schröder, 

zitiert nach Hogrefe 2002: 143). Die Abneigung Schröders gegenüber programma-

tischer Arbeit wird vielfach von ihm selbst zur Kenntnis gegeben (vgl. Graw 2004). 

Schon im vorangegangenen Kapitel (vgl. Kapitel 4.2.3) wurde auf sein Desinteresse 

für die SPD-interne Programmdiskussion, die auf dem Berliner Parteitag 1999 an-

gestoßen wurde, hingewiesen. Äußerungen Schröders und ein Blick in seine Juso-

Zeit verdeutlichen: Er zeichnet sich durch undogmatische Theorieferne aus.  

 

Schröders Führungsstil war situativ – als Grundlage der Leadership Schröders wird 

eine pragmatische Machtressourcennutzung ohne ideologisch-visionäre Klammer 

konstatiert (Murswieck 2003: 13; Helms 2001; Greyer 2005). Er wird bezeichnet 

als einer, „der mit allen kann und sie alle irgendwie machtpolitisch benutzt“ (Han-

feld 2004). Dabei werden nach Bedarf situativ und falls nötig elektoral erfolgver-

sprechende Koalitionen auf Zeit geschmiedet. Schröder sendet im Einklang mit den 

machttaktisch konstruierten, inhaltlichen Spagaten (vgl. Kapitel 4.2.1) ständig Bot-

schaften in verschiedene Richtungen aus. Ein typischer Coup, der seine pragmati-

                                                 
90 „Für Bernstein war es vordringlich, dass sich die Partei von ihrer revolutionären Phraseologie 
lösen müsse, und schon damals stellte er fest, was uns heute eigentlich recht bekannt vorkommen 
müsste: Wer ein wenig die Geschichte der Sozialdemokraten kennt, wird auch wissen, dass die Partei 
groß geworden ist durch fortgesetztes Zuwiderhandeln gegen solche Theorien und Verletzung der 
gefassten Beschlüsse. Ich habe das an anderer Stelle einmal mit den Worten umschrieben, dass die 
Wirklichkeit sich nicht nach sozialdemokratischen Parteitagsbeschlüssen richtet. Und ich bin sicher, 
wenn wir manches von dem, was wir in der Vergangenheit beschlossen haben, in Regierungspraxis 
umsetzen würden, dann wären wir das Vertrauen, das die Menschen in uns gesetzt haben, schnell 
wieder los.“ (Rede Gerhard Schröders anlässlich der Festveranstaltung 125 Jahre Vereinigungs-
Congress der Lassalleaner und der Eisenacher in Gotha am 20.05.2000) 
91 „Die Sozialdemokratie war nie die Partei des blanken Pragmatismus. Aber sie wäre über ihre 
lange Geschichte auch nicht besonders erfolgreich gewesen, wenn sie sich bloß als Hüterin der rei-
nen Lehre verstanden hätte.“ (Rede Gerhard Schröders auf der Festveranstaltung „140 Jahre SPD“ 
am 23.05.2003 in Berlin) 
92 Schröders langjähriger Weggefährte Oskar Negt forderte Schröder „zu einem gründlichen Nach-
denken über die Aufgaben des Gemeinwesens auf. Nur eine Theorie macht die Verhältnisse durch-
sichtig“ (Negt zitiert nach Hogrefe 2002: 143). 
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sche und auf Stimmungen reagierende Haltung darlegt, war die Rettung des ange-

schlagenen Konzerns Holzmann. Die Rettung erfolgte als Schröders Popularitäts-

werte 1999 erstmals nach 1998 ernsthaft sanken. Doch war Intervention des Staates 

in der Wirtschaftspolitik trotz des Modernisierer-Images93 für ihn kein Problem. 

Dies zeigt zum Beispiel sein Anteilskauf an der Salzgitter AG als niedersächsischer 

Ministerpräsident oder die Rettung des Bombardier Standortes in Hennigsdorf 

2002. Auch hier kommt sein unorthodoxer Umgang mit programmatisch-

ideologischen Großkonzepten zum Ausdruck94. Es ist bereits auf das besondere 

Vermögen Schröders hingewiesen worden, auf aktuelle Stimmungen und Wünsche 

im Sinne eines interaktionistischen Verständnisses von Macht zu reagieren (vgl. 

Kapitel 4.1.3). „Situation, Kontext und schnelle Aktion – wenn Politik nur daraus 

bestünde, Gerhard Schröder wäre die unschlagbare Nummer eins“, bescheinigt ihm 

Raschke (Raschke 2001: 127f). Es wurde bereits deutlich, dass neben den zahlrei-

chen nicht konsequent verfolgten Initiativen – Schröder-Blair-Papier, „Zivile Bür-

gergesellschaft“, Konferenz „Modernes Regieren“ – die Modernisierungslinie 

Schröders nicht konsequent durchdekliniert und im Wahlkampf 2002 schließlich 

aufgegeben wurde.  

 

Die Auswertung der Printmedien im Zusammenhang des Stimmungstiefs der SPD  

im Frühjahr 2002 – die SPD fiel kontinuierlich von 36% am 05.01.2002 auf noch 

33% am 06.06.2002 (vgl. Grafik 5) – zeigt, dass sich zwar die Chancen der SPD 

verringerten, doch das Verhältnis zwischen Schröder und der Gefolgschaft noch 

enger wurde, da etwas anderes außer Geschlossenheit in den wenigen Monaten vor 

der Wahl nicht in Frage kam (vgl. Feldenkirchen 2002; Neue Züricher Zeitung 

2002; Leber 2002; Pries 2002; Sturm 2002). Den Wahlkampf 2002 führte Schröder 

als klassischen Lagerwahlkampf. Die Auswertung der SPD-Dokumente verdeut-

licht, dass Schröder ab April 2002 mit einem Programm für den Zeitraum bis 2006, 

in dem die Begriffe Dritter Weg oder Neue Mitte nicht aufzufinden sind (vgl. SPD-

                                                 
93 Die Wirtschaftspolitik Schröders war stets für Überraschungen gut. Während der ersten Legislatur-
periode war sie entgegen der marktorientierten Einstellung Schröders, welche durch die Dresdner 
Thesen und das Schröder-Blair-Papier deutlich wird, durch Interventionismus gezeichnet. Die zwölf 
Dresdner Thesen unter der Überschrift „Eckpunkte einer sozialdemokratischen Modernisierungs- und 
Reformpolitik“ zeichnen sich durch einen durch und durch wirtschaftsfreundlichen Ton aus. Die 
Globalisierung wird in diesen Thesen als Chance aufgegriffen – mehr Wettbewerb in allen gesell-
schaftlichen Bereichen solle die Antwort hierauf sein, nicht höhere Sozialleistungen (vgl. Hanke 
1997).  
94 Schröder zur Rettung des Baukonzerns Holzmann: „Natürlich ist es so, dass für die Bewältigung 
solcher Krisen zu aller erst der Markt selbst zuständig ist. Natürlich ist es auch so, das aus einer 
pragmatischen Intervention kein grundsätzliches Handlungskonzept entstehen soll. Wir handeln, 
aber wir ideologisieren unser Handeln nicht.“ (Rede auf dem ordentlichen Bundesparteitag in Berlin 
am 07.12.1999) 
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Vorstand 2002), Abschied von der Modernisierungslinie nahm. Von der Zusam-

menlegung der Arbeitslosen- und Sozialhilfe war nicht die Rede, nur von einer 

Verzahnung. Vor allem wolle man „keine Absenkung der zukünftigen Leistungen 

auf Sozialhilfeniveau“ (SPD-Vorstand 2002: 25). „Mit einem Programm ohne viel 

Programmatik“ (SPD-Vorstand 2002: 25) ging Schröder in die Auseinandersetzung 

und funkelte geradezu wie ein Weihnachtsbaum in alle Richtungen: Ein unkonkre-

tes Programm, die Einbindung der Gewerkschaften, darüber die Ruhigstellung der 

SPD-Linken und bei allem noch reformerische Signale durch die Hartz-

Kommission95. Das klare Image als Modernisierer verblasste völlig. Nach der Wahl 

nannten die Gewerkschaften sich dann als wesentlich für den knappen SPD-Erfolg 

und wollten bedacht werden (vgl. Viering 2002)96. Auch sahen sich die SPD-

Linken im Aufwind (vgl. Kahlweit 2002)97. Schröder wird in der ausgewerteten 

Sekundärliteratur deshalb als ein Beispiel für „Führung ohne Richtung“ (Rasch-

ke/Tils 2007: 512) genannt. Ein weiteres Indiz für das Fehlen der programmati-

schen Linie ist die Äußerung von Heiko Maas, der die damalige sozialdemokrati-

sche Politik als von „abenteuerlichen politischen Kurswechseln“ (Maas 2003) ge-

zeichnet nannte. Aus dieser Politik, die sich stets zwischen verschiedenen Polen 

bewegte, konnte keine Programm- oder Richtungsorientierung entstehen. Dies be-

anspruchte Schröder für sich allerdings auch nie (vgl. Raschke/Tils 2007: 527). 

Wohl beanspruchte er, für positive Wahlerfolge wie den im Jahr 2002 allein ver-

antwortlich zu sein (vgl. Fried/Schwennicke 2002). 

 

Die unterschiedlichen Erwartungen, die Schröder im Zuge seiner inhaltlichen Spa-

gate zu befriedigen suchte, und der für Linke und Gewerkschaften verheißungsvolle 

Wahlkampf 2002 führten, als Schröder 2003 seine Regierungserklärung zur Agen-

da 2010 hielt, zu einem Verlust an Glaubwürdigkeit und tiefer Enttäuschung vieler 

Anhänger. Die materiellen Politikveränderungen, die die SPD durch die Agenda 

2010 vollzog, widersprachen sowohl der Programmatik des Berliner Programms als 

                                                 
95 Im Jahr der Bundestagswahlen 2002 verkündete die Hartz-Kommission Vorschläge zur Reform des 
Arbeitsmarktes. Hierzu sagt Schröder: „Hartz verkörperte eine fast amerikanisch anmutende Zuver-
sicht und die Botschaft: Traut euch endlich was zu! Lag es am beginnenden Wahlkampf, der die 
politischen Lager polarisierte, oder an unserer eigenen Fantasielosigkeit, dass wir diese Botschaft 
nicht ernst genug nahmen, um sie im Wahlkampf populär zu machen?“ (Schröder 2006: 299). Diese 
selbstkritische Frage beantwortet Schröder in seiner Autobiografie jedoch nicht. 
96 Mit dem Verweis auf ihren Anteil am Sieg wollten die Gewerkschaften nun mit Schröder zusätzli-
che Investitionen der öffentlichen Hand, weniger Sparpolitik und zusätzliche Neuverschuldung 
durchsetzen. 
97 Da Schröder im Wahlkampf soziale Gerechtigkeit und Friedenspolitik in den Mittelpunkt stellte, 
wollte die Linke in der SPD sich nach der Wahl durchsetzen und forderte die Tobin-Steuer, europa-
weite Sozialstandards, die Mindestbesteuerung transnationaler Konzerne und die Rücknahme der 
steuerlichen Freistellung von Veräußerungsgewinnen aus Unternehmensbeteiligungen.  
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auch den Wahlversprechen der SPD im Bundestagswahlkampf 2002. Meyer betont, 

„dass die Dichotomie zwischen politischer Tagespraxis und Programmatik“ die 

SPD immer begleitet, in den Jahren der Führung Schröders jedoch ein „beispiello-

ses Ausmaß“ erreicht hätte, geradezu zum „besonderen Kennzeichen der Doppel-

herrschaft Gerhard Schröders als Bundeskanzler und Parteivorsitzender“ (Meyer 

2007: 83) geworden sei (vgl. mit Blick auf die Presseauswertung auch Bollmann 

2003). Für Schröder war situativer Erfolg wichtiger als eine programmatische Wei-

terentwicklung der SPD98. Schröders Handeln auf der parteidemokratischen Ebene 

war – wie auch von Korte angeführt – durch Kurzfristigkeit, „machtpolitische, 

mehrheits- und wiederwahlsichernde Aspekte“ (Korte 2007: 169) bestimmt. 

 

4.2.5 Basta ist „no leadership“ 

Das Leadership-Modell von Burns benennt kollektive Willensbildung – die Interak-

tion von Leader und Gefolgschaft – als Kernelement erfolgreicher Transforming 

Leadership. Leadership nach dem Prinzip der Anordnung von oben nach unten ist 

„no leadership“ (vgl. Burns 1979: 88). Fischer nennt Zwangsmittel eines Leaders – 

zum Beispiel die Rücktrittsdrohung – und verweist darauf, dass sich solche schnell 

abnutzen (vgl. Fischer 2005: 34). Erfolgreiche Leadership Schröders würde voraus-

setzen, dass die Vorgaben in der Partei so diskutiert und erörtert werden, dass sich 

alle Seiten wechselseitig beeinflussen und so Interessen, Wünsche und Bedürfnisse 

aller Beteiligten letztendlich berührt und berücksichtigt werden. Korte und Fröhlich 

konstatieren, dass in der Amtszeit Schröders die Regierungsarbeit die Partei domi-

niert habe, und Schröder so über Regierungsarbeit die Programmbeschlüsse der 

SPD im Nachhinein veränderte (vgl. Hefty 2004, Korte/Fröhlich 2006: 341). Korte 

erkennt das für Schröder typisches Handlungsmuster ebenfalls am Beispiel der Prä-

sentation des Schröder-Blair-Papiers: Er nutze die Medien aus um „die SPD vor 

sich herzutreiben“ (Korte 1999). Dieses Muster bleibt konstant: Bei wichtigen Ent-

scheidungen legt Schröder sich in den Medien fest und lässt dann Partei und SPD-

Fraktion abstimmen99. „Sachfragen wandeln sich zu Machtfragen, Widerspruch ist 

riskant, weil innerparteiliche Kritiker den eigenen Kanzler beschädigen können und 

                                                 
98 Derartige Züge wie die von Gerhard Schröder sind in Kissingers Beschreibung des sozialdemokra-
tischen Regierungschefs Harold Wilson in Großbritannien ebenfalls herauszulesen: Er „ [...] interes-
siert [...] sich fast überhaupt nicht für abstrakte Ideen. Ihn fasziniert die Manipulation der Macht, und 
es bereitet ihm besondere Freude, klar zu definierende Probleme zu lösen. Langfristige Ziele beachtet 
er nur ganz nebenbei. Weites Vorausplanen hielt er für sinnlos, denn er war fest davon überzeugt, mit 
seiner Geschicklichkeit durch jede Krise zu kommen.“ (Kissinger 1979: 103) 
99 Laut Fischer hat Schröder dieses Verhalten während seiner Zeit als SPD-Bundestagsabgeordneter 
zwischen 1980 und 1986 erlernt. Dort habe er selbst gelernt, dass die Fraktionsführung durch Pres-
semitteilungen Fakten schaffe, an denen die Fraktion dann nicht mehr vorbei käme (vgl. Fischer 
2005: 45).  
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wollen“ (Fischer 2005: 45). So ist die Ausübung von Druck auf die eigentlichen 

Entscheider ein Instrument Schröders, mit dem ein kollektiver Willensbildungspro-

zess aller Beteiligten ausgebremst wird. Wer ihn inhaltlich kritisiert, ist auch gegen 

ihn als Person – so die Deutung.  

 

Die wesentlichen von Schröder gesetzten programmatischen Impulse gingen vom 

Kanzleramt aus100. Zusammenfassend ist festzuhalten: Er versuchte, seine Richtli-

nienkompetenz als Kanzler auf die SPD auszudehnen. Schröder steuerte seine Poli-

tik nicht mit Bezugnahme auf Ergebnisse innerparteilicher Gremienarbeit sondern 

setzte vielmehr auf Expertengremien außerhalb seiner Partei, um auf diese Weise 

öffentlich Legitimation aus seinem überparteilichen Stil zu gewinnen101. Zum Teil 

band er hier Spitzenpolitiker anderer Parteien ein, so geschehen mit Rita Süßmuth 

oder Otto Graf Lambsdorff. Dies gab der SPD – gerade bei der Arbeitsmarkt- und 

Sozialpolitik mit Blick auf die Hartz-Reformen – kein Gefühl der Beteiligung an 

einer Willensbildung. Die Initiative Schröder-Bair-Papier wurde gar in London 

verkündet102. Niclauß kommt zu dem Schluss, dass alle Initiativen immer aus der 

unmittelbaren Umgebung Schröders stammten und „die Partei [...] widerwillig“ 

folgte (Niclauß 2004: 353). Deshalb sei das Verhältnis Schröders zu seiner Partei 

höchst einseitig gewesen. Auch Wiesendahl sagt, dass die Politik der SPD „nicht 

aus einem innerparteilichen Willensbildungsprozess von unten nach oben hervor-

gegangen“ (Wiesendahl 2004) sei, sondern ein Eliteprodukt gewesen sei. Die am 

14.03.2003 präsentierte Regierungserklärung zur Agenda 2010 war in der Partei 

und auch in der SPD-Bundestagsfraktion in weiten Teilen nicht bekannt (vgl. Korte 

2007: 175)103 und wich von vorherigen Beschlüssen der Parteigremien erheblich ab.  

 

                                                 
100 Dies gilt für alle programmatischen Impulse Schröders in seiner Zeit als Parteivorsitzender: Das 
Schröder-Blair-Papier, die Idee der Zivilgesellschaft, die Konferenz Modernes Regieren, die Hartz-
Konzepte und die Agenda 2010. Parteiinterne eigenständige Prozesse wie die Grundsatzprogramm-
diskussion der SPD wurden von Schröder nicht beachtet.  
101 Das Gründen von Expertenkommissionen erreichte unter der Regierungsführung Schröders ein 
bisher unbekanntes Ausmaß. Zur Verdeutlichung dessen seien hier alle externen Kommissionen und 
Expertenrunden, die Schröder anregte, genannt: Die Initiative D 21, der Nationale Ethikrat, die 
Kommission zur gemeinsamen Sicherheit und Zukunft der Bundeswehr, die Expertenkommission 
Unternehmensübernahmen, die Kommission Deutscher Corporate Governance Kodex, die Unabhän-
gige Kommission Zuwanderung, der Rat für Nachhaltige Entwicklung, die Kommission für die 
Nachhaltigkeit in der Finanzierung der Sozialen Sicherungssysteme, die Initiative Partner für Innova-
tion, die Kommission für den Aufbau Ost, das Bündnis für Arbeit, die Hartz-Kommission, die Initia-
tive „Invest in Germany“ und der Sonderbeauftragte Zwangsarbeiterentschädigung. 
102 Hefty (2004) nennt das Schröder-Blair-Papier deshalb den Anfang des Endes des SPD-Vorsitzes 
Gerhard Schröders. 
103 „Meine Regierungserklärung zu unserem Reformprogramm, die ich am 14. März 2003 abgab, war 
in einem sehr kleinen Kreis konzipiert worden. Die Schlussredaktion habe ich selbst vorgenommen“ 
(Schröder 2006: 393). 
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Gerade weil die Reformvorhaben Schröders den „etablierten Interessen innerhalb 

seiner Volkspartei“ (Niclauß 2004: 354, Gareis 2004) widersprachen und sich ge-

gen eigene Wahlversprechen und –programme richteten, wäre eine erhebliche 

kommunikative Anstrengung Schröders zur Durchsetzung der Agenda 2010 nötig 

gewesen. Zentral ist die Frage, wie Schröder auf Kritik aus den Reihen der Partei 

reagierte. Schröder selbst sieht sich selbst im Rückblick seiner Memoiren mode-

rat104. Seine Reaktion auf die Verweigerung von Gefolgschaft nach Einbringung 

von Reformplänen bestand vor allem aus mehrfachen Rücktrittsdrohungen (vgl. 

Kaspari 2008: 225, Gareis 2004, Hefty 2004; Kreimeier 2003)105. Im Parteivorstand 

drohte Schröder am 28. April und am 19. Mai mit seinem Rücktritt (vgl. Feldenkir-

chen 2003a). Mit Blick auf die Karriere Schröders in der SPD und seine oft in Dis-

tanz zum Parteiapparat betriebene Profilierung (vgl. Kapitel 4.1.2) ist dieser Diszip-

linierungsversuch Schröders pikant. Denn derjenige, der Disziplin fordert (vgl. Ehr-

lich 2003), ist derjenige, der selbst in der Vergangenheit Disziplinierende immer 

angezweifelt hat. Die Aussage, dass Schröder, der seinen Aufstieg so sehr gegen 

die Partei betrieb, „nun an der Spitze, Schwierigkeiten hatte, mit ihr zu regieren“ 

(Raschke/Tils 2007: 511), trifft zu. Die von Schröder hervorgehobenen vier Regio-

nalkonferenzen zur Kommunikation der Agenda 2010 wurden nicht als kollektive 

Willensbildung, sondern eher als „Revolution des Parteiprogramms von oben“ 

(Feldenkirchen 2003b) bezeichnet. Die Mitgliedschaft der SPD forderte einen Son-

derparteitag, auf dem die erhebliche Abweichung von traditioneller sozialdemokra-

tischer Programmatik diskutiert werden sollte. Das Votum des Parteitages für den 

Koalitionsvertrag, welches noch rund vier Monate zuvor gefällt worden war, wurde 

durch die Rede am 14.03.03 schließlich hinfällig (vgl. Kropp 2003: 9). Schröder 

hielt einen Sonderparteitag zur Diskussion seiner Ziele mit der Partei zunächst für 

„überflüssig“ (vgl. Niclauß 2004: 352). Im Folgenden soll Schröders Verhalten 

                                                 
104 So hätten die SPD-Regionalkonferenzen zur Agenda 2010 - „die Diskussionen mit den Teilneh-
mern sollten im Mittelpunkt stehen“ (Schröder 2006: 402) – „länger als drei Stunden, was für dieses 
Format eher unüblich ist“ (Schröder 2006: 403), gedauert. Da die Agenda aber auf allen vier Regio-
nalkonferenzen Zustimmung erfahren habe, sei dieser Einsatz lohnend gewesen. Auf dem Sonderpar-
teitag - betont Schröder – habe er sich bemüht „fast eine Stunde lang, mein Programm nochmals zu 
erklären und begründen“ (Schröder 2006: 402). 
105 Der Spiegel zählt insgesamt sieben Rücktrittsdrohungen des Bundeskanzlers Gerhard Schröder. 
Im März 1999 drohte er angeblich mit dem Amtsverzicht, als ihn Lafontaine und Trittin wegen seiner 
Politik angriffen. Im November 2001 drohte er mit Amtsverzicht, als der Anti-Terror Einsatz der 
Bundeswehr in Afghanistan zur Zerreißprobe wurde. Im Dezember 2002 drohte Gerhard Schröder 
mit dem Rücktritt, als sich die Partei angesichts verheerender Umfragewerte in der Öffentlichkeit 
zerstritten präsentierte. Im April 2003 kam es zur ersten Rücktrittsdrohung im Zusammenhang mit 
den Sozialreformen. Im Mai 2003 kam es zur zweiten Rücktrittsdrohung im Zusammenhang mit den 
Reformen der Agenda 2010. Während seiner Rede auf dem Sonderparteitag am 01.06.2003 kommt es 
zur verklausulierten dritten Vertrauensfrage, mit dem Initiativanträge des linken Parteiflügels abge-
wehrt wurden. Im September 2003 kommt es aufgrund der bevorstehenden Abstimmung zur Ge-
sundheitsreform zur siebten Rücktrittsdrohung Schröders (vgl. Spiegel 2003). 
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gegenüber Kritikern gerade anhand der Auswertung der Presseberichterstattung 

vorgenommen werden. Wurde Schröder für sein Politik ausgepfiffen, äußerte er: 

„Wer pfeift hat dicke Backen, aber nicht viel im Kopf“ (Schröder, zitiert nach Deg-

gerich 2003)106. Deggerich beschreibt diese Einstellung Schröders so: „Wer gegen 

mich ist, dem fehlt es an Verstand, die Zeichen der Zeit zu erkennen. Der Reform-

staat bin ich“ (Deggerich 2003). House formulierte, dass Leader Zustimmung gene-

rieren, wenn sie ihrer Gefolgschaft das Gefühl vermitteln, mit eigener Kraft zur 

Zielerreichung beizusteuern (vgl. House 1977: 198). Auf Meinungen und Kritik 

reagierte Schröder „fast bonapartistisch“ (Korte 2007: 177) indem er seine eigene 

Richtung schlicht als einzig richtige anerkannte und einen Großteil seiner Partei als 

fehlgeleitet stigmatisierte (vgl. Zurheide 2003). Zudem war Teil seiner autoritären 

Vorgehensweise, öffentlich darauf hinzuweisen, dass der knappe Wahlsieg 2002 

sein eigener Verdienst und in keiner Weise ein Verdienst der Partei oder anderer – 

beispielsweise der Gewerkschaften – gewesen sei (vgl. Kister 2002). Eine solche 

Einstellung nach dem Motto „folge mir, ich weiß wo es lang geht, folgst du mir 

nicht, dann bist du nichts mehr“ (Geyer et al. 2005: 15) führte jedoch dazu, dass die 

Mitgliedschaft den Plänen Schröders nicht aus Überzeugung, sondern infolge von 

Angst vor Machtverlust zustimmte (vgl. Hefty 2004). Ein Vorsitzender, der sich 

und seine Kanzlerposition selbst in regelmäßigen Abständen zur Disposition stellt, 

konnte kaum im Interesse der SPD sein. Anstatt um Zustimmung zu seiner Politik 

zu werben, habe er seine Politik nüchtern vorgestellt und dann Gefolgschaft erwar-

tet (vgl. Hogrefe 2002: 162). Der Mangel der für Transforming Leadership essen-

tiellen visionären Idee (vgl. Neuberger 2002: 207; Shamir/House/Arthur 1993; 

Burns 1979: 202) wurde schon festgestellt (vgl. Kapitel 4.2.3). Schröder besetzte in 

der Auseinandersetzung sein Schema des Bündnisses der Vernünftigen gegen die 

Ideologen. Trotzdem nahm die Programmdiskussion, die im Vorfeld der Wahlen 

2002 eingestellt worden war, 2003 wieder an Fahrt auf107. Diese hatte nun einen 

                                                 
106 Diejenigen, die Vorbehalte äußern, werden von Schröder mitunter persönlich verletzt. Dies trifft 
auch für die Legislaturperiode 1998-2002 zu. So wird er zitiert mit den Worten „Wer das Sparpaket 
nicht begreift, ist blöd“ (Schröder, zitiert nach Hogrefe 2002: 159) – obwohl der Konsolidierungskurs 
der Bundesregierung in 2000 und 2001 ein Verstoß gegen das traditionell keynesianistische Rezept-
buch der SPD ist. Des Weiteren heißt es, Schröder habe oft schlecht gelaunt und sichtlich genervt auf 
die SPD-Bundestagsfraktion eingeredet und dabei wenig Bereitschaft zum Dialog erwartet (vgl. 
Hogrefe 2002: 162).  
107 Reaktiviert wurde der Programmprozess 2002 unter der Regie des Modernisierers Olaf Scholz. 
Die Herausforderung war dabei gewachsen – nach nur wenigen Monaten war gefordert, Zielperspek-
tiven zu entwickeln, welche die Agenda 2010 mit sozialdemokratischen Visionen versöhnt. Zweiter 
Aufschlag der Programmdiskussion war eine im Juni 2003 von Scholz eingestielte Veranstaltung 
„Programmdialog Gerechtigkeit – Neue Antworten auf eine alte Frage“ (vgl. SPD-Vorstand 2003b). 
Dort verkündete er, dass Gerechtigkeit in einem modernen Verständnis Abschied von egalitärer 
Umverteilungspolitik bedeute. Es gehe um „einen umfassenderen Begriff von Gerechtigkeit“ (Scholz 
2003: 5). Inhaltlich knüpfte Scholz an die Worte Clements und Scharpings beim ersten Start einer 
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völlig anderen Charakter. Ging es vormals darum, einen offenen Dialog über die 

Zukunft sozialdemokratischer Grundwerte und Politik zu führen, musste nun ein 

auf das Handeln der Regierung bezogener Entwurf ausgearbeitet werden. Fischer 

nennt dies einen „resultativen programmatischen Prozess“ (Fischer 2005: 144).  

 

Der Sonderparteitag, den Schröder zunächst ablehnte, fand schließlich doch statt, 

was eine Folge des Mitgliederbegehrens gegen die Agenda war – Schröder reagier-

te auf die Kritik durch eine ultimative Zuspitzung (vgl. Monath 2003), indem er 

sich dem Konflikt mit der Partei nun unmittelbar stellte. Das ist ein klassische Ver-

haltensmuster von ihm, welches auch mit Blick auf die folgende Frage deutlich 

wird: Was brachte Schröder dazu, 2003 zurück in das Lager der Modernisierer zu 

schwenken und eine derart entschlossene Reform von Sozialstaatlichkeit und Ar-

beitsmarkt einzuleiten108? Schröder gilt als besonders stark, wenn alle ihn für ge-

schwächt halten (vgl. Sturm 2009: 125). Der Hang zur dramatischen Zuspitzung – 

zum Alles oder Nichts – ist ein Handlungsmuster Schröders, dass sich gerade dann 

zeigt, wenn er in die Ecke gedrängt ist (vgl. Kapitel 4.3.1). Ziel der Parteiführung 

mit Blick auf den Sonderparteitag 2003 war, eine Zustimmung von 70-80% der 

Partei zur Agenda 2010, der schließlich am 1. Juni 2003 in Berlin stattfand, zu er-

reichen (vgl. Feldenkirchen 2003c). Schröder erreichte letztendlich eine Zustim-

mung von 90%109. Schröder besaß die Unterstützung zweier Parteiveteranen, die 

ihn stützten: Erhard Eppler110 und Hans-Jochen Vogel111 appellierten an die Dele-

                                                                                                                                  
Programmdiskussion an. Er unterstrich die Bedeutung der Bildung und die Freiheit als zentralem 
Wert, denn durch Inklusion in den Arbeitsmarkt sei am ehesten die Selbstverwirklichung des Men-
schen zu erreichen (vgl. Scholz 2003: 7). Scholz griff dabei oft die Semantik Schröders auf und 
brachte die Sprache der Reformen aus dem Schröder-Blair-Papier näher heran an die Grundidee der 
SPD-Mitgliedschaft: Die soziale Gerechtigkeit. Während die Gruppierung der Netzwerker diese 
Impulse begrüßte (vgl. Hauer 2003) waren die Parteilinken skeptisch (vgl. Annen 2003).    
108 Er selbst nennt hierfür die fehlende Bereitschaft der Sozialpartner, selbst Reformregelungen im 
Konsens zu vereinbaren. Zur Entstehung der Agenda 2010 sagt Schröder, dass er, nachdem Gewerk-
schaften und Unternehmerverbände versucht hätten, das Bündnis für Arbeit zu instrumentalisieren, 
die Notwendigkeit zum Alleingang sah: „Daraufhin habe ich das Bündnis selbst für gescheitert er-
klärt und den Beteiligten deutlich gesagt, die Regierung werde nun allein handeln müssen“ (Schröder 
2006: 91). Wohl eher brachten die problematischen Umfragewerte seit Ende 2002 und die verlorene 
Niedersachsenwahl Anfang 2003 Schröder in Bedrängnis. 
109 In weiteren Einzelabstimmungen jedoch stimmte ein Drittel der Delegierten für die Beibehaltung 
der längeren Bezugsdauer von Arbeitslosengeld und ein Viertel für die Beibehaltung der paritäti-
schen Finanzierung des Krankengeldes. 
110 Erhard Eppler betonte, er sei auch nicht von der Agenda begeistert. Überzeugt von ihrer Notwen-
digkeit hätten ihn vor allem „die Alternativvorschläge der Kritiker. Liebe Freunde, die waren schon 
am Ende der 1970er überholt“. Die Gegner würden Europäisierung, Globalisierung und die de-facto-
Lage im Bundesrat übersehen. „All das war plötzlich weg. Übrig blieb eine ganz leere Welt. Da 
waren nur noch Gerhard Schröder und seine Kritiker, die sich über die soziale Gerechtigkeit stritten. 
Das hatte für mich surreale Züge.“ Der Streit um die Agenda habe deshalb „den Charakter einer 
Selbstzerstörung der Arbeiterbewegung. Wenn ein alter Mann noch einen Wunsch übrig haben darf, 
dann wäre der: Hört endlich damit auf!“ Die Botschaft müsse „nicht lauten: Wir sprechen Gerhard 
Schröder unfehlbar. Aber sie muss lauten: Dieser Kanzler ist unser Kanzler und bleibt unser Kanz-



 83 

gierten und trafen damit die Gefühle vieler, die sich eher dem linken Spektrum zu-

ordnen. Sie schafften es, in dieser Situation und durch die Kraft ihrer Person – Epp-

ler gilt als Programmatiker hohen intellektuellen Niveaus – den Konzepten eine 

normative Verortung zu verleihen (vgl. Noe 2003). Somit konnte Schröder die Tat-

sache, dass sein mehr als spätes Einsetzen der sozialdemokratisch-wertbezogenen 

Einordnung der Reformen, welches nach dem Verschleiß seiner Autorität durch das 

Ausschöpfen äußerster Machtmittel nicht mehr fruchtete, geschickt ausgleichen. 

Fischer nennt Eppler und Vogel in diesem Zusammenhang treffend die „Entlas-

tungszeugen“ (Fischer 2005: 148) Schröders. Schröders inhaltliches Anlehnungs-

bedürfnis (vgl. Kapitel 4.2.1) wird durch die Nutzung der beiden Parteiveteranen 

ein weiteres Mal unterstrichen. 

 

Der parteiinterne Dissens um die Reformagenda konnte auch nach dem Sonderpar-

teitag nicht beigelegt werden. Ein weiterer Zankapfel wurde die Gesundheitsre-

form. Sechs Abgeordnete lehnten diese im Bundestag ab112. Das Ergebnis der Ab-

stimmung war damit ausgesprochen knapp. Infolge dessen begann Schröder, auch 

einzelne Vorstandsmitglieder der SPD persönlich anzugreifen, beispielsweise den 

Juso Vorsitzenden Nils Annen (Feldenkirchen 2003d)113. Dieses Verlassen der sou-

veränen Kanzlerrolle wurde durch die Öffentlichkeit nicht honoriert, was Schröder 

weiter unter Druck setzte. Ende September 2003 wurde erhoben, dass 77% der 

Bundesbürger die ständigen Drohungen Schröders negativ sehen (vgl. Frankfurter 

Rundschau 2003: 7)114. Den SPD-Bundesparteitag in Bochum im November 2003 

nutzte Schröder schließlich, um auf die Partei zuzugehen. Seine Parteitagsrede fällt 

im Vergleich zu früheren als gefühlsbetonter auf (vgl. Hanke 2003). Er begann, 

normative Zielperspektiven zu formulieren. Ferner verknüpfte Schröder die Agenda 

                                                                                                                                  
ler.“  (Rede Erhard Epplers auf dem außerordentlichen Bundesparteitag der SPD am 01.07.2003 in 
Berlin) 
111 Hans-Jochen Vogel sprach zum Ende des Parteitages. Er sagte, er sehe keine „mit der Wirklichkeit 
in Einklang stehenden Alternativen.“ Die Agenda 2010 sei kein Angriff auf sozialdemokratische 
Grundwerte sondern viel mehr „müssen neue Antworten unter dem Kriterium dieser Grundwerte“ 
geprüft werden. Die Agenda würde helfen, das weitere Ansteigen der Sockelarbeitslosigkeit zu ver-
hindern und „Kernbereiche der sozialen Sicherungssysteme“ zu erhalten. Eppler betonte des weite-
ren, die friedenspolitische Komponente Schröders stände in der Tradition Willy Brandts. Schröder 
engagiere sich, um „die Welt gerechter zu gestalten.“ (Rede Hans-Jochen Vogels auf dem außeror-
dentlichen Bundesparteitag der SPD am 01.07.2003 in Berlin) 
112 Dies waren Klaus Barthel, Horst Schmidtbauer, Fritz Schlösser, Ottmar Schreiner, Sigrid Skarpe-
lis-Sperk und Rüdger Veit. 
113 Es wird ferner berichtet, dass Schröder im Parteivorstand regelmäßig Kritiker in unkontrollierten 
Wutausbrüchen angebrüllt habe (vgl. Fischer 2005: 151). 
114 Des Weiteren verlor die SPD die Kompetenzführerschaft beim Kriterium soziale Gerechtigkeit 
(vgl. Tagesspiegel 2003a). Olaf Scholz verärgerte darüber hinaus die Partei mit dem Hinweis, den 
demokratischen Sozialismus als Zielvision zu streichen. Daraufhin startete eine Personaldiskussion 
um den Posten des Generalsekretärs (vgl. Banas 2003). 
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erstmals mit der Frage der Bildungsgerechtigkeit115. Trotz alledem fruchtete der 

Versuch, der SPD ihren alten Stolz zurück zu geben, nicht (vgl. Prantl 2003). 

Schröder wurde zwar als Parteivorsitzender im Amt bestätigt – seine Getreuen Olaf 

Scholz und Wolfgang Clement erhielten verheerende Ergebnisse116, was Schröder 

als Attacke gegen sich empfand (vgl. Cassdorff 2003, Ehrlich 2003). Auch bildete 

sich Franz Müntefering durch seine Rolle des Generalsekretärs für die Stützung 

Schröders als ein eigenständiger Akteur neben Schröder heraus (vgl. Fischer 2005: 

157). Die Umfragewerte der SPD verbesserten sich auch nach dem Parteitag nicht 

weiter, was verdeutlicht, dass die defizitäre Transforming Leadership nicht wie in 

den Jahren seines Parteivorsitzes bis 2002 durch erfolgreiche Transactional Lea-

dership kompensiert werden konnte. Schließlich gaben Schröder und Müntefering 

am 6. Februar 2004 vor der Bundespressekonferenz den Wechsel im Parteivorsitz 

bekannt. Auch wenn die Zustimmung zur Agenda beim Berliner Sonderparteitag 

2003 gelang, war es laut Einschätzung von Thompson doch die Unpopularität der 

Agenda 2010, die Schröder im Februar 2004 zum Rücktritt vom Parteivorsitz be-

wegte (vgl. Thompson 2004: 9f).  

 

Zusammengefasst heißt dies: Auf die Verweigerung der Gefolgschaft in der SPD 

reagierte Schröder – wie durch die Analyse der Printmedien nachgewiesen und 

durch die Sekundärliteratur bestätigt – im Wesentlichen mit Machtworten, um sei-

nen Verlust an Autorität zu begrenzen. Dies nutzte sich schnell ab. Funktionierte 

zuvor Transactional Leadership – die Versorgung der Partei mit guten Umfrage-

werten – war dies 2003 nicht mehr gegeben. Bereits Ende 2002 sanken die Werte 

der SPD stark und schwere Verluste bei Landtagswahlen waren zu verzeichnen 

(vgl. Grafiken 3 und 5 auf den Seiten 48 und 65). Folglich konnte Schröder aus der 

erfolgreichen Transactional Leadership, welche in der Periode bis 2002 funktio-

niert hatte, keine Legitimation mehr ziehen. Dies öffnete ein Möglichkeitsfenster 

für seine Kritiker, die zuvor keinen Raum gefunden hatten (vgl. Kapitel 4.2.2). Das 

Fehlen der normativen Zielperspektive, die weder in diesem Moment formuliert 

und vermittelt wurde, noch im Zeitraum der vorangegangenen Legislaturperiode 

durchdekliniert worden war (vgl. Kapitel 4.2.3; 4.2.4), machte sich in dieser kriti-

schen Situation bemerkbar. In einer Situation, die eine Partei gemeinsam mit ihrem 

Leader hätte durchstehen müssen, gab es dazu keine normative Perspektive, keine 

                                                 
115 Der Besetzung der Bildungsgerechtigkeit schadete Schröder dann jedoch massiv dadurch, dass 
seine plötzliche Forderung nach Eliteuniversitäten diese Debatte überschattete (vgl. Goffart 2004).  
116 Schröder selbst erhielt eine Zustimmung von 80,8%. Scholz kam jedoch nur auf 52,6% und Cle-
ment lediglich auf 56,7%. 
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die Gruppenkohäsion (vgl. Gast 2008: 156ff) befördernde Vision. Tragischerweise 

verletzten die Reformen Schröders – wie ebenfalls anhand der Auswertung der 

Printmedien nachgewiesen werden konnte – die Gerechtigkeitsvorstellungen eines 

weiten Teils der SPD-Mitgliedschaft. Die Ausprägung Schröders als vormaliger 

Spatial Leader trug ihr übriges zum Einbruch seiner Autorität bei. Transforming 

Leadership scheitert folglich umso mehr, je länger ein Leader materielle Politikver-

änderungen durchsetzt, ohne zeitgleich die Entwicklung einer normativen Zielper-

spektive voranzutreiben. Zugleich ist Spatial Leadership ein adäquates Mittel auf 

dem Weg nach oben, erschwert jedoch an der Spitze angekommen das integrative 

Potential des Leaders. Offensichtlich können diese Defizite der Transforming Lea-

dership Schröders durch erfolgreiche Transactional Leadership bedingt ausgegli-

chen werden – scheitert diese jedoch wie Ende 2002, katalysiert dies geradezu die 

negativen Folgen der defizitären Transforming Leadership. Gefolgschaft und Lea-

der werden sich fremd und der Rückgriff auf autoritäre Methoden ist ein hoher Ein-

satz von Machtressourcen, der dem Autoritätsverlust des Leaders auf Dauer nicht 

Einhalt gebieten kann. Die Auswertung der Autobiografie zeigt: Das Scheitern ei-

ner interaktionistischen Transforming Leadership im Zuge der Durchsetzung der 

Agenda 2010 erkennt Schröder indirekt an117. Transforming Leadership durch eine 

erhebliche kommunikative Anstrengung zur Kommunikation von Zielvisionen er-

folgte in der Zeit des Parteivorsitzenden Schröder nicht. Die Zustimmung der Partei 

zum Reformprogramm Agenda 2010 wurde nicht durch Überzeugung herbeige-

führt, sondern durch politischen Druck, Rücktrittsdrohungen und die Stigmatisie-

rung parteiinterner Gegner. Raschke und Tils kommen im Übrigen zu einem ähn-

lichen Ergebnis: „Schröder gelang keine erfolgreiche Führung im Party-

Government, weil er die Partei nur von oben und von außen zu steuern versuch-

te, ohne Ansprüche auf Beteiligung an der Richtungsbestimmung anzuerkennen. 

Ohne deutliche Zeichen von Reziprozität aber ist unter Bedingungen moderner 

Sozialdemokratie innere Folgebereitschaft nicht herzustellen. Häufige Rück-

trittsdrohungen waren Zeichen der Schwäche und eines belasteten Verhältnisses 

zur Partei“ (Raschke/Tils 2007: 511). 

                                                 
117 In seinen Memoiren sagt Schröder zum Bundesparteitag 2003 und vor allem dem schlechten 
Wahlergebnis von Generalsekretär Olaf Scholz, der nur 52,6% der Stimmen erheilt: „Ich erkannte 
immer deutlicher, dass meine Kraft nicht ausgereicht hatte, dafür zu sorgen, dass die Agendapolitik 
von SPD und Regierung entschlossen und offensiv vertreten wurde. Die meisten Spitzenvertreter der 
SPD waren bereit, dem Bundeskanzler – wenn auch widerwillig – zu folgen, um ihn nicht zum Auf-
geben des Amtes zu zwingen“ (Schröder 2006: 407). 
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4.3 Triebfedern der Transforming Leadership Gerhard Schröders 

Trotz des Scheiterns einer interaktionistischen Transforming Leadership waren, so 

die letzte Annahme, Triebfedern des Transforming Leadership im Falle des Partei-

vorsitzenden vorhanden. Generelle Triebfedern des Transforming Leadership wur-

den in Kapitel 2.3 dieser Arbeit herausgearbeitet. Diese sollen im Zentrum der Ana-

lyse der dritten Forschungsfrage stehen. Wurden die Triebfedern durch Schröder 

hinreichend fruchtbar gemacht? Hierzu wird vor allem auf die Ergebnisse der vo-

rangegangenen Analyse Bezug genommen – zudem erfolgt eine Einordnung in die 

Analyseebenen Persönlichkeit, Inhalt und Stil. Zusätzliche Beispiele werden nur 

falls nötig angeführt.  

 

4.3.1 Persönlichkeit und Stil: Der John Wayne118 der deutschen Politik 

Gefolgschaft ohne rationalen Tausch und Repression entsteht im psychoanalyti-

schen Erklärungsmodell immer dann, wenn der Leader ein „Über-Ich“ für seine 

Gefolgschaft darstellt (Kehrer 1982; Freud 1993: 69; Shamir 1995; Neuberger 

2002: 180; Steyrer 2004). Dies würde bedeuten, dass Schröder Macht, Anerken-

nung, Unabhängigkeit und Erfolg – Ideale der potentialen Gefolgschaft – verkör-

pern müsste um so eine handlungssteuernde Funktion innerhalb der Psyche der 

Gefolgschaft zu erlangen. Das offensive Machtstreben Schröders konnte in der vo-

rangegangenen Analyse besonders durch die Ergebnisse der Auswertung der Bio-

grafien und Autobiografien hervorgehoben werden. Sein ganzes Leben kämpfte 

Schröder um seinen politischen Aufstieg in das Amt des Bundeskanzlers. Daraus 

macht Schröder auch selbst keinen Hehl. Die Vitalität, soweit gekommen zu sein, 

kann auf seinen Willen, niemals zu verlieren zurückgeführt werden – der Wunsch, 

es allen zu zeigen, sitzt tief in Schröder (Micus 2005: 69). Auf seinem Weg nach 

oben verzichtete Schröder dabei auf Seilschaften und Protektion119. Er  stieg eher in 

Distanz zu seiner Partei auf als aus ihrer Mitte heraus (vgl. Kapitel 4.1.2). Durch-

                                                 
118 John Wayne (* 26. Mai 1907 in Winterset, Iowa, USA; † 11. Juni 1979 in Los Angeles; geboren 
als Marion Robert Morrison, später umbenannt in Marion Michael Morrison) war ein US-
amerikanischer Filmschauspieler. Wie kaum ein anderer Schauspieler wird John Wayne vom Publi-
kum mit einem klar definierten Charaktertypus identifiziert. Er spielte in Genreklassikern wie Ringo 
(1939) oder Rio Bravo (1959) und war auch häufig in Kriegs- und Abenteuerfilmen zu sehen. Als 
Schauspieler und Privatmann wurde er zu einer überlebensgroßen Figur der Filmgeschichte. In sei-
nen Filmen entwickelte er die Rolle der raubeinigen Autoritätsfigur, die als Sheriff oder Komman-
deur in Erscheinung tritt und sich durch Erfahrung, Härte und Zähigkeit charakterisiert. Wayne spiel-
te die entsprechenden Rollen jahrzehntelang. Als Schauspieler zeigte er nicht den Ehrgeiz, sein dar-
stellerisches Spektrum zu erweitern, zumal dies vom Publikum auch nicht erwartet wurde. 
119 In einem Interview Anfang August 1998 sagt Schröder: „Ich rufe nie einen Unterbezirksvorsit-
zenden an und sage: Wir müssen das und das machen. Ich gehe auf den Parteitag und sage was ich 
für richtig halte. Dann kämpfe ich dafür. Aber ich habe keine Struktur von mir ergebenen Leuten, die 
ich nur anrufen muss, und dann marschieren die. Das hatte ich übrigens nie. [...] Ich wollte das nie“ 
(Schröder, zitiert nach Der Spiegel 1998b). 
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setzungsstärke und Eigenständigkeit charakterisierten Schröder zudem seit seiner 

Kindheit (vgl. Kapitel 4.1.1). Peter Glotz nennt Schröder deshalb einen „John 

Wayne der Politik“ (Glotz, zitiert aus Hogrefe 2002: 123). Seine Rolle des Außen-

seiters (vgl. Micus 2005) tat ihr übriges dazu. Schröder scheute Auseinanderset-

zungen mit Gegnern nie. „Attraktiv, kernig, immer bereit, den Büffel bei den Hör-

nern zu packen. [...] Schröder pflegte das Image des coolen Gerd: Hart im Nehmen, 

hart im Geben“ (Hogrefe 2002: 123). Hinzu kommt die offensiv demonstrierte Be-

reitschaft, zur Umsetzung seiner Ziele weder Kosten, Mühen noch erhebliche Risi-

ken zu scheuen (vgl. Gast 2008: 160). Indizien hierfür finden sich reichlich: Schrö-

ders bedingungsloser Einsatz auf dem Fußballfeld120 in seiner Jugend oder sein 

Kampf um die Zustimmung seiner Partei zum Reformpaket Agenda 2010. Das Ge-

fühl von Mut und Stärke übertrug Schröder auf die SPD. Der Begriff des Mutes ist 

ein Leitmotiv zahlreicher Reden, die er immer dann hielt, wenn er Gefolgschaft 

einforderte121. Der Begriff „Mut“ findet sich in den ausgewerteten Reden Schröders 

insgesamt 23 mal – ein Drittel mal häufiger als der Begriff „Solidarität“. Schröder 

betont in seiner Autobiografie, dass er sich oft einer psychosozial mutlosen und 

demoralisierten Partei gegenüber sah, die er stets motivieren musste (vgl. Schröder 

2006: 493). Als bestes Beispiel der vorangegangenen Analyse kann hier die Auf-

holjagd der SPD gegen Stoiber im Bundestagswahlkampf 2002 angeführt werden. 

Die Kunst Schröders sei gewesen, „gerade aus dem Wissen um den Tod Lebenslust 

zu entwickeln“ (vgl. Schwennicke 2002). Diese Haltung im Bundestagswahlkampf 

2002 ist bei ihm stets dann zu erkennen, wenn er mit dem Rücken an der Wand 

steht – dies konnte auch in der vorangegangenen Analyse seiner Party Leadership 

gezeigt werden (vgl. Kapitel 4.2.5). Er treibt dann „den Konflikt auf eine dramati-

sche Lösung zu“ (Hogrefe 2002: 164). Die Attitüde des Alles oder Nichts zieht sich 

                                                 
120 Über seine Qualitäten beim Fußball sagt Schröder: „Technik war nicht meine Stärke, dafür aber 
Schnelligkeit, und zudem trieb mich ein brennender Ehrgeiz“ (Schröder 2006: 23). 
121 „Das Richtige ist aber in der Politik selten das Leichte. Es erfordert Mut. Nicht alle haben diesen 
Mut. Weil wir das Richtige getan haben, sind einige gegangen. Das tut mir weh. Weil wir für diesel-
ben Ziele streiten. Und weil wir diese Ziele nur erreichen werden, wenn wir zusammenstehen.“ 
(Grundsatzrede Gerhard Schröders auf dem SPD Bundesparteitag in Nürnberg am 19.11.2001) „Es 
wird darauf geschaut, ob wir den Mut aufbringen, die Herausforderungen einer veränderten ökono-
mischen und demographischen Wirklichkeit anzuerkennen, ob wir den Mut haben, Weichen zu stellen 
und unsere Gesellschaft mit diesen Weichenstellungen in eine gute, in eine bessere Zukunft zu führen. 
Das heißt aber zunächst, dass wir den Mut haben müssen, die Wahrheit anzusprechen. [...] Was wir 
heute miteinander beweisen müssen und worum ich diesen Parteitag bitte, ist der Mut, neues zu 
wagen. Dabei werden wir uns von manchem, was uns lieb und gelegentlich leider auch teuer ist – 
auch das muss gesagt werden, verabschieden müssen. [...] Wir brauchen den Mut, von dem ich gere-
det habe, aber auch , um uns denen in den Weg zu stellen die ihre anscheinend ganz einfachen Lö-
sungen im Gepäck haben, für die der Sozialstaat, eine starke Arbeitnehmerschaft und die Gewerk-
schaften die Wurzel allen Übels sind.“ (Rede Gerhard Schröders zur Agenda 2010 anlässlich eines 
außerordentlichen Bundesparteitages in Berlin am 01.06.2003) 
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durch das politische Leben Schröders (Herres/Waller1998: 36)122. Schröder, der mit 

„High-Noon-Situationen“ (Nahles, zitiert nach Fischer 2005: 45) seine Politik 

durchsetzt, hat internalisiert: „Wichtiger als jede Parteidisziplin ist der Zugang zu 

den Massen“ (Anda/Kleine 2002: 29). Dies ist der Kern seiner Spatial Leadership, 

welche das Abhängigkeitsverhältnis der SPD von Schröder – demjenigen, dem 

Wahlsiege einzufahren zugetraut wird – ausmacht. Ein „Über-Ich“ ist Schröder für 

all diejenigen in der SPD, die sich danach sehnen, Wahlen zu gewinnen.  

 

Physische Distanz zwischen Leader und Gefolgschaft verstärkt die Wirkung des 

„Über-Ich“ – im Falle des Bundeskanzlers ist davon auszugehen, dass die wenigs-

ten in seiner Gefolgschaft ihn persönlich kennen dürften. So ist erklärbar, dass 

Schröders Popularitätswerte stets über denen der SPD lagen (vgl. Grafik 5 mit Gra-

fik 4 auf den Seiten 65 und 48), im Kleinen jedoch diejenigen, die mit ihm zusam-

menarbeiten, wenig Positives zu berichten haben123. Das Schröder kein Teamplayer 

ist (vgl. Hogrefe 2002: 159), ist deshalb wohl dem „Über-Ich“ seiner Gefolgschaft 

dienlich, in der konkreten Zusammenarbeit im kleinen Kreise wohl aber eher hin-

derlich. Der Transmissionsriemen Massenmedien ist gerade dort wichtig, wo physi-

sche Distanz zwischen Leader und Gefolgschaft herrscht. Die Medientauglichkeit 

Schröders (vgl. Häusermann 2001) ist unbestritten, wie die Auswertung der Presse-

berichterstattung beweist (vgl. v.a. Leinemann 1998, Schütte 1999, Hartmann 

2007). Anerkennung erfährt Schröder laut seiner ehemaligen Büroleiterin Sigrid 

Krampitz, die ihn auf zahlreichen Parteiterminen begleitete, bei denjenigen Partei-

mitgliedern, die als einfach bezeichnet werden: „Die einfachen Parteimitglieder 

ohne Abitur, die bewundern ihn“ (Krampitz, zitiert aus Hogrefe 2002: 161). Die 

SPD als eine Partei, deren Funktionäre vielfach Vertreter des öffentlichen Dienstes 

sind, hat Schröder mit Politikstil und Persönlichkeit nicht repräsentiert. Schröders 

gutes Verhältnis zu den Selbstständigen in der SPD, mit denen er sein Selfmadei-

mage teilt, fällt im Zuge der Analyse der SPD-Dokumente auf 124. Tatkraft und 

                                                 
122 Schon zu Juso Zeiten wurde Schröder mehrfach aufgefordert, für den Juso-Bundesvorstand zu 
kandidieren. Er lehnte ab und sagte, er ginge wenn dann nur als Vorsitzender in den Vorstand (vgl. 
Fischer 2005: 43). „So hat er auch im November 1997 seine Partei und die Öffentlichkeit mit der 
Ankündigung überrascht, für ein Ministeramt in Bonn stehe er nicht zur Verfügung, er käme nur als 
Kanzler“ (Herres/Waller 1998: 36).  
123 Es wird berichtet, dass Schröder im Parteivorstand regelmäßig Kritiker in unkontrollierten Wut-
ausbrüchen angebrüllt habe (vgl. Fischer 2005: 151). 
124 So erfreut sich die Arbeitsgemeinschaft der Selbstständigen in der SPD (AGS) auch der gesteiger-
ten Aufmerksamkeit Schröders als Parteivorsitzendem – stets hält er hier Grußworte und lobt. Die 
AGS ist innerhalb der SPD jedoch – anders als die Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen 
(AfA) oder die Jungsozialisten (Jusos) – keine sonderliche Hausmacht. Sie war es aber, welche dem 
Parteivorsitzenden Schröder die wohl treueste Gefolgschaft innerhalb der SPD erwies (vgl. SPD-
Vorstand 2004: 48). Auf einem Kongress der AGS sagt Schröder: „Ich bin gerne zu euch gekommen. 
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Gewinnstreben von Unternehmerpersönlichkeiten sind aus Schröders Sicht die 

Voraussetzung für die Wohlfahrt der gesamten Gesellschaft. So hatte er auch nie 

Hemmungen, den Kontakt zu Wirtschaftsführern zu pflegen und auch öffentlich 

darzubieten125. Eine Schrödersche Themenkompetenz – diese gelten als Vorausset-

zung von Transforming Leadership (vgl. Brettschneider 2002: 134) – war die Wirt-

schaftspolitik. Er vertrat Positionen, für die bei Sozialdemokraten wenig Beifall zu 

bekommen ist, unter anderem die Senkung von Unternehmenssteuern und Spit-

zensteuersätzen in der ersten Legislaturperiode. Schröder nutzte sein gutes Verhält-

nis zur Wirtschaft als ein „Element seiner Machtausübung“ (Hogrefe 2002: 183)126. 

Die Treffen mit Wirtschaftsführern missfielen an verschiedenen Stellen der Partei 

(vgl. Kaspari 2008: 173). Die Bezeichnung „Genosse der Bosse“ heftet ihm deshalb 

an. Die Sphäre der Wirtschaftsbosse hatte eine besondere Anziehungskraft auf den 

Aufsteiger Schröder aufgrund seiner durch Armut stigmatisierten Kindheit (vgl. 

Hogrefe 2002: 189f). Hierfür spricht auch, dass Schröder nach seiner Kanzlerschaft 

in den Sektor der Privatwirtschaft wechselte. Was die Analyseebene Stil angeht, ist 

festzuhalten, dass sein naher Umgang mit Vertretern der Wirtschaft für das sozial-

demokratische Milieu in weiten Teilen eine Grenzverletzung gewesen ist. Seine 

theorieferne, pragmatische Art (vgl. Kapitel 4.2.3) und seine soziale Herkunft (vgl. 

Kapitel 4.1.1) machen jedoch seine Beliebtheit bei den Genossinnen und Genossen 

aus, die als einfache Arbeiter und Angestellte ihre politischen Entscheidungen ma-

teriell interessensgeleitet und nicht programmatisch intendiert treffen. Schröder 

setzt symbolisch auch in der zur Schau getragenen Abneigung gegenüber Funktio-

nären und Vertretern des öffentlichen Dienstes – vor allem Lehrern127 – sein Image 

als Selfmademan ein und katalysiert abermals durch diese Ausprägung von Spatial 

                                                                                                                                  
Sie – die Arbeitsgemeinschaft Selbstständige in der SPD – trägt dazu bei, die ökonomische Kompe-
tenz der SPD zu stärken.“ (Rede anlässlich der Bundeskonferenz der Arbeitsgemeinschaft der Selbst-
ständigen in der SPD in Berlin am 01.03.2002) 
125 Auf Einladung von VW-Chef Ferdinand Piech nahm Gerhard Schröder am Wiener Operball teil. 
Es hagelte Kritik gerade aus den Reihen der SPD: Um es Schröder künftig leichter zu machen, schlug 
die Berliner Justizsenatorin Lore-Maria Peschel-Gutzeit (SPD) eine Benimm-Fibel vor. Schröder 
habe ein guter Berater gefehlt, brachte Klaus von Dohnanyi zum Ausdruck. „Das Verhalten Schrö-
ders ist unmöglich [...] Vor allem, weil er zeitgleich von der Notwendigkeit tiefer sozialer Einschnitte 
gesprochen hat. Da paßt es nicht zusammen, daß er sich zum Wiener Opernball einladen läßt. [...] 
Aber er darf sich nicht in großem Maße aushalten lassen. Eintrittskarte und Logenplatz sind für den 
Durchschnittsbürger keine Peanuts mehr.“ (Krista Sager, zitiert nach Focus 1996) 
126 „Niemand kann mir vorwerfen, dass ich mich vor Kontakten, vor enger Zusammenarbeit mit der 
Wirtschaft, auch mit Verbänden der Wirtschaft, besonders drücken würde. Ich betrachte dies übri-
gens nicht als einen Fehler. Wer glaubt, unsere Mitglieder, die Menschen, die uns wählen, wünschten 
nicht, dass wir ein vernünftiges Arbeitsverhältnis zu dem haben, was man Wirtschaft nennt, der irrt.“ 
(Rede auf dem außerordentlichen Bundesparteitag in Bonn am 12.04.1999) 
127 „Lehrer sind faule Säcke“ (Gerhard Schröder, zitiert nach Schwand 1996). 
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Leadership seinen Erfolg jenseits der Funktionäre des öffentlichen Dienstes und der 

intellektuellen Sphären128.  

 

4.3.2 Persönlichkeit und Inhalt: Der Nexus zwischen Biografie und sozialde-

mokratischen Grundwerten 

Schröder wird beschrieben als der „Cassius Clay der deutschen Politik“ (vgl. 

Hogrefe 2002: 21). Die Kämpfer-Mentalität des Aufsteigers ist Folge seiner Her-

kunft: Schröder nennt hier „die vielleicht sehr unbewußte Fähigkeit, darauf zu ach-

ten, dass einem keiner zu nahe kommt, oder anders ausgedrückt: dass einem nichts 

weggenommen wird, was man sich erkämpft hat“ (Schröder, zitiert nach Krause-

Burger 2000: 140). Daraus resultiere Mitleidensfähigkeit – für Schröder seien „so-

ziale Gerechtigkeit und Verantwortung sowie Mut zur Gestaltung keine leeren 

Sonntagsphrasen, sondern Grundvoraussetzungen seiner Politik“ (Weidenfeld 

1999: 55). Die vorangegangene Analyse der Party Leadership Schröders bringt vor 

allem zwei Erkenntnisse hervor: Schröder war erstens ein „political animal“ (Epp-

ler, zitiert nach Anda/Kleine 2002: 148), welches eher machtpolitisches Talent als 

visionär-programmatische Vorstellungen hatte (vgl. Kapitel 4.2.1). Zweitens fehlte 

der Begründung seiner Reformpolitik ein klares normatives Konzept, mit dem die 

Agenda 2010 sozialdemokratisch – z.B. im Sinne von Thomas Meyer (vgl. Meyer 

2004: 181ff) – hätte gedeutet werden können (vgl. Kapitel 4.2.3). Attraktive Visio-

nen, welche den Werten und Selbstwertgefühlen der Gefolgschaft nicht zugegen 

laufen (vgl. Neuberger 2002: 270f; Shamir/House/Arthur 1993: 580; Burns 1979: 

202), gelten als zentrale Voraussetzung von Transforming Leadership durch visio-

näre Führung. Fehlte der Leadership Schröders gänzlich die Vision, welche für 

visionäre Führung essentiell ist? 

 

Ob es einen visionären Kern des Political Leader Schröder – welchen Burns mit 

dem Begriff der Spiritualität, ähnlich der Kreativität eines Künstlers verbindet (vgl. 

Burns 1979: 202) – gibt und ob dieser vor allem aus dem Faktor Persönlichkeit in 

einem Mix mit Inhalten genährt wird, soll im Folgenden analysiert werden. Die 

Rolle der Persönlichkeit für den Kontext eines solchen visionären Kerns bildet die 

„Perfektionierung des Politikstils der Personalisierung“ (Weidenfeld 1999: 56). 

Persönlichkeit und die Sozialisation prägen das Weltbild des Leaders (vgl. Kapitel 

                                                 
128 Mit Blick auf die verschiedenen Arenen der SPD ist folgende Aussage Schröders von Interesse: 
„In all den Jahren meiner Arbeit in und für die SPD hatte ich nie Schwierigkeiten mit der Mitglied-
schaft, wohl aber mit jener Gruppe von Funktionären, die Festigkeit in der Politik mit Starrheit im 
Denken verwechseln“ (Schröder 2006: 409). 
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2.4.1), aus dem sich die inhaltlichen Vorstellungen mit ergeben. Die bereits heraus-

gestellten Ergebnisse zu Schröders Persönlichkeit werden in eine Verbindung ge-

setzt zu den inhaltlichen Positionierungen. Die geschieht vor allem durch den Ab-

gleich mit den Ergebnissen der Auswertung der Reden Schröders. So wird deutlich, 

dass mit Blick auf die Trias der sozialdemokratischen Grundwerte für Schröder die 

Freiheit an der ersten Stelle steht. Der Begriff „Freiheit“ wird in den ausgewerteten 

Reden 29 mal verwendet. Er betont die Freiheit gerade bei der Begründung der 

Reformagenda 2010 in Reden im Jahr 2003. Hier stellt er die Freiheit in den Ge-

gensatz zu einer Politik, die Menschen vorschreiben wolle, wie sie zu leben ha-

ben129. Die Platzierung der Freiheit auf dem ersten Platz kann als eine Konsequenz 

der Herausbildung des Weltbildes Schröders bezeichnet werden. Er ist keiner, der 

sich untergeordnet hat. Gleichheit als zentraler Wert traditioneller Sozialdemokra-

tie, auch im Berliner Programm von 1989 stark reflektiert, findet sich in den Reden 

Schröders nur im Zusammenhang des gleichen Zugangs zu Bildungsinstitutionen 

und der Chancengleichheit. Der Begriff „Gleichheit“ findet sich in den ausgewerte-

ten Reden nur sechs mal. Von Gleichheit als politischem Ziel hält Schröder wenig. 

An die Stelle der Gleichheit rückt Schröder die Gerechtigkeit und begründet dies 

damit, Gleichheit als politisches Ziel sei praxisfern. Obwohl Schröder aus armen 

Verhältnissen stammt, ist seine Rhetorik kaum von Forderungen nach Umvertei-

lung geprägt, welche das Berliner Programm der SPD vertritt. Es ist anzunehmen, 

dass die Reflektion seines eigenen Lebensweges dazu führt, dass er die Herstellung 

von Gleichheit ablehnt, weil dadurch Eigeninitiative und Leistungsbereitschaft sin-

ken würde130. Ungleichheit war Schröders Grundmotivation, dies zeigt auch die 

Presseauswertung: „Es gibt kein Recht auf Faulheit in unserer Gesellschaft“ 

(Schröder, zitiert nach Bild 2001). Schröder nennt die Gleichheit wohl deshalb auch 

dann nicht im Zusammenhang der Grundwerte-Trias der SPD131. Die Chance ver-

sucht Schröder als einen Begriff zu besetzen, mit dem er den aus seiner Sicht nega-

tiv behafteten Begriff der Gleichheit in ein besseres Licht stellen will und mit der 

                                                 
129 „Sozialdemokratische Politik handelt immer vom Menschen. Vom Menschen, wie er ist und wie er 
selbst sein will – und nicht davon, wie er sein soll. Deshalb steht die Freiheit des einzelnen im Zent-
rum unserer Überzeugungen.“  (Rede auf der Festveranstaltung „140 Jahre SPD“ am 23.05.2003 in 
Berlin) 
130 Einen frühen Konnex zu Eigenverantwortung und dem Nutzen von Chancen stellt Schröder in 
seiner Autobiografie selbst heraus: „Beim Nachsinn über die Kindheit und Familie frage ich mich hin 
und wieder, welche Gründe und Hintergründe meine ziemlich erstaunliche Karriere in der eigenen 
Herkunft hat. Bei allem Selbstbewusstsein, über das ich verfüge, habe ich nie aufgehört, mich über 
die eigenen Möglichkeiten zu wundern“ (Schröder 2006: 18). 
131 „Heute geht es eben darum, nicht Gleichheit, sondern Gerechtigkeit für die politische Praxis, für 
die Wirklichkeit der Wissens- und Dienstleistungsgesellschaft zu definieren.“ (Rede anlässlich der 
Festveranstaltung 125 Jahre Vereinigungs-Congress der Lassalleaner und der Eisenacher in Gotha 
am 20.05.2000) 
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Eigenverantwortung und Leistungsbereitschaft verknüpft132. Das Verständnis von 

Solidarität bedeutet nach Schröder folglich, dass ein jeder die ihm zur Verfügung 

stehenden Chancen nutzen muss. Der Begriff Chance wird in den ausgewerteten 

Reden 38 mal verwendet und ist somit der in den Reden am häufigsten genannte 

Symbolbegriff Schröders. Die Chance kristallisiert sich zum zentralen Motiv der 

Schröderschen Leadership heraus, mit dem die Idee der gleichen Voraussetzungen 

mit dem Bild des eigenverantwortlichen Menschen versöhnt werden soll133. Leis-

tungen des Staates sind in Schröders Verständnis von Solidarität nicht ohne Gegen-

leistung – die Bereitschaft, die Chance zu ergreifen – zu haben134. Es schält sich für 

Schröder neben den drei Grundwerten so ein weiterer Begriff heraus, den er in das 

Zentrum seines Bildes einer Gesellschaft stellt. Dies ist der Begriff der Teilhabe, 

der 15 mal in den ausgewerteten Reden verwendet wird. Teilhabe ist für Schröder 

der Chancen verteilenden und inklusive Sozialstaat135. 

 

Die Analyse der Haltung Schröders zu den sozialdemokratischen Grundwerten und 

seine Einordnung in die Reihe revisionistischer Sozialdemokraten relativieren die 

Kennzeichnungen Schröders als inhaltlich anspruchslos. Wohl fehlt eine ideolo-

gisch-programmatische Verankerung (vgl. Kapitel 4.1.1; 4.2.4), doch lässt sich aus 

dem Nexus der Lebensgeschichte Schröders und den Grundwerten der SPD ein 

Weltbild herauskristallisieren, aus dem heraus eine politische Vision abgeleitet 

werden kann. Schröder beliefert den sozialdemokratischen Bedarf nach Program-

men und Visionen mit seiner Persönlichkeit selbst136. Hier gilt das schon aufgegrif-

fene Motto, dass Erfolg erfolgreicher macht (vgl. Kapitel 4.1). Es ist bei ihm „mehr 

Biografie als Theorie“ (Hogrefe 2002: 146). Aber aus dieser Biografie lassen sich 
                                                 
132 „Was Gerechtigkeit und Gleichheit angeht, ist es wirklich so, wie es Tony Blair formuliert hat. 
Uns geht es nicht um gleiche Einkommen, nicht um einheitliche Lebensstile. Uns geht es nicht um 
Einheitsgeschmack und Einheitskultur. Nein, es geht uns um wirkliche Gleichheit, um den gleichen 
Wert, gleiche Chancen auf Erfüllung und um gleichen Zugang zu Wissens- und Entfaltungsmöglich-
keiten.“ (Rede auf dem ordentlichen Bundesparteitag der SPD am 07.12.1999 in Berlin) 
133 „Wenn wir helfen, damit neue Chancen ergriffen werden können, dann haben wir im Namen der 
Solidarität auch das Recht, jenen Beitrag von denen zu verlangen, denen wir hilfreich sind – jenen 
Beitrag, den sie leisten können. Unsere Vorstellung von Solidarität ist keine Einbahnstrasse. Wir 
fördern gerne, aber wir fordern die Menschen auch, und ich glaube, das wird auch gewollt.“  (Rede 
anlässlich des SPD-Bundesparteitages am 07.12.1999 in Berlin) 
134 „Solidarität heißt dann auch, dass jede und jeder das ihm mögliche in der Gesellschaft zur Verfü-
gung stellt. Beides gehört zusammen: Hilfe und Selbsthilfe. Das ist das Prinzip, nach dem wir arbei-
ten.“  (Rede anlässlich des SPD-Wahlkampfauftaktes am 05.08.2002 in Hannover) 
135 „Man kann es Sozialstaatsprinzip nennen. Ich würde vorziehen, es das Prinzip der umfassenden 
Teilhabe aller Menschen zu nennen.“ (Rede auf dem Zukunftskongress der IG Metall in Leipzig am 
15.06.2002) 
136 „Deshalb bin ich als junger Mann in die SPD eingetreten: Weil die Sozialdemokratie versprach – 
und später an der Regierung auch einlöste - , denen, die das nicht von Haus aus mitbekommen hat-
ten, die notwendigen Chancen einzuräumen. Für unsere Partei sollte die Mitte der Gesellschaft nicht 
länger durch Herkunft bestimmt sein – sondern durch Leistung und Gesinnung.“ (Rede anlässlich 
des Kongresses „Die Mitte in Deutschland“ am 20.02.2002 in Berlin) 
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Inhalte extrahieren, die durch die Slogans mehr Eigenverantwortung, Fordern und 

Fördern und gerechte Verteilung von Chancen die Vorstellung davon beinhalten, 

wie eine attraktive Gesellschaft in Zukunft aussehen kann. Alexis de Tocqueville 

hob die Notwendigkeit eines verbindenden Elementes in Gemeinschaften heraus 

(De Tocqueville 1985: 219). Das Appellieren an Gemeinsamkeiten zwischen Lea-

der und Gefolgschaft gilt als Verstärker von Transforming Leadership. Die Arbei-

terkinder der Generation Schröders gehören zu denen, die auch nach dem Ab-

schluss der Volksschule noch etwas werden konnten. Diese Generation des Auf-

stiegs durch Leistungsbereitschaft und Ehrgeiz bei wohlgemerktem Betreten des 

strukturkonformen Weges – in diesem Falles des zweiten Bildungsweges – ist ein 

Rückgrat der Nachkriegserzählung von der Bundesrepublik Deutschland, in der 

viele durch Leistung von „ganz unten“ nach „oben“ kamen. Schröder und sein Auf-

stieg werden beschrieben als „ein deutsches Nachkriegsmärchen“ (Hogrefe 2002: 

111). Dies ist ein visionärer Kern des Political Leader Schröder, welcher vor allem 

aus dem Faktor Persönlichkeit genährt wird. Es ist festgestellt worden, dass Schrö-

der sich in die Debatte um das Grundsatzprogramm der SPD in den Jahren 1999-

2001 nicht einmischte (vgl. Kapitel 4.2.2). Diese Grundsatzprogrammdiskussion, 

welche vor den Bundestagswahlen eingestellt wurde, kann, gerade weil es einen 

inhaltlichen Nexus zwischen sozialdemokratischen Inhalten und der Persönlichkeit 

Schröders gibt, als eine ungenutzte Steilvorlage der Transforming Leadership ange-

sehen werden. Es ist hinzuzufügen, dass es ferner Intellektuelle im sozialdemokra-

tischen Milieu gab, welche diesen Nexus programmatisch ausfüllten und so Refe-

renz für Schröders Position hätten sein können137. 

 

Für die inhaltlich-programmatischen Aufschläge Schröders gilt, dass diese weder 

konsequent kommuniziert worden sind noch innerhalb der SPD von Schröder so 

vermittelt worden sind, dass sie eine durchschlagende Kraft hatten. Dies konnte 

anhand der Idee der Neuen Mitte,  dem Schröder-Blair-Papier und dem Konzept der 

Zivilgesellschaft als gesellschaftlichem Projekt nachgewiesen werden. Ob die Idee 

der zivilen Bürgergesellschaft die Leitvision der Schröderschen Leadership hätte 

                                                 
137 Thomas Meyer kritisierte das Gerechtigkeitsverständnis des Berliner Programms von 1989. Er 
bezeichnet das traditionelle Gerechtigkeitsverständnis der SPD aus dem Jahr 1989 als „eigentümlich 
linear-quantitative Wendung“ (Meyer 2004: 183). Dies begründet er damit, dass kategorisch mehr 
Gleichheit in der Verteilung einer ganzen Reihe von Sozial- und Lebensgütern gefordert wird, ohne 
dass diese an irgendwelche Gegenleistungen oder auch qualifizierende Bedingungen gekoppelt wer-
den. Für eine Weiterentwicklung sei die Herausbildung eines Begriffes der Gerechtigkeit, welcher 
den eigentlichen Sinn dieses Gerechtigkeitsverständnisses beibehält, ihn jedoch mit Blick auf die 
Veränderungen in der Gesellschaft realitätsfähiger bestimmt, nötig gewesen (vgl. Meyer 2004: 
183ff). 
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werden können, kann abschließend nicht geklärt werden. Schröder griff das Thema 

Zivilgesellschaft als Überbegriff gesellschaftlicher Erneuerung, politischer Innova-

tion und ökonomischer Neuordnung zu einem Zeitpunkt auf, zu dem es in aller 

Munde war. Dieser zweite Versuch ist behutsamer als der Aufschlag des Schröder-

Blair-Papiers gewesen (vgl. Fischer 2005: 94). Inhaltlich blieb die Frage nach Ziel-

perspektiven jenseits der Instrumente aber offen138. Die Initiative Zivilgesellschaft 

fand zu dem Zeitpunkt statt, an dem die Erarbeitung des Grundsatzprogramms ge-

rade an Fahrt aufgenommen hatte. Beide Initiativen waren nicht vernetzt139. Statt 

sich selbst mit den Inhalten des Modernisierers in die Programmdebatte einzubrin-

gen suchte Schröder mit einer neuen Initiative seiner Politik „den Glanz eines ge-

sellschaftspolitischen Konzepts“ (Fuhr 2000) zu geben140. Der Begriff Zivilgesell-

schaft zog sich eine Zeit lang durch seine Reden141, behob jedoch nicht den Mangel 

an kohärenter programmatischer Orientierung.  

 

Schröder nutzte seine Persönlichkeit nicht konsequent zur Entwicklung eines neuen 

arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Leitbildes. Programmatische Impulse waren 

situativ und wurden nicht konsequent durchgehalten. Des Weiteren gilt, was im 

Zuge der Analyse schon mehrfach festgehalten werden konnte: „Gemeinsam ist 

allen Phasen des Philosophen Schröder, dass er keine Theorien, für die er sich aus-

sprach, selbst erdachte“ (Hogrefe 2002: 136). Für Raschke und Tils steht das Ziel 

Schröders, ein Amt zu erlangen, über dem Ziel einer guten Amtsführung (Rasch-

ke/Tils 2007: 528). Die SPD übernimmt das Schrödersche Image des Selfmademan 

in Wahlkämpfen gerne. Zudem hatte die Partei an einem inhaltlich-politischen Dis-

                                                 
138 Zwar negiert die Zivilgesellschaft auch marktliberale Auffassungen von Modernisierung und rückt 
somit gesellschaftliche Formen der politischen Bewältigung aktueller Herausforderungen nach vorne, 
doch tritt sie nicht an die Stelle der Handlungsprogramme der Wirtschafts-, Sozial- oder Bildungspo-
litik (vgl. Meyer 2000: 663). 
139 Während Rudolf Scharping auf Veranstaltungen der SPD-Bezirke oder Landesverbände Veran-
staltungen zum Grundsatzprogramm organisierte, hob Schröder seine Debatte um die Zivilgesell-
schaft mit der Konferenz „Modernes Regieren“ auf die internationale Bühne. Dies entsprach eher 
seiner Vorgehensweise, als selbst auf SPD-Bezirkskonferenzen seine Konzepte in langwierigen De-
batten durchzudeklinieren. 
140 Schröder betonte: „Vieles spricht dafür, dass diese Diskussion die Klammer bilden kann für die 
tiefgreifenden Reformen, die unsere Gesellschaften brauchen“ (Schröder, zitiert nach Bruns 2000). 
Trotzdem berief er sich nach kurzer Zeit der Betonung dieses Konzeptes nicht mehr darauf. 
141 „Die zukunftsfähige Zivilgesellschaft ist ein lohnendes Projekt für uns Sozialdemokraten und für 
jeden einzelnen in unserer Gesellschaft. [...] Wir brauchen ein neues Verhältnis zwischen öffentlicher 
und privater Solidarität, zwischen Eigeninitiative auf der einen Seite und staatlicher Förderung auf 
der anderen Seite. Der Staat, so ich ihn mir vorstelle, garantiert dabei vor allem die Infrastruktur der 
Solidarität.“ Vgl. Rede Gerhard Schröders auf dem Bundesparteitag der SPD am 07.12.1999 
„Gewiss, der Staat hat seinen Aufgaben nachzukommen – er muss sozusagen Sicherheit im weitesten 
Sinne gewährleisten. Aber wir Sozialdemokraten haben auch immer gesagt, dass das, was die Zivil-
gesellschaft in Eigenregie besser leisten kann, auch von der Gesellschaft übernommen werden soll.“ 
Vgl. Rede Gerhard Schröders anlässlich des Kongresses Generationengerechtigkeit in Berlin am 
23.06.2000 
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kussionsangebot in der Zeit 1999-2002 wenig Interesse, da Schröders Transactio-

nal Leadership anerkannt war (vgl. Kapitel 4.2.2). Schröder war akzeptiert als 

„Dribbelkünstler und Manipulator“ (Neue Züricher Zeitung 2004), der die SPD an 

der Macht hielt. Die Grundsatzprogrammdebatte wurde anderen überlassen. Es 

hätte hier eine beherztere Herangehensweise Schröders stattfinden müssen, um 

Transforming Leadership durch Inhalt mit der Triebfeder der Verwobenheit seiner 

Persönlichkeit mit seinen Politikzielen zu betreiben. Die Kommunikation einer 

politische Zielsetzung bzw. Vision kann bewusst oder unbewusst durch Biografie 

und symbolisches Handeln verstärkt werden (vgl. Shamir/Eilam 2005; Laux/Schütz 

1996: 41ff). Diese Triebfeder wurde trotz des Grundsatzprogrammprozesses und 

guter Rahmenbedingungen in der Regierung zu diesem Zeitpunkt nicht genutzt. 

Anstatt um Zustimmung zu seiner Politik zu werben, habe er seine Politik nüchtern 

vorgestellt und dann Gefolgschaft erwartet (vgl. Hogrefe 2002: 162). Schröder be-

gründete seine Führungsrolle in der SPD wohl mit seiner Persönlichkeit – denn 

seine Führungsposition „sieht er ganz seinen eigenen Aufstiegsleistungen geschul-

det“ (Meng 2002: 47)142. Er nutzte die Triebfedern, welche ihm seine Lebensge-

schichte zugrunde legte, nicht zur Gestaltung inhaltlicher Leadership sondern zur 

Begründung des Machtanspruches auf die zentrale Führungsposition. 

 

4.3.3 Inhalt und Stil: Grenzüberschreitung und Identitätsnegation 

Deutlich wurde, dass trotz der fehlenden ideologisch-programmatischen Veranke-

rung Schröders und dem Fehlen der normativen Begründung der Schröderschen 

Leadership im Bereich der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik ein visionärer Kern aus 

der Lebensgeschichte Schröders vorhanden ist. Das Zusammenfallen des Handelns 

und der Persönlichkeit gilt als wesentliche Triebfeder von Transforming Leaders-

hip, doch dies wurde durch Schröder nicht mit Blick auf inhaltliche Leadership 

fruchtbar gemacht. Vor diesem Hintergrund ist zu erklären, dass die entwickelten 

Reformperspektiven der Agenda 2010 die Gerechtigkeitsvorstellungen vieler SPD-

Mitlieder verletzten. Schröder konnte – als es darauf ankam – seine Werte, Ideale 

und Selbstwertgefühle nicht mit denen seiner Gefolgschaft zusammenführen. Diese 

Achtung und Beförderung von Werten, Idealen und Selbstwertgefühlen ist jedoch 

ein weiteres Kernstück einer Transforming Leadership durch visionäre Führung 

(vgl. Sashkin 1989: 127ff; Conger/Kanungo 1998: 52, 54). 

                                                 
142 Schröder stilisiert dies geradezu mit der Geschichte des frühzeitigen Rüttelns am Zaun des Bonner 
Kanzleramtes (vgl. Meng 2002: 30). 
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Die Art und Weise der Präsentation des Schröder-Blair-Papiers ist der Beleg dafür, 

dass Schröder als Parteivorsitzender die Attitüden seiner Partei – Beachtung von 

Gremien, Diskussion, Erörterung und Beteiligung der Partei – nicht beachtete. Die 

von Schröder gesetzten programmatischen Impulse gingen vom Kanzleramt aus. 

Ergebnis der Auswertung der Printmedien ist, dass er ein entscheidendes Grundmo-

tiv seiner Partei – die soziale Gerechtigkeit – nicht ausreichend gewürdigt hat. Laut 

Walter geht dies soweit, dass er durch die Art und Weise seines Umganges mit 

Grundwerten der Partei „Verachtung gegenüber den sozialen Interessen, den kultu-

rellen Attitüden und weltanschaulichen Orientierungen“ (Walter 1999) seiner po-

tentiellen Gefolgschaft zum Ausdruck brachte. So entgegnete er den Kritikern der 

Praxisgebühr, die 2003 eingeführt wurde: „Alles wird überlagert von der Vorstel-

lung, dass dieses Land in Bedrängnis kommt, weil man zehn Euro pro Quartal beim 

Arzt abliefern soll“ (Schröder, zitiert aus Manager-Magazin 2004). Generell besteht 

eine grundlegende Abneigung Schröders gegenüber Parteigremien und Funktio-

närstum in der SPD. Die identitätsstiftende Komponente einer erfolgreichen Trans-

forming Leadership (vgl. Sashkin 1989: 132) wurde von Schröder nicht wahrge-

nommen – eher wurde sie durch ihn negiert. 

 

Die nötige Empathie für Stimmungen und Gefühle in der Gefolgschaft war bei 

Schröder mit Blick auf die Bevölkerung vorhanden – hierfür spricht sein guter Rie-

cher bei den zahlreichen Initiativen der ersten Legislaturperiode und seine Inszenie-

rung im Rahmen der Oderflut und der Anti-Kriegs-Rhetorik (vgl. Kapitel 4.1.3). 

Die nötige Empathie für das Verhalten seiner potentiellen Gefolgschaft in der SPD, 

die hier eine Voraussetzung der Ausübung von Transforming Leadership gewesen 

wäre (vgl. Conger/Kanungo 1998: 52, 54), ist im Falle Schröders schwer zu finden. 

Seine Durchsetzung gegen erhebliche Widerstände mit Kraft und ohne Mühen zu 

scheuen, mag wohl den Eindruck eines „Über-Ichs“ erwecken143, doch führte 

Schröders Verhalten innerhalb der SPD zu Enttäuschungen und Verletzungen. An-

stelle von tiefer Bindung sei es lediglich Akzeptanz, die die Mitglieder seinem 

Machtgeschick, die SPD in Regierungsverantwortung zu bringen und zu halten, 

entgegenbrächten (vgl. Schwennicke 1999). Der Stil Schröders in der Durchsetzung 

ist für weite Teile der Mitgliedschaft der SPD jedoch verletzend gewesen, was die 

                                                 
143 „Wir haben gegen alle Widerstände, gegen Verbandsegoismen und einzelne Interessen ernst 
gemacht mit der Haushaltskonsolidierung.“ (Rede auf dem Bundesparteitag der SPD am 07.12.1999 
in Berlin) 
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Auswertung der Presseberichterstattung zeigt: „Er duldet keine Kritik, und das geht 

in der SPD nicht“ (Zurheide 2003). So wird Schröder zitiert mit den Worten „Wer 

das Sparpaket nicht begreift, ist blöd“ (Schröder, zitiert nach Hogrefe 2002: 159). 

John Wayne ist eben kein Teamplayer144. In Schröders „informellen Design der 

Herrschaft“ (Hogrefe 2002: 29) stand einzig seine Persönlichkeit im Mittelpunkt145. 

 

Durch seine Spatial Leadership (vgl. Kapitel 4.1.2) war vorgezeichnet, dass Schrö-

der weder durch seinen Stil noch die Modernisierungsthesen die Rollenerwartungen 

des sozialdemokratischen Milieus erfüllt. Zudem geriet Schröder als Parteivorsit-

zender in einen Interrollenkonflikt. Die von Hirscher (2000: 51) als machterwei-

ternd dargestellte Doppelfunktion von Bundeskanzler und Parteivorsitz war 

zugleich eine ernorme Herausforderung. Die Rolle des Bundeskanzlers musste mit 

der des Parteivorsitzenden harmonisiert werden – dies ist schwerlich möglich, wenn 

„einander ausschließende Verhaltenserwartungen auftreten“ (Bahrdt 1997: 77). 

Schröder führte die Partei vom Kanzleramt aus (vgl. Kapitel 4.2.5) und schuf keine 

„Kombination von aufeinander abgestimmten Rollen“ (Bahrdt 1997: 77) – so wur-

de er zum „Kanzlerparteichef“ (Kister 1999). Symbolisches Handeln als wichtige 

Triebfeder von Transforming Leadership (vgl. Shamir/Eilam 2005; Laux/Schütz 

1996: 41ff) war für Schröder als Parteivorsitzendem problematisch, „da der Sym-

bolwert der Rollenattribute […] eine schwer entbehrliche Orientierungsfunktion“ 

(Bahrdt 1997: 67) für die Bezugsgruppe – in diesem Falle die SPD – hatte. Es hätte 

an dieser Stelle wohl „einer integrierenden Leadership bedurft, [welche] fähig ge-

wesen wäre, in einer Person alles zusammen zu bringen, was zur Führung der hete-

rogenen sozialdemokratischen Partei und Klientel notwendig war“ (Raschke/Tils 

20007: 508)146. Schröder behandelte den Parteivorsitz nachrangig. Schröder spart 

zwar nicht an Erwähnungen der Bedeutung, die das Amt der Parteivorsitzenden für 

ihn entfalte: „Natürlich hat mich die Möglichkeit, ein Amt zu bekleiden, dessen 

Ahnenreihe von Bebel bis Brandt reichte, beeindruckt und nicht wenig stolz ge-

macht“ (Schröder 2006: 131). So sagt er auch: „Der Abschied vom SPD-
                                                 
144 „Schröder ist auch kein Teamtyp. Er hört zwar gern zu, doch nur solchen Menschen, von denen er 
etwas lernt. Den Eindruck hat er bei Sitzungen mit Genossen nicht immer“ (Hogrefe 2002: 159). 
145 Die Auffassung Schröders sei zudem gewesen, dass letztlich alle Regierungs-, Koalitions- und 
SPD-Mitglieder ihre Positionen letztendlich ihm zu verdanken hätten (vgl. Kaspari 2008: 285). 
146 An dieser Stelle wäre wohl eine eierlegende Wollmilchsau erforderlich gewesen. Die eierlegende 
Wollmilchsau ist ein umgangssprachlicher Begriff, der auf Personen Anwendung findet, denen be-
sonders vielseitige Fähigkeiten zugeschrieben werden. Der Ausdruck kann umgangssprachlich so-
wohl anerkennend für ein Multitalent verwendet werden, als auch ironisch. Insbesondere verbreitet 
ist der Vergleich behaupteter Fähigkeiten oder Eigenschaften mit der eierlegenden Wollmilchsau, um 
zu zeigen, dass die behaupteten Fähigkeiten vermutlich nicht oder nur rudimentär entwickelt sind 
oder eine nicht sinnvoll erscheinende Verknüpfung sehr unterschiedlicher Eigenschaften oder Funk-
tionen vorliegt. 
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Parteivorsitz fiel mir nicht leicht“ (Schröder 2006: 411). Als Schröder den Partei-

vorsitz abgab, äußerte er sich jedoch anders: Müntefering bezeichnete den SPD-

Vorsitz als ein Amt so schön wie das des Papstes, worauf Schröder entgegnete, dies 

könne man „so oder so sehen“ (zitiert nach Meng/Pries 2004). Nun ließ er verlau-

ten: „Keiner will das Amt des anderen“ (zitiert nach Meng/Pries 2004). 

 

Das Modell der emotionalen Führung (vgl. Bass 1985: 103ff; Gole-

man/Boyatzis/McKee 2005) betont den Umgang mit Mitarbeitern, beispielsweise 

durch Einfühlungsvermögen, Mentorbeziehungen oder gegenseitige Beachtung. 

Fischer führt an, Schröder habe „Fähigkeiten im menschlichen Umgang“ (Fischer 

2005: 149). Er gilt als jovial und kollegial. Doch scheint er dies dann zu nutzen, 

wenn er sich unmittelbare Vorteile verspricht, beispielsweise bei der Einbindung 

der elder statesmen Eppler und Vogel zwecks Verteidigung der Reformagenda. 

Wie geht Schröder mit einzelnen Mitarbeitern um? Die Presseauswertung deutet 

hier auf ein Ereignis hin: Schröders treuer Gefolgsmann Olaf Scholz forderte 2003 

im Zuge der nachholenden Programmierung (vgl. Meyer 2007: 88) der SPD, im 

Sinne der Modernisierungsausrichtung der materiellen Politikveränderungen durch 

die Agenda 2010 den Begriff des demokratischen Sozialismus aus dem SPD-

Programm zu streichen. Schröder stellte sich zunächst hinter Scholz: Der Begriff 

des demokratischen Sozialismus sei inhaltslos (Tagesspiegel 2003b). In der Partei 

kam es daraufhin zu einem ernsten Aufschrei, welcher Schröders Macht zu blockie-

ren drohte (vgl. Feldenkirchen 2003f). So stellte Schröder auf dem Bochumer Par-

teitag die Agenda 2010 ausgerechnet in die Tradition des demokratischen Sozialis-

mus147. Durch dieses situativ opportune Verhalten Schröders (vgl. Kapitel 4.2.4) 

wurde Scholz gedemütigt und außen vor gelassen. Nach dem schlechten Ergebnis 

von Scholz auf dem Parteitag – über das Schröder sich dann wiederum aufregte – 

blieb jegliche programmatische Initiative von ihm unbeachtet. Loyale Mitarbeiter 

Schröders, welche seine Modernisiererhaltung stützten, wurden so von Schröder 

selbst verschlissen. Ein ähnliches Verhalten zeigt sich im Lagerwahlkampf Schrö-

ders 2002: Systematisch entließ Schröder diejenigen Kanzleramtsmitarbeiter, wel-

                                                 
147 Nach einer Beschreibung der Agenda 2010 sagt Schröder: „Das ist doch wohl soziale Demokratie, 
oder wie wir es in unserem Berliner Programm nennen, demokratischer Sozialismus.“ Das Protokoll 
vermerkt an dieser Stelle heftigen Beifall. Schröder schiebt nach: „Der Streit um Begriffe allein 
bringt uns wahrlich nicht weiter.“ (Rede Schröders auf dem ordentlichen Bundesparteitag der SPD in 
Bochum 2003) 
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che den Modernisierungskurs fortzuführen anmahnten148. Langfristig schadete 

Schröder dies: „Wo es Scholz um eine programmatische Entsprechung zur Agenda-

Politik ging, wird nun wieder auf der Basis des Berliner Programms von 1989 de-

battiert“ (Geis 2004). Die Programmrichtung stand mal wieder im Widerspruch mit 

dem Machtwillen Schröders (vgl. Raschke/Tils 2007: 508). Im Sinne des Konzep-

tes der emotionalen Führung nutzte Schröder Triebfedern einer Transforming Lea-

dership durch ein solches Verhalten kaum – die persönliche Behandlung von 

Scholz zumindest war demütigend, und dies wird wohl auch auf solche Teile der 

Mitgliedschaft abgestrahlt haben, die sich ähnlich wie Scholz mit Schröders Agen-

da identifizierten.  

                                                 
148 Dies waren Wolfgang Nowack, der vormalige Leiter der Abteilung Planungs- und Grundsatzfra-
gen im Kanzleramt, die Schröder damit auch auflöste. Des Weiteren mussten der Wirtschaftsberater 
Klaus Gretschmann und der außenpolitische Berater Michael Steiner gehen. 
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5. Konklusion 

Ausgehend von den manifesten Veränderungen sozialdemokratischer Programma-

tik in den Bereichen der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik, welche durch das Ham-

burger Programm der SPD in 2007 konsolidiert worden sind und die Vorstellungen 

des Berliner Programms ablösten, wurde in der vorliegenden Arbeit untersucht, ob 

Schröder während der Zeit seines Parteivorsitzes 1999 bis 2004 Transforming Lea-

dership im Sinne von Burns (1979; 2003) gelungen ist. Hierbei wird abgehoben auf 

die Manifestierung des Wandels in der materiellen Politik, welche durch spätere 

Programmbeschlüsse konsolidiert wurde. Dabei erklärt sich Transforming Leaders-

hip durch ein dichotomes Verhältnis zu Transactional Leadership: Während im 

wechselseitigen Prozess der Interaktion zwischen Leader und Gefolgschaft beim 

Transforming Leadership ein auf sozialen Wandel abzielendes normativ begründe-

tes Zusammenfallen von Werten und Normen gemeint ist, bezieht sich Transactio-

nal Leadership auf den Austausch von Leistungen im Sinne rationalen Tausches. 

 

Die erste Forschungsfrage legte den Fokus auf die grundsätzlichen Beweggründe 

Schröders. Ausgehend von der Analyseebene Persönlichkeit ist der starke Auf-

stiegs- und Durchsetzungswille durch biografische Erklärungen – soziale Herkunft 

und daraus folgende Kompensationsbedürfnisse – begründet. Seinen politischen 

Aufstieg betrieb Schröder nicht im Schoß der SPD sondern eher gegen sie, weshalb 

Spatial Leadership konstatiert werden kann. Inhaltlich schälte sich Schröder als ein 

Modernisierer der Sozialdemokratie heraus, der vor allem durch die Besetzung der 

Themenkompetenz Wirtschaft oft im Widerspruch mit seiner Partei war. Ein Hoff-

nungsträger der Partei wurde er trotzdem, da er durch sein Profil die Fähigkeit be-

saß, überzeugend in der Öffentlichkeit aufzutreten und Wechselwähler zu aktivie-

ren. Dies bedeutete elektorale Vorteile – Schröder war es, dem zugetraut wurde, die 

SPD an die Macht zu führen und an der Macht zu halten. Hier zeigt sich Schröder 

als perfekter Wahlkämpfer mit einem ausgeprägten Gespür für Stimmungen, was 

seine Fähigkeit für interaktionistische Leadership – die Adaption von Wünschen 

und Bedürfnissen der potentiellen Gefolgschaft – unterstreicht. Dies fand seine 

Höhepunkte in personalisierten Coups wie beispielsweise der Rettung des ange-

schlagenen Holzmann Baukonzerns 1999 oder dem konsequenten Umgang mit 

personellen Problemen in Kabinett und Partei.  

 

Seit dem Antritt Schröders als Parteivorsitzender 1999 bis zur Bundestagswahl 

2002 kann in der großen Linie konstatiert werden, dass er entsprechend der Absicht 
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des größten elektoralen Vorteils keinen eindeutigen Modernisierungskurs in der 

SPD verfolgte. Der Konflikt zwischen den unterschiedlichen wirtschafts-, sozial- 

und arbeitsmarktpolitischen Vorstellungen wurde nicht ausgetragen. Hier zeigt sich 

ein Schröder, welcher sich ungern in programmatische Konfliktlinien seiner Partei 

hineinwirft. Zu diesem Zeitpunkt erscheint dies auch nicht nötig, da die SPD über 

gute Umfragewerte verfügt – gute Wirtschaftsdaten und der CDU-

Parteispendenskandal taten ihr übriges dazu. Die Kritik aus der Partei, die es am 

Regierungskurs gab – formuliert von Jungsozialisten und ehemaligen Lafontaine-

Getreuen wie dem AfA-Chef Ottmar Schreiner – verhallte ungehört. Die Bundes-

tagswahlen 2002 zwangen die Partei zur Geschlossenheit. Im Bundestagswahl-

kampf 2002 stellte Schröder seine Modernisierungsrhetorik zugunsten eines traditi-

onellen Lagerwahlkampfes ein. In dieser Zeit – 2000 bis 2002 – unterstützte die 

SPD in weiten Teilen Schröder.  

 

Die Unterstützung Schröders als Parteivorsitzender geriet im Zuge der Einbringung 

seiner Reformagenda 2010 Anfang 2003, nachdem die Umfragewerte nach der 

Bundestagswahl 2002 stark fielen, unter erheblichen Druck. Deutliche Zeichen – 

Mitgliederbegehren und Zahl der Parteiaustritte – weisen auf verweigerte Gefolg-

schaft hin. Das Fehlen genereller normativer Zielperspektiven kann als Grund für 

die Verweigerung der Gefolgschaft in der Situation des Bruches mit traditionellen 

sozialdemokratischen Vorstellungen angeführt werden. Die Reformbegründung 

erfolgte durch den Hinweis auf Alternativlosigkeit angesichts globaler Rahmenbe-

dingungen, einer rückwärts gewandten Rhetorik der Kürzung zwecks reiner Erhal-

tung von Sozialstaatlichkeit und zuletzt der Notwendigkeit der Geschlossenheit 

hinter der Agenda, um den Machterhalt sozialdemokratischer Politik zu garantieren. 

Alle drei Formen der Begründung lösten keine nachhaltige Gefolgschaft aus. In 

dieser Situation zeigt sich die SPD als Programmpartei, welche weder programma-

tische noch materielle Politikveränderungen ohne einen Veränderung normativer 

Zielperspektiven verdauen kann.  

 

Die Leadership Schröders innerhalb der SPD erfüllte zunächst die Voraussetzung 

von Transactional Leadership in den Jahren 2000-2002. Hier versorgte Schröder 

die Parteimitglieder mit guten Umfragedaten und Wahlerfolgen. Hierfür erhielt er 

Unterstützung. Obwohl die SPD vielfach als die Programmpartei schlechthin be-

zeichnet wird, gab es auch angesichts deutlichen Abrückens von traditionellen So-

zialdemokratischen Programmpunkten im Zuge der Programmdiskussion 2000-
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2001 keinen Aufschrei in der Partei. Die Programmdiskussion fand in dieser Zeit 

weder eine gesteigerte Aufmerksamkeit des Leaders Schröder noch der SPD-

Mitglieder. Das in der schwierigen Ausgangslage präsentierte Schröder-Blair-

Papier hatte 1999 noch für einen Aufschrei gesorgt. Es wurde ebenso wenig wie die 

von Schröder gestarteten Initiativen „Zivile Bürgergesellschaft“ und „Modernes 

Regieren“ konsequent durchdekliniert.  

 

Die zweite Forschungsfrage – Wie bedingt sich Machtakkumulation und politisch-

inhaltliche Zielsetzung bei Schröder? – kann wie folgt beantwortet werden: Für 

Schröder war situativer Erfolg wichtiger als eine programmatische Weiterentwick-

lung der SPD – deshalb wurde ihm zugetraut, die SPD an die Regierung zu bringen. 

Zugleich wird ein gespanntes Verhältnis zwischen ihm und der Partei nachgewie-

sen. Die politische Karriere Schröders zeichnet sich durch weltanschauliche Flexi-

bilität und inhaltliche Spagate aus, die elektorale Vorteile versprechen. Dies führte 

spätestens nach der Regierungserklärung zur Agenda 2010 zwangsläufig zu Enttäu-

schungen und Glaubwürdigkeitsverlusten.  

 

Die dritte Forschungsfrage sollte untersuchen, welche Triebfedern von Transfor-

ming Leadership vorhanden waren und welche genutzt wurden. Transforming Lea-

dership durch eine erhebliche kommunikative Anstrengung zur Kommunikation 

von Zielvisionen erfolgte in der Zeit des Parteivorsitzenden Schröder nicht. Dies 

wäre während der Durchsetzung der Agenda 2010 im Jahr 2003 nötig gewesen, um 

in der Situation der materiellen Politikveränderung 2003 auf Gefolgschaft in der 

damaligen Krise der Umfragewerte bauen zu können. Die Initiativen Schröder-

Blair-Papier, „Zivile Bürgergesellschaft“ und „Modernes Regieren“ gingen nicht 

von der Partei sondern, vom Kanzleramt aus und wurden zudem nicht konsequent 

verfolgt. Die Zustimmung der Partei zum Reformprogramm Agenda 2010 wurde 

nicht durch Überzeugung herbeigeführt, sondern durch politischen Druck, Rück-

trittsdrohungen und die Stigmatisierung parteiinterner Gegner. So ist der tiefgrei-

fende programmatische Wandel in der SPD nicht Folge eines innerparteilichen Wil-

lensbildungsprozesses sondern ein aufoktroyierter Prozess – mit den Worten von 

Burns schlicht „no leadership“ (Burns 1979: 88).  
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Grafik 9: (Un-)genutzte Triebfedern der Transforming Leadership Gerhard Schröders 
 

Leadership durch: 

Persönlichkeit und Stil 

Leadership durch: 

Persönlichkeit und Inhalt 

Leadership durch: 

Inhalt und Stil 

• Schröder verkörperte Ide-

ale eines Über-Ichs. (+) 

• Schröder vermittelte der 

SPD das Gefühl von Mut 

und Stärke. (+) 

• Schröder hatte einen ent-

schlossenen Willen zur 

Macht. (+) 

• Schröder ist medientaug-

lich. (+) 

• Das Selfmadeimage 

Schröders und seine Nähe 

zur Wirtschaft bei glei-

cher Ablehnung des öf-

fentliche Dienstes waren 

für die Mehrheit der 

SPD`ler grenzwertig. (-) 

• Aus der Lebensgeschichte 

Schröders ergibt sich im Ne-

xus mit sozial-

demokratischen Grundwerten 

ein visionärer Kern. (+) 

• Diese Lebensgeschichte teilt 

Schröder mit der Generation 

derer, die über den zweiten 

Bildungsweg aufstiegen. (+) 

• Schröder nutzte seine Le-

bensgeschichte nicht zur Be-

gründung inhaltlicher Lea-

dership sondern nur zur Be-

gründung seines Führungsan-

spruches in der SPD.(-) 

• Die programmatischen Im-

pulse Schröders waren in-

haltlich nicht hinreichend be-

stimmt. (-) 

• Schröder griff die Pro-

grammdiskussion der SPD 

1999-2001 nicht auf, obwohl 

die Rahmenbedingungen op-

timal waren. (-) 

• Da es keine Transfor-

ming Leadership 1999-

2002 gab, verletzte die 

Agenda 2010 die 

Wertvorstellungen 

zahlreicher SPD`ler. (-) 

• Schröder verletzte un-

geschriebene Normen 

und Regeln der SPD 

und bedroht so die I-

dentität seiner Gefolg-

schaft. (-) 

• Schröder behandelte 

die Rolle des SPD-

Vorsitzenden nachran-

gig zur Kanzlerrolle.   

(-) 

• Schröder verschliss aus 

Gründen der Opportu-

nität loyale Mitarbeiter. 

(-) 

 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Triebfedern des Transforming Leadership waren vorhanden, wurden jedoch nicht 

durchgehend fruchtbar gemacht. Die Rolle des sozialdemokratischen Modernisie-

rers passte auf den sich aus Biografie und Weltbild herausschälenden visionären 

Kern des leistungsbereiten Aufsteigers von „ganz unten“ nach „ganz oben“. Es gab 

zudem Intellektuelle aus dem sozialdemokratischen Milieu, die normative Begrün-

dungen der Reformpolitik hervorbrachten (vgl. Meyer 2004; 2007). Programmati-

sche Impulse Schröders zwischen 1999 und 2002 scheiterten aufgrund eines Man-

gels an Taktgefühl im Umgang mit der Partei – siehe Schröder-Blair-Papier oder 

der Umgang mit Olaf Scholz – oder eines Mangels an konsequenter Fortführung 
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und Kommunikation in die SPD – siehe den Aufschlag „Zivile Bürgergesellschaft“ 

und die Konferenz „Modernes Regieren“. Der Grundsatzprogrammprozess, der 

2000 anlief, wurde trotz guter Rahmenbedingungen der Modernisierer in der SPD 

nicht genutzt, um durch Überzeugung neue Zielperspektiven zu entwickeln. Die 

Theorieferne Schröders und seine Abneigung gegenüber programmatischer Diskus-

sion waren an dieser Stelle nicht von Vorteil. Das Fehlen der Entwicklung solcher 

normativer Zielperspektiven hat sich spätestens dann, als sie gebraucht wurden – ab 

2003 – schwer gerächt. Je länger also Political Leader Politikveränderungen durch-

setzen ohne gleichzeitig die Entwicklung von normativen Zielperspektiven voran-

zubringen, desto stärker scheitert Transforming Leadership. Die Analyse zeigt: 

Erfolgreiche Transactional Leadership kann bedingt Defizite des Transforming 

Leaedership aufheben. So geschah es zwischen 2000 und 2002. Obwohl die SPD 

als die Programmpartei gilt, reichten gute Umfragewerte aus, um die Zustimmung 

der SPD zu Schröder zu sichern. Scheitert dieser Tauschhandel, katalysiert dies 

jedoch geradezu die negativen Folgen defizitärer Transforming Leadership. Eine 

Periode schlechter Umfragewerte wurde dann nicht gemeinsam durchgestanden, es 

geschah das, was der Schröder-Vertraute von Oertzen prognostizierte: „Wehe, der 

Gerd hat eines Tages keinen Erfolg. Es wird der Tag kommen, da sie [die SPD] ihm 

von hinten in die Knie schlagen“ (von Oertzen, zitiert aus Hogrefe 2002: 151). 

Schröder rettete seine Kanzlermacht 2004 durch seinen Rücktritt vom Parteivorsitz. 

 

Abschließend ist festzuhalten, dass analytische Untersuchungen von Leadership 

einzelner Personen, welche auf der Grundlage eines interaktionistischen Ansatzes 

anknüpfend an den akteurszentrierten Institutionalismus nach Mayntz und Scharpf 

(1995) vorgenommen werden, nicht unproblematisch sind. Zwar ist die vorliegende 

Untersuchung nicht die einzige Analyse dieser Art (vgl. v.a. Rosenberger 2005), 

doch muss kritisch bemerkt werden, dass die Arbeit durch eine mitunter unüber-

sichtliche Anzahl von Variablen und Determinanten an die Grenzen der Operatio-

nalisierung politischer Führung stößt. Politische Führung scheint nicht nur die Aus-

nutzung bestehender Handlungskorridore zu sein, sondern bedeutet die Ausweitung 

und sogar die Schaffung neuer Handlungskorridore. Eine stärkere Fokussierung auf 

die Rolle der Gefolgschaft als Form eines Personenverbandes anstelle einer Institu-

tion (vgl. Fliegauf/Kießling/Novy 2008: 414) dürfte deshalb für nachfolgende poli-

tikwissenschaftliche Arbeiten sinnvoll sein, denn so könnte die Interaktion zwi-

schen Leader und Gefolgschaft über das Niveau der Ausnutzung von situativen 

Möglichkeitsfenstern hinaus in tieferem Sinne Gegenstand der Analyse werden. 
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Institutionen wären in dieser Sichtweise zwar Gruppen, in denen Handeln angeleitet 

werden kann, in denen jedoch trotzdem jedem Individuum der Freiraum eigenen 

Handelns bleibt. Das wäre der endgültige Abschied von determinierenden Struktu-

ren. Dies würde den zu Beginn angeführten gesellschaftlichen, politischen und 

ökonomischen Wandlungsprozessen stärker gerecht werden, denn all diese bestäti-

gen, dass ein Leader seine Gefolgschaft in demokratischen Systemen, in denen 

traditionelle Milieus aufbrechen, nicht ein für alle mal gewonnen hat. Wo Infor-

miertheit durch einen Internetanschluss und die Kompetenz diesen zu Nutzen her-

gestellt ist, reduziert eine Politik des „Basta“ höchstens auf kurze Sicht die Kosten 

einer Entscheidung, doch verringert sie in starkem Ausmaß die Glaubwürdigkeit 

dialogorientierter Kommunikation, welche sich in der Tat als Kernressource – der 

Triebfeder –  reformerischer politischer Gestaltung – der Transforming Leadership 

– herausstellt. 
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